
- . -—————- - . - - ¬
DieneueAugartenbrücke . DerBauderneuenAugartenbrückewirddurchdasmilde
Wetter begünstigt und schreitet rasch vorwärts .Umdie Bauarbeiten auch bei

zeitweisem Frost weiterführen zu können ,hat die Gemeindeveranlasst ,dassdie
Arbeitsstellen eingedeckt und Vorkehrungen zur Erwärmung des für die Betonbe¬

reitungerforderlichenSchottersundWassersgetroffenwerden .AufdieseWei¬
se und durch Anstellung der verhältnismässig grossen Zahl von 1ho Arbeitern

ist es gelungen ,bei der Herstellung des Brückenunterbaues bedeutende Fort¬

schritte zu erzielen . Soist Donnerstag die Gründung des rechtsseitigen Ufer¬

pfeilers in einer Tiefe von neuneinhalb Meter unter demWasserspiegel desDo¬
naukanals auf einer Schichte grauen Tegels vorgenommen worden ,der sich nach
den Ergebnissen eingehender Untersuchungen als guter Baugrund erwiesen hat .
In der Eisenbauwerkstätte wird bereits am Brückentragwerk gearbeitet ,mit des - ¬

sen Aufstellung sofort nach Vollendung der Pfeiler begonnen werden wird .

GoldeneHochzeiter .In diesenTagenfeiern die EhepaareAlbertundAnnaThim,
BeorgundAloisia Hitzler ,FerdinandundKarolineKaltenbrunner ,Josef undWil- ¬
helmineJaksch ,Karl undAnnaDworak ,FranzundMariaMagdalenaNeumann ,Samuel
und Berta Bloch und Hugo und Vera Herrlein das Fest der goldenen Hochzeit .In

Vertretung des Bürgermeisters überreichte amtsführender Stadtrat Linder den

Jubelpaaren heute die Ehrengabeder StadtWien .

Stromabschaltung .In den HäusernII . ,AmTabor13 und Taborstrasse 64 wurdedie
elektrische Installation trotz wiederholter Aufträge nicht in den vorschrifts

mässigen Zustand gebracht ,obwohl sie die persönliche Sicherheit gefährdete

und eine Feuersgefahr bildete .Um Unglücksfällen vorzubeugen ,musste daher die

zuständige Magistratsabteilung am 27 .Jänner in diesen Häusern den elektri¬

schen Strom vom städtischen Kabel abschalten .
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ZweiteAusgabe

- - . - . —. —————- -
ZehneinhalbMillionenBadegästeindenstädtischenBädern/Demsoebenerschie-¬
nenenVerwaltungsberichtderstädtischenBäderverwaltungfür1929istzuent¬
nehmen,dassdieGemeindeWiengegenwärtigüberinsgesamt56Badeanstaltenver¬
fügt. Davonsind13Warmbäder,20Kinderfreibäderund13Sommerbäder.Diestäd-¬
tischenBäderwurdenimabgelaufenenJahrvoninsgesamt10,151. 443Personen
besucht,gegenüber10,249. 048Badegästen,dieimJahre1928diestädtischen
Bäderbenützten.DieGemeindevolksbäderwiesenimabgelaufenenJahrdenBe¬
suchvon5,159. 255Personenauf .IndenstädtischenDampf-,Wannen-undSchwimm¬
hallenbäderbadeten2,319.830Personen;dasAmalienbadalleinzählterund
1,250. 000Badegäste.DieSommerbäderwurdenvon1,639. 774Persenenaufgesucht
undindenKinderfreibäderntummeltensich1,302. 584Kinder.Imabgelaufenen
JahrhatdiestädtischeBäderverwaltungnebeneinerumfassendenAusgestal-¬
tungeinigerBäderaucheinebedeutendeVermehrungderUmkleidestellenbe¬
ziehungsweiseBadestellenvon10. 064auf15. 572durchgeführt .
AusderWienerwBevölkerungsbewegung.NachdenMitteilungenderMagistratsabtei
lungfürStatistikwurdederStandderWienerBevölkerungfürEndeDezember
1929mit1,847. 488Einwohnerberechnet.Davonsind991. 859weiblichenund
852.629männlichenGeschlechtes.ImDezemberdesabgelaufenenJahreswurden
inWien. 294Trauungenvollzogen.661Ehenwurdenvorrömischkatholischen
Seelsorgernund320vorderpolitischenBehördegeschlossen.Gestorbensind
imDezemberinWien. 027Personen.Davonwaren. 023männlichenund.004
weiblichenGeschlechtes.DerWienerBevölkerunggehörten. 887Verstorbene
an ,140warenortsfremd.InihrerWohnungsind813PersonenundinAnstal-¬
ten . 214gestorben.DiehäufigstenTodesursachenwarenorganischeHerzkrank¬
heiten ,denen339Personenerlegensind ,AnKrebsstarben326Personen,anLun¬
gen-undKehlkopftuberkulose191,anLungen-undRippenfellentzündung177,anGe-¬
hirnschlag128,anArterienverkalkung74,anepidemischenKrankheiten61undan
Altersschwäche53Personen.77PersonenverübtenimDezemberSelbstmord.

- . - —- — ———- —- - - - ¬
FreieAssistenzarztensstelle.AndergynäkologischenAbteilungdesKranken-¬hausesderStadtWeninLainzist mit1 .April . . dieStelleeinesAssis-¬tenzarztes zu besetzen .Gesucheumdiese Stelle sind mit denentsprechenden
PersonaldokumentenundVerwendungszeugnissenbisspätestens15FebruarimBürcderVerwaltungsgruppefürPersonalangelegenheiten,NeuesRathauseinzubri.gen .
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Bundeszuschüssefür Neubautenin Wien .In mehrerenTagesblättern wird dieNach¬

richtverbreitet ,dassfür Neubautenin WienkeineBundeszuschüssebewilligt
werdenkönnen ,weil diese Bundeszuschüssenach§ 11 desWohnbauförderungsge-¬
setzes nur in jenen Länderngegebenwerdenkönnen ,in denenfürWohnhäuser
einemindestenszwanzigjährigevollständigeBefreiungvonderLandesgebäude¬
steuersamtallenZuschlägen,fernervonallenAbgabeneingeräumtist ,dievon
denLändern ,BezirkenundGemeindenvomWohnungsaufwandsowievomverbauten
Baugrundgegenwärtigoderzukünftigeingehobenwerden.DieseVoraussetzunglie-¬
ge in Wiennicht vor ,weil durchdas neueBodenwertabgabegesetzvom11 .Okto¬
ber .1929diedent§ 11desWohnbauförderungsgesetzesentsprechende ,durchWie-¬
nerLandesgesetzvom25 .Juni1929ausgesprocheneBefreiungteilweiseaufge¬
hobenwird .Demgegenübermussfestgestellt werden ,dass mit demerwähntenLan¬
desgesetzvom25 .Juni1929die BefreiunggenaunachdemWortlautdesWohnbau-¬
förderungsgesetzeszugesichertwird ,das heisst nicht nur für eineallfällige
LandesgebäudesteuersamtallenZuschlägenundfürdieAbgabenvomWohnungs-¬
aufwand ,sondernauchfür alle Abgaben ,die " vomverbautenBaugrundgegenwärtig
oderzukünftigeingehobenwerden. "NurdieswirdvomWohnbauförderungsgesetz
verlangt .DadieAbgabe,diemitdemLandesgesetzvom11 .Oktober1929einge¬
führtwurde,nurunverbauteGrundflächentrifft ,vondenenüberdiesnochdie
derBauareazukatastriertenHaushöfe,HausgärtenundVorgärtenausgenommensind
so ist es wohl klar ,dass diese vomunverbauten Grund zu entrichtende Abgabe

keinHindernisfürdieZuerkennungdesBundeszuschüsseaufGrunddesWohnbau-¬
förderungsgesetzesbildenkann.SolltediesesHindernisdarinerblicktworden,
dassnachdemneuenBodenwertabgabegesetzauchGrundflächenalsunverbautzu
gelten haben ,auf denenObjekteohnebaubehördlicheBewilligungoder mitbau¬
behördlichenBewilligung ,aber nur auf Widerruf ,gegenDuldungoderaufunbestim
te Zeiterrichtetsind,sowirddabeiübersehen,dassessichinkeinemder
beiden Fälle umWohnhäusernhandeln kann ,für die allein dasWohnbauförderungs
gesetz die Steuerbefreiung fordert ,sondern nur umkleinere Objekte ,derenBe- ¬

seitigungvonderBaubehördeentwederausdemTitelderunbefugtenBauführung
oder auf Grundder Widerrufsklausel verlangt werdenkann und für dieselbst¬
verständlichniemalsauf Grunddes WohnbauförderungsgesetzesBundeszuschüsse
geleistetwerdenkönnen.
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WienerLandtag .In dieserWochetritt amFreitagum17UhrderWienerLandtag
zusammen.Tagesordnung :ZweiteLesungderGesetzesvorlageüberdieBeteiligung
desLandesWienanderFörderungderösterreichischenAusfuhrnachdenUnion
der Sozialistischen Sowjetrepubliken .

ArgentinischeGästeimWienerRathaus .Gegenwärtigweilt eine aus etwa50Per-¬
senenbestehendeargentinischeReisegesellschaftin Wien. DieReiseteilnehmer
erschienenheuteimWienerRathaus ,wosie in VertretungdesBürgermeisters
vonamtsführendenStadtrat ProfessorDr .TandlerimSteinernenSaalempfangen

wurden .Für die Gäste dankte Dr .Lusena ( Buenos Aires ) fürdie überaus freund¬

licheAufnahme ,diesie in Wiengefundenhaben .DieGästebesichtigtendann
die SchauräumedesRathauses .

. - . - . —. - - - - . - - - . - ¬
GoldeneHochzeiter .In diesenTagenfeierndie EhepaareIgnazundJosefa
RobitschekundHeinrichundLeopoldineKadendasFestdergoldenenHochzeit.
InVertretungdesBürgermeistersüberreichteamtsführenderStadtratLinder
den Jubelpaaren die Ehrengabeder Stadt Wien .

- . - . - - - ¬
DieEinäscherungen.ImJännerwurdenin derFeuerhallederStadtWien307Lei¬
chen eingeäschertDavon waren 194 weiblichen und 113 männlichen Geschlechtes .

187Verstorbenegehörtender römischkatholischenReligionan,25derevangeli¬
schenund6deraltkatholischen.20warenmosaischund69konfessionslos.19
Leichenwurdenvonauswärtszur EinäscherungnachWiengebracht .

—. —- ———- - —- - - - ¬
Freie Assistenzarztstelle .Ander dermatologischenAbteilungdesKrankenhau¬
ses der Stadt Wien in Lainz ist ab 1 .April . . dieStelle eines Assistenz - ¬

arzteszubesetzen .GesucheumdieseStellesindmitdenentsprechendenPerso¬
naldokumenten und Verwendungszeugnissen bis spätestens 15 .Februar . J .imBü¬

ro der Verwaltungsgruppefür Personalangeleganheiten ,NeuesRathauseinzubrin¬
gen .
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I

DerKampfgegendieGefahrendesLeuchtgases.
Erfolgreiche Versucheauf demGebiete derGeruchsverstärkung .

DieWienerstädtischenGaswerkewarenseit jeher bestrebt ,denGe¬
fahrendesGasesaufbreitesterGrundlagebegegnenzukönnen.Siewarendieers-¬
ten ,die sichmitderFragederGeruchsverstärkung(Parfumierung)sowiemitder
vollständigenEntgiftungdes Gasesbeschäftigten .

DasWienerGaswirdaufdiegleicheWeiseerzeugtwiedasaller
grösserenGaswerke. DurchdieGewinnungderBenzolkohlenwasserstoffeausdem
Gas ,die in Wiensowiebei vielen grösserenGaswerkengebräuchlichist,wirddie
GiftigkeitdesGasesnichterhöht ,sondernvermindert.AusserdemwirdderZusatz
des kohlenoxydreichenWassergaseszumStrassengasherabgedrückt ,imGegensatz
zu solchenGaswerken,die dasBenzolimGasbelassenundausdiesemGrundedas
Strassengasmit grösserenMengenvonWassergasversetzen .

Schonseit Jahrensinddie WienerGaswerkebemüht ,einenStoffzu
finden ,der geeignet ist,den Gasgeruchzu verstürken .Die Versuche ,die imAuftra¬

gederWienerGaswerkevonProfessorDr .GrassbergerimhygienischenUniver¬
sitätsinstitut vorgenommenwurden ,habenbereits zur AuffindungeinesStoffes
geführt ,derzurGeruchsverstärkungverwandbarseindürfte .Diediesbezüglichen
Versuchewerdenin kürzesterZeitaufbreitererGrundlagefortgesetztwerden.
Dagegenbefindensich die Arbeiten ,die zur vollständigenEntgiftungdesGases
führensollen ,nochimStadiumdesLaboratoriumsversuches .

Die WienerGaswerkebeschränkensich aber keineswegsnurdarauf
in der Frageder GeruchsverstärkungundEntgiftungzu einempraktischen ,wirk¬
samenErgebniszu gelangen . Siesind auchununterbrochenbestrebt ,durchentspre¬
chendeMassnahmenGebrechenimVerteilungsnetznachMöglichkeitzuverhindern,
und ,wennsolcheentstandensind ,sie rechtzeitig aufzudeckensowieschliesslich
durchununterbrocheneAufklärungstätigkeitdie BevölkerungvorUnfällendurch
Leuchtgas zubewahren .

Die WienerGaswerkeuntersuchen bei jedemsich bietendenAnlass ,
wie zum Beispiel bei Aufgrabungen in den Strassen ,den Zustand desGasvertei - ¬
lungsnetzes durch besonders geschultes Personal . Sowurden imabgelaufenen
Jahr rund 25 . 000Stellen des Rohrnetzesfreigelegt undvonden Organender
Gaswerkeuntersucht .Eine weitere Vorkehrung ,die beiträgt ,in vielen Fällenrech
zeitig ein bereits vorhandenesGebrechenfestzustellen ,bestehtin einerFegel-¬mässigen Untersuchung aller in den Gehsteigen und im Strassenkörper befind¬

lichen Einbautender Gaswerke ,Elektrizitätswerke ,WasserwerkeunddesKanalsys-¬tems . Essind dies rund 80 . 000Eihbauten ,die in Zeitabschnitten vonfünfWochen
regelmässig untersucht werden .Im abgelaufenen Jahr wurdenüber 800 . 000derar¬tige Untersuchungendurchgeführt ,die in vielen Fällen zu einer rechtzeitigen
Feststellung von Mängelnim Gasverteilungsnetz führten .
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Vien ,amDienstag,den . Februar1930ZweiteAusgabe. - . - . - - -
. - - - - - - - - - - - - - - - . -EinFallvonHundswutinHernals.AmvergangenenSamstagwurdeaneinemgrau-¬

braunen,mittelgrossen,männlichenSchäferhund(Bastard)ausdemHauseXVII. ,
Hernalserhauptstrasse117Wutfestgestellt.Personen,dievondiesemHundgebis-¬
senwordensind ,werdenin ihremeigenenInteresseaufgefordert,sichunverzüg¬
lichbeimzuständigenBezirkspolizeikommissariatzumelden.DieHundebesitzer
werdenaufmerksamgemacht,demGesundheitszustandihrerTierebesondereAuf¬
merksamkeitzuschenkenundjedeverdächtigeErscheinungderVeterinäramtsab¬
teilung ihres Wohnbezirkesanzuzeigen .

- - - - - . -
EröffnungderstädtischenMütterschule.Wieschongemeldet,hatdieGemeindever-¬
waltungeigeneKursefürdieSchulungvonMütterneingerichtet,dievonFrauen
undMädchen(Mindestalterl8Jahre)besuchtwerdenkönnen.InderSchule,diedrei
Monatedauert ,wirdüberSäuglings-undKinderpflege,überErziehungsfragenund
soweitervorgetragen.PraktischeUebungeninderKindorpflegefindenebenfalls
statt . DieKursewerdenindenstädtischenHaushaltungsschulenaufderLandstras-¬
seinderPetrusgasse10undinMariahilfinderBrückengasse3abgehalten.Die
städtischenMütterschulewurdegesternvonamtsführendenStadtratProfessorDr.
Tandlereröffnet,derin seinerAnspæcheandieFestgästeaufdieBedeutungder
SchulungderFrauenfürdieschwersteAufgabe,dieihnendasLebenstellt ,ver¬
wies .AnderEröffnungnahmenunteranderemdieGemeinderäteThereseAmmon,Anna
Grünwald,DozentDr.Friedjung,KoprivaundSchleifer,FrauRegierungsratSchat-¬
tner(Handelsministerium )sowieVertreterdesStadtschulratesteil .

. - - . - -

WiederbelegungvonSchachtgräbernaufdemHernalserFriedhof,Vom. Juli. .an
werdendieSchachtgräberindenGruppenK ,Lund18imHernalserFriedhofwie-¬
derbelegt.EnterdigungenvonLeichenrestenausdiesenGräbernsindnurvorder
Wiederbelegungzulässig.DiebezüglichenGesuchesindbislängstens20. Junibei
derMagistratsabteilung12,I . ,Rathausstrasse9 ,einzubringen;aufverspätotein¬
langendeAnsuchenwirdkeineRücksichtgenommen.

- . - - - - . - . - - - . - .
BezirksvertretungMargareten.DienächstePlenarsitzungderBezirksvertretung
MargaretenfindetamMontag,den10Februar,um17Uhrstatt .
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. . -. -. . . . . . -¬
Ausbauder kommunalenArchiveundMuseen.
EinewichtigeAktiondesStädtebundes.

InvielenGemeindenwirddemfürdieGeschichtsforschungsowich¬
tigenArchivnurgeringeSorgfaltgewidmet.Auchdiein vielenOrtenbestehen¬
denMuseensindreformbedürftigunderforderneineeinheitlicheFührung.Der
StädtebundhatdeshalbeineTagungderGemeindeneinberufen,dieeigeneArchi¬
veundMuseenbesitzen. SiefandSamstagundSonntagimLinzerRathausstatt
undwarausallenBundesländernbeschickt.DasBundesdenkmalamthatteHofrat
Dr. Loehrentsendet;derArchivbeiratdesBundeskanzleramteswardurchProfessor
StowasserundLandesarchivdirektorDr.Zibermayrvertreten.BürgermeisterEuller
(Linz)begrüsstedieTagungimNamenderStadtvertretung.Vizebürgermeister
Emmerling,alsgeschäftsführenderObmanndesStädtebundes,verwiesinseinerEr-¬
öffnungsanspracheaufdieNotwendigkeit,dasgrosseKulturgutderArchiveund
Museennichtnurzuwahren ,sondernauchzumehren.

Ueberdie AufgabenderkommunalenArchivehielt StadtarchivarDr.
Helleiner( St .Pölten)einungemeinfesselndesReferat,dasinderForderunggipfe.
te ,alleGemeindearchivederwissenschaftlichenBenützungzugänglichzuma¬
chen. DerReferentregtean ,dassfüralleStadtarchive ,diebisherwedervon
einemhauptberuflichennochehrenamtlichenArchivarbetreutwerden,einge¬
meinsamerArchivarvomStädtebundzubestellenist . EinezugründendeArheits¬
gemeinschaftderStadtarchivaresoll diefachlicheWeiterbildungermöglichen.
InderDebatteüberdieseVorschlägegabenRegierungsratWiesinger(Eels),
KustosAnderle(Villach),KustosDr.Zöhrer(Linz),ProfessorStowasserundDirek-¬tor Dr. ZibermayrwertvolleAnregungen.

UeberdenAusbauunddieFührungderkommunalenMuseensprachsehr
instruktivRegierungsratWiesinger,derLeiterdesWelserStadtmuseums.Seine
Anregung,eineErhebungüberdieBeständederösterreichischenOrtsmuseen,
ihreErhaltungundBetreuungdurchzuführen,wurdebeifälligaufgenommen.Es
wurdebeschlossen ,denVerbandderkunsthistorischenundkulturgeschichtlichen
MuseenOesterreichseinzuladen,einGutachtenzuerstatten,wiedieBetreuung
derOrtsmuseen,insbesonderedurchHeranziehungderLehrerschaft,gesichert
werdenkönne .

DirektorLeisching( Salzburg ) ,StadtratSteiner(Korneuburg) ,Schul¬
direktorHolzinger(Schärding)undKustosAnderle(Villach )ergänztendieAus-¬
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Rathauskorrespondenzvom5 .Februar1930 II .Blatt

führungendesReferenten.HofratDr .Lcehrverlangte,dassfürdenAusbauderMu¬
seenauchMittelausderproduktivenArbeitslosenfürsorgezurVerfügungge¬
stellt werdensollen .DieTeilnehmeranderTagungbesuchtendannunterFüh¬
rungdes DirektorUibeldas LandesmuseuminLinz .

DasErgebnisderBeratungerbrachtedenBeweis ,dassdieGemeinden
bestrebtsind ,denAusbauihrerArchiveundMuseen,soweitdiesihrefinanziellen
Kräftegestatten ,zufördern .DerStädtebundwurdeeinstimmigalsZentralstelle
für die Durchfühgungder Beschlüsseder Tagungbestimmt.

AmSonntagnachmittagsbesichtigtendieTeilnehmeranderTagung
dasStadtmuseuminWels. DortbegrüsstederBürgermeisterDr .SalzmanndieGäs-¬
te,woraufVizebürgermeisterEmmerlingfürdiefreundlicheAufnahmedankte.

Esdürftein kürzesterZeiteineneuerlicheTagung,diesichauch
mitdenGemeindebüchereienbefassenwird ,vomStädtebundeinberufenwerden.

NeuestädtischeWohnhausbauten.
DerGemeinderatsauschussfür Wohnungswesenhielt amDienstageine

Sitzungab ,in derwiedereineReihevonEntwürfenfürstädtischenWohnhausanda¬
gen genehmigtwurden .

Sowirdin derLeopoldstadtaufdemSantaLuciaplatznachdenPlänen
desArchitektenIngenieurLudwigDawidoffein städtischerWohnhausbauaufgeführt.
Diezwei-bissechsgeschossigeAnlagewird124Wohnungenund2Geschäftslokale

enthalten .

Aufder LandstrassewerdenzweineueWohnhausbautenerrichtet ,eine
Anlagein der Neulinggasseunddie zweiteauf demRochusplatz . DiePlänefür
denBauinderNeulinggassehatArchitektDr .ArmandWeiserentworfen.Indieser
Anlagesind53Wohnungen,zweiAteliersundeineBüchereivorgeschen.DerWohn¬
hausbauaufdemRochusplatzwirdnachdenPlänendesArchitektenTheophil
Niemann32 Wohnungennnthalten .

InFavoritenbautdieGemeindeverwaltungfünfneueWohnhausanlagen.
EinBauwirdnachdenPlänendesArchitektenKarlDorfmeisterinderKudlich-¬
gassemit4hWohnungenaufgeführt .DieArchitektenFrank ,PunzmannundDr. Wlach
habendiePlänefüreinenWohnhauinderLaaerstrasse-Kennergasse -Bürgergasse¬
Gellertgasseentworfen. DasProjektsicht168Wohnungen ,6Geschäftskokaleund
einJugendheimvor .InderAlxingergassewirdnachdenPlänendesArchitektenErichKurtRichtereineAnlagemit19Wohnungenaufgeführt .ArchitektJosefHahnhatdenEntwurffüreinenWohnhausbauin derLaxenburgerstrassefertigge-¬steilt . DieAnlagewird61Wohnungenenthalten .DerfünfteNeubauwirdinder
Leebgasseerrichtet.PlanverfasseristArchitektIngenieurRudolfScherer.DieZahlderWohnungenin dieserAnlagewird76betragen.
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. - . - . -- - - - - - - - . - . - . - . - - - . - - . -
Neuestädtische Wohnbauten.

DerGemeinderatsausschussfürWohnungswesenhatamDienstag16Wohn-¬
bauprojekte mit insgesamt 1232 Wohnungengenehmigt .

Diese Projekte wurdenschonvor einigen Monatenin derGeschäfts¬
stelle der Bundeswohnbauförderungsaktioneingereicht ,jedochbis heutenicht
erledigt . DerGemeinderatsausschussfür Wohnungswesensollte dieseProjekte
erst nachderBewilligungderBundeswohnbauzuschüssegenehmigen . Dagegenwär¬
tig günstiges Bauwetter herrscht und infolge der Nichterledigung derProjek - ¬
te durch die Geschäftsstelle der Bundeswohnbauförderungkostbare Zeitver¬

streicht ,wurdendie ProjektenunmehrvomzuständigenGemeinderatsausschussge¬
nehmigt ,umnach der Erledigung durch die Geschäftsstelle mit demBauderWohn¬
hausanlagensofort beginnenzukönnen .

Vonden16projektiertenWohnhausbautensollen,wieschonmitgeteilt,
8 Wohnhausbauten mit 677 Wohnungenin den Bezirken Leopoldstadt ,Landstrasse

undFavoritenerrichtetwerden. Dieanderen8Wohnhausbautenmit555Wohnungen
werdenin Meidling ,OttakringundFloridsdorfaufgeführt .

In Meidlingist derBauvonWohnhausanlagenin derMalfattigasse,
Schönbrunnerstrasse,WolfganggasseundOppelgassevorgesehen .DieAnlagein
der Malfattigassewird27 Wohnungenumfassen .In der Schönbrunnerstrassewird
einWohnbaumit36Wohnungenaufgeführt.DieWohnhausanlagein derWolfgang-¬
gassewird34WöhnungenenthaltenundderWohnhausbauin derOppelgasse45

Wohnungen .

In Ottakringsind3 Wohnhausanlagenprojektiert ,einein derWilhel-¬
minenstrasse ,die zweitein der Sulmgasseunddie dritte in derRedtenbacher¬
gasse .Im Wohnhausbauin der Wilhelminenstrasse werden 109 Wohnungenunterge¬

bracht Werden ;die Anlagein der Sulmgassewird24 Wohnungenumfassenundfür
den Wohnhausbauin der Redtenbachergasse sind 32 Wohnungenvorgesehen .

DerprojektierteBauin Floridsdorfwirdin derFranklinstrasse
errichtet .Die Zahl der Wohnungenwird 218betragen .

Diese Wohnbauprojekte werden nächstens demWiener Stadtsenat und
Gemeinderatzur Beschlussfassungvorgelegtwerden .Esist zuhoffen ,dassdie
GeschäftsstelleunddaszuständigeMinisteriumsichebenfallsbemühenwerden,
durchrascheErledigungdieser Projektedie Bautätigkeitin Flusszubringen .
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ErsteAusgabe

Belebungdes ArbeitsmarktesdurchGemeindeaufträge.UmdieArbeitslosigkeit
wirksamzu bekämpfen ,lässt die Gemeindeverwaltungin der Vergebungvon
Arbeiten und Lieferungen keine Unterbrechungeintreten . Sohaben inden
letzten Tagendie Gemeinderatsausschüssefür WohnungswesenundTechni¬
sche Angelegenheitenneuerlich Arbeitsaufträge der verschiedenstenArt
imBetragevon ' 4MillionenSchillingvergeben,dieeineReihevonGe¬
werbenundIndustrien wiedermit Beschäftigungversorgen . DieletztenAr¬
beitsaufträge sind an die Armaturenindustrie ,Elektroindustrie ,Installa¬

tionsindustrieundinsbesonderean die mitdemWohnbaubeschäftigtenGe¬
werbeergangen .

- - -
AusgestaltungderelektrischenStrassenbeleuchtung.IndernächstenZeit
werdeninderInnerenStadtdieGriechengasseundderHafnersteigmitder
elektrischenStrassenbeleuchtungausgestattet.

. - - - - . - - igkei
AusderJugendfürsorgederStadtWien. WiedieMagistratsabteilungfürSta-¬
tistikmitteilt,habenimNovemberdesvergangenenJahresindenstädtischen
Mutterberatungsstellen15. 402Beratungenstattgefunden.ImselbenMonat
haben. 233MütterzumerstenmaleinestädtischeMutterberatungsstelle
aufgesucht .DerDurchschnittstagesbeauchbetrugimNovemberin denstäd-¬
tischenKindergärten. 898undindenHorten. 546Kinder.AnderSchü-¬
lerausspeisunghabenimNovember16. 596Kinderteilgenommen,andie
365. 315Speiseportionenausgegebenwordensind.

- - - - -
VondenBezirksvertretungen.DienächstePlenarsitzungderBezirksvertre¬

tungMargaretenfindetamMontag,den17 .Februar,um17Uhrstatt .DieBe-¬
zirksvertretungMeidlingtritt amDonnerstag,den20 .Februar,um18Uhr
zusammen. DieBezirksvertretungMariahilfhält amDonnerstag ,den27 .Feb¬
ruar um 18 Uhr eine Plenarsitzung ab .
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WIENER LANDTAG
Sitzung vom7 ,Februar1930 .

PräsidentZimmerleröffnet die Sitzungum5 Uhr25Minuten.
—

DieAbg .KunschakundKollegenbringenSolgendeAnfrageanden .
KandoshaupmanneineDerWienerLandtaghatin seinerSitzungvom31 .Jän¬
ner . J .in erster Lesungein Gesetz über die Beteiligung des LandesWienan der Förderung der österreichischen Ausfuhr nach der Union der sozialis¬

t ischen Sowjetrepublikenbeschlossen .Paragraph3 dieses Beshlussesbesagt :" Fürdiese Beteiligungdes LandesWienan denvomBundzu gewährendenDar¬lehenist jenerTeilbetrag ,dermitGemeinderatsbeschlussvom21 .Oktober1927Pr . . . 4657,festgesetztenGesamtfakturensummevon100MillionenSchil¬
lingin GoldzurVerfügungzustellen ,dernichtschondurchAusfallshaftun¬gen auf Grunddieses Gemeinderatsbeschlussesin Anspruchgenommenist .DieseBestimmungdes § 3 bedeutetzweifelloseinen Eingriff in dieautono¬
menRechtedes Gmeinderatesder Stadt Wien .DerGemeinderathat mitBe¬
schluss vom21 .öktober 1927 die Ausfallshaftung für Rusalandgeschäfte über¬
nommerundhiefür einenHöchstbetragbis 1ooMillionenSchillinginGoddzur Verfügung gestellt ,Ueber die Absicht des Gemeinderates und den Verwen¬
dungszweckder erwähntenSummebestehtsonachnicht der gerihgsteZweifel.
DerGemeinderatsbeschlussvom21 .Oktober1927ist ausserdeman einenfixenTermingegunden; dieserTerminist mit31 .Dezember1929abgelaufen.NachdemderGemeinderateineVerlängerungdesTerminesnichtbeschlossenhat,ietsein Beschluss vom21 .Oktober 1927 ausser Wirksamkeit getreten undder
bis dahinnicht zur VerwendunggelangteBetragimSinnederGemeindeverfas¬
sungverfallen .BeidieserSachlageist jede weitereVerfügungüberdenzumVerfallgelangtenBetragauchdurchdenLandtagzurUnmöglichkeitgeworden.AusdiesemGrundealleinschonmüsstein demerwähntenLandesgesetzeineige¬her vomdemangezogenenGemeinderatsbeschlussvollständigunabhängigerBe¬deckungsvorschlag erstattet werden ,falls der Landtag hiezu überhaupt be¬

/fähigtwäre ,EinsolcherVorschlagkönnteunterdengegebenenVerhältnissennur in einer VerfügungimRahmender selbstständigenLandeseinnahmen,dassinddie ErtragsanteiledesLandesWienandengemeinschaftlichenAbgabem,gesuchtundgefundenwerden .Dochauchdieser Vorgangist stritig ,nachdem
dfe Lendesanteile dem Budget der. V .der Gemeinderat nur für das
von Wien als Land vorzusehen hat
hinaus eine weitere Belastung zu
schliesslich der Gemeinderat undeine Entscheidung zu treffen .Der

Gemeinde einverleibt sind undnach §137
Erfordernis derVerwaltungsangelegenheiteneOb die Gemeindeüber diese Verpflichtungübernehmen bereit ist ,darüber hätte aus¬
zwar vor det Beschlussfassung imLandtag
L ndtagsbeschluss vom 31 .Jänner verpflich¬tet die Gemeindezur Leistungeines Darlehensbis zumBetragevon23Millio¬nen Schilling .Die durch die Gemeinde zu übernehmende Darlehensbeteiligung

sbeilt sich als Bürgschaftsübernahmefür eine landesgesetzlicheMassnahmedar .NachdenBestimmungendes § 89 . V.( sonstigebesonderswichtigeVerwal¬tungsangelegenheiten)sindnachPunktf )die LeistungvonBürgschaftenundnachPunkt ) dieBewilligungvonallen im Voranschlagnichtvorgesehenen
Ausgaben,wennsie mehrals Ho. 000Schillingbetnagen ,demGemeinderatvorbe¬halten .AuchnachdiesenBestimmungenerscheintderBeschlussdesLandtagesvom31 .Jännerals ein Eingriffin die KompetenzdesWienerGemeinderates.DervonderMehrheitimLandtagheohachteteVorgangfodertfürsichalleinschon ,aberganzbesondersimHinblickaufgeinepräjudizielleBedeutungzum schärfsten Widerspruch heraus und macht die völlige Klarstellung zu

einerunabweisbarenNotwendigkeit.DieseKlarstellungkannnurerzieltwer¬dendurchdieEliminierungdes§ 3 desGesetzesüberdieBeteiligungdesLandesWienanderFörderungderösterreichischenAusfuhrnachderUniondersozialistischenSowjetrepublikenunddiegleichzeitigeEinholungeinesverfassungsmässigenBeschlussesdes WienerGemeinderates.
Es wirddaherdie Anfragegestellt :„ Ist der LandeshauptmannimHinblikaufdienotorischeVerfassungswidrigkeitdesBeschlussesvom31.. J .bereit ,dieim§119. . vorgesehene ,zurGiltigkeiteinesGesetzesbe-¬schlusses notwendigeBeurkundungzuverweigern ?"
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In Begründungder Anfrageführt

Abg .Kunschakaus: OberstesGesetzfür jedenVerwaltungskörper ,nament-¬
lich aber für einen gesetzgebendenKörper ,der für sich undseineEnt¬
scheidungenbeiderBevölkerungumAnerkennungwirbt ,istdie,strikteste
EinhaltungderverfassungsmässigenBestimmungen.Hältsicheinegesetz¬
gebende Körperschaft melbst nicht striktest an die BestimmungenderVer¬

fassungdannverliertsie denBodenunterdenFüssenundverliertdie
Rechtsautorität.DerWienerLendtaghatindervorigenSitzungeinenBe¬
schlussgefasst ,der mitdenBestimmungender Verfassungder Stadtsowohl
imHinblickauf die Bestimmungendes ersten wiedes zweitenHauptstückes
imevidentenWiderspruchsteht .Schonin dervorigenLndtagssitzungwurde
versucht ,diese Dingeauf ein richtiges Geleisezu bringen .DieBemügungen
derMinderheitsindunbeachtetgeblieben.Mehrheitsbeschlüssekönnen
keinen Ersatz bieten die Bestimmungeneiner Verfassung,siesindund
bleiben ,namentlichwosie gegendie Verfassungstossen ,einGewaltakt.
( Zustimmungbei der . . ) Alle ,denenandemAnsehendesWienerGemeinde¬
rates als Lendtag ,aber auchdes WienerGemeinderatesals oberstesOrgan
derGemeindeverwaltungimErnstezutunist müsstensichinihreminners¬
tenGewissenfürverpflichteterachten ,auchnichteinenAugenblicklänger
einensolchenSchwebezustandaufrechtzuerhalten .

InmeritoführtAbg.Kunschakaus: DieKonstruktiondesGemeinde¬
ratesalsoberstesOrganderGemeindeverwaltungunddesGemeinderatesals
Landtagin seinerEigenschaftals gesetzgebendeKörperschaftist,wennes
sich nicht umeine wirklich ernste Sachehandelt würde ,als komischzube¬
zeichnen .Mankönnteauchsagen ,es ist eine gesetzgeberischeEroteskeins¬
besonderewenneinewillkürlicheBeugungdiesesZustandesdurchdieMehr¬
heitdazukommt.DieKonstruktionalsGemeindeundalsLandschafftinbei¬
denVerwaltungeneinePersonenindentitätdiedaringegebenst ,dassder
Bürgermeisterzugleichdie FunktioneinesLandeshauptmannes ,derLandes-¬
amtsdirektordie einesMagistratsdirektorsin sichvereinigtunddassdie
MitgliederdesWienerGemeinderatesauchMitgliederdesLandtagessind.
DieserPersonenidentitätstehtkeineswegseineRechtsidentitätzurSeite,
sondernim Gegenteil ,die Verfassungunterscheidet sehrgenau den

RechtenbeiderKörperschaften.WienwirdalsOrts -undGebietsgemeindein
derVerfassungganzeigensbehandeltunddasGleichegeschiehtauchhin¬
sichtlich Wiensals Land . AusdenBestimmungensowohldes erstenzwiedes
zweitenHauptstückesgehtklarhervor,dassdasLandnichtwiedieGemeindeals Wirtschaftskörper betrachtet werden kann .Das Lnd wird vielmehrals
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reiner Verwaltungs - undGesetzgebungskörper dargestellt .Diese unterschied¬

liche Begrenzung des Aufgabekreises zeigt schon deutlich ,dass die Befugnis¬

se der einzelnen Körperschaftentrotz der Personenidentitätunterschiedliche
sind undnicht willkürlich vermengtoder verwechseltwerdenGüfen .Einher¬
vorstechendesMerkmalfür diesenUnterschiedist ,dassdie Gemeindeein
Budgetrechtbesitzt ,Wienals Landhingegennicht . Wienals Ortg -undGebiets-¬
gemeindesind imRhmendieses Budgetrechtesundin der Hendhebungdes
BudgetrechtesnochinsoferneGrenzengesetzt ,als diese in denallgemeinen
gesetzlichen Vorschriften über die Gemeindeverwaltungüberhauptgegeben
sind . Wienals Landhingegenbefindet sich gegenüberWienals Orts - undGe¬
bietsgemeinde in einem Alimentationsverhältnis ,soweit es sich umfinanzielle

Angelegenheiten von Wienals Land handelt .Das ist genau im § 137 derVer- ¬

fassungausgesprochen, Der besagt ,die GemeindeWien

habe für das Erfordernis der Verwaltungsangelegenheiten von Wienals Land
vorzusorgen ,und die betreffenden Ausgaben sind in demRechnungsabschluss

derGemeindeaufzunchmen.Damitist sehrscharfdieTatsacheunterstrichen,
dassdasLåndkeinWirtschaftskörperist ,dasseskeinselbstständigesBud¬
getrechthatundes ist ganzklarvorgeschrieben,in welchemRahmensich
die finanziell auswirkendenMassnahmendes Landeszu bewegenhaben .Siekommen
lediglich in Betracht in demErfordernis der Verwaltungsangelegenheiten des
Landesdasheisst imRahmendesErfordernissesfür die KostendesBürosdes
Landeshauptmannes ,desLandesamtsdirektorsundfürdieErfordernissedes
Landtages .AberauchwasaufGrundderVereinbarungenundGesetzealsnoch
fortwirkend .gemeinsameAngelegenheitdes LandesWienunddes LandesNie¬
derösterreichgilt wirdin seinenfinanziellenAuswirkungennichtdurch
denLandtagsonderndurchdenGemeinderatundzwarimRahmendesGemeinde¬
budgets sichergestellt . Der§ 137 enthält eine taxative AufzählungderMög- ¬

lichkeiten ,die Auslagenverursachenkönnen .Undes gibt nurzweisolche
Möglichkeitenselbstständiger Landesauslagen ,das Erfordernis für dieVer¬
waltungskostenunddas Erfordernisder gemeinsamenAngelegenheitenmitdem
LandeNiæderösterreich.WenndieVerfassungetwasanderesauchnuralszu¬
lässig in Aussichtgenommenhätte ,so würdenicht eine taxativeAufzähüng
gewähltwordensein .DerLandtaghatalsokeinRecht ,Ausgabenzubeschlies-¬
sen ,für die nicht verfassungsmässigimBudgetder Gemeindevorgesehenjst .
Wenner es dennochtut ,überschreiteter zunächstseineneigenenWirkungs-¬
kreis . Dasist imvorliegendenFall sehr deutlichgeschehen .AberderLandtag
haüberdiesauchin die RechtedesWienerGemeinderateseingegriffanund
zwar liegt ein dreifacher Verstoss gegenüber der Gemeindeverfassungim
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Hinblickaufdie RechtedesGemeinderatsvor .NachderGemeindeverfassung
tritt derLandtagzudenBeschlüssendes-Gemeinderateshinzu,ertrittnur
dort ein ,weBeschlissedes -Gemeindaratos - eine -gesetzlicheSanktion imSin¬

neder Landesgesetze - unddenBunddsgesesebauchen .AberimmergehtderGo—
— 7meinderatvoranunddeiLandhagtritt erst zuseinen. Beschlüssenhinzn .Nip

gendsin deBundesverfassungoderinderVerfaseungderGemeindeistvorgeaesehen ,dass der Lndtag durch einen Gesetzasbeschluss vorangeht unddass
die KostendiesesGesctzeabeschlusseserstnachher durch denGemeinderatge
gchen zu werdenhaber Ein zweiter Varstass liegt in demEingriff indasBudgetrecht - derGemeinde. DieGemeindeist nurvernslichtet ,in-den-beidenvorhin angeführten Fällen ür ein Landeserfordernisaufzukommen . Durchden

—Beschluss vom 31 .Jänner wird aber die Gemeinde verhalten ,einen Betragvon 23 Millionen zur Verfüg ng u stallen ,für - denim Budget derGemeindein gar keiner Weisevorgasorgtist .Es müsstealso der GemeinderatalsWah-¬rer der Rechte und Interessen der Gemeinde schon aus diesem Grunde einen
eigenen Beschluss fassen ,um die finanzielle Bedackung für den Landtagsbe¬

schluss nachträglichsicherzustellen . Esliegt aber auchein EingriffindasWidmungsrechtdesGemeinderatesvorDerGemeinderathat einenBetragvon -100 Millionen für Haft tungen im Russlandgeschäft bewilligt,Der Lndtaghat ein Gesetzbeschlossen ,wonachnicht Ausfallshaftungen ,sondernDar¬
lehenfür Russlandgeschäftegegebenwerden .EswirdalsohierdieWidmungaufgehoben ,die der Gemeinderatgegebenhat .Dazuist der Landtagnieundnimmerberechtigt .NachdenBestimmung*

g in der Gemeindeverfassung steht fer¬K311herderrestlicheBetragvondenlooMillionenüberhauptnichtmehrzur -Ver¬dofügung ,auchnichtzurVerfügungdesGemeinderates,denndieserBetragist—

mit31 .Dezemberverfallen ,DieserEingriffin die RechtedesGemeinderateserhelltauchdeutlichausderVerfassung,daim§ 89vorgesehenist ,dassdieAufnahmevonDarlchenwiedie LeistungvünBürgschaftendurchdieGemeinde
demGemeinderatvorbehaltenist DiesesRochtkanndemGemeinderatdurchein Londesgesetznichtgenommenwerden .Auchin diesemBelangesinddieRech¬
tedesLandtagesüberschrittenunddieRechtedesGemeinderatesinschwers¬
terWeiseverkümmert,Alldasist Beweisgenugdafür ,dasshiereinarger
Missgriffvorliegt ,wennich michsehr höflich ausdrückensoll ,denSie
nichtdurcheinBeharrenzueinemMissbrauchderGewaltdieinIhrenHänden
ist machendürfen(LebhafterBeifallundHändeklatschenbeider. . )
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LandeshauptmannSeitz : DieArgumentationderAnfnagegehtimwesentlichenda¬
Niit hrcht ten ainlleellongder oerhin ,dass der Beschluss des Lendtages werfassungswidrig sei ,weil eider Ver¬

fassungderStadtWienwiderspreche.Ichsehezunächstganzdavonab,dass
dieserBeschlussderVerfassungderStadtWiennichtwiderspricht. Denn,wenn
Abg .Kunschakimmerdavonspricht ,dass hier eine BelastungderGemeinde
odereineAusgabeodereineHaftungunddergleichenvorliege ,somussfest¬
gestelltwerden ,dassdieAusgabe ,dieauseinersolchenHaftungetwaer¬
wachsenwürde ,derzeit überhauptnicht in Aussicht zu nehmenist ,
auchdie Ausgabefür das ursprünglicheRusslandgeschäft ,die 1ooMillionen ,

mdlt oh TotjeovdtimBudgetderGemeindegarnichtvorkommen.DieserBetrag
Gemeinderat,sei es in derFarmdesVoranschlagesHdafden sn ,oderinderFormeinesNachtragskredits,

wenndieHaftungaktuellwerdensollte .Aberselbstwennman
annähme,dassdurchdasin RedestehendeLandesgesetzeineBestimmungder
WienerVerfassunggeändertbezichungsweiseihrwidersprochenwird,so: 1 A

wäredaskeineswegsverfassungswidrig ,denndieWienerStadtverfassungist1n

einfachesLandesgesetzundjedeskünftigeLandesgesetzkannsieändern.
issei 1 %i

Gomeinde
adorsins DaherkannalsoniemalseinLandesgesetzbe0

mit der Begründungals verfassungswidrigbezeichnetwerden ,dasses derVer -
fassungvonWien,dasheissteinemanderenLandesgesetzwiderspreche. Daaber
dieseFragejetzt schonsooft undauchin derPresseerörtertwird,
habeichsiepflichtgemässeingehendstudiert .Ichbinselbstkeinberufs¬
mässigerStaatsrechtler undauch kein Gelehrter des Verfassungsrechtsundha¬
be daherüber diese FrageRechtsgutachtenhervorragenderStaatsrechtlereinge¬
holt .DieseGutachtenlautenübereinstimmenddahin,dassdasvomLandtagin
seinerletztenSitzungbeschlosseneGesetzverfassungsrechtlichabsolut
einwandfreiist .Nach§3desBundesgesetzesvom16 .März1927überdieFör-¬
derungderösterreichischenAusfuhrnachderUniondersozialistischenSow¬
jetrepublikenwirdvomBundeineDarlchenszusagenurgegeben,wenndemLande,
in dessenGebitt der wirtschaftliche Schwerpunktder AusführungderBestel-¬
lungliegt ,durchLandesgesetzentwederdieTeilnahmedesLandesandemDar¬
lehendesBundesmit25vonHundertdesGesamtwertesderLieferungoderdie93 di -
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AusfallshaftungdiesesLandesfüreinenTeilbetragvonmindestens25vom
HundertdesGesamtwertesderLieferungausgesprochenist .DasichWien
ausvolkswirtschaftlichenGründandieserTeilnahmenichtentzichenkann,
unddarüberbestehtjanureineMeinungunterallenParteien-somusste
diesesGesetzbesdhlossenwerden. Manwendetein,eskönntenurdannvom
Landtaggenehmigtwerden,wennvorherderGemeinderateinenübereinstimmen¬
denBeschlussgefassthat .DieserAuffassungkannich nichtbeitreten. Soll¬
te jemals ,washoffentlichvermiedenwerdenwird ,einesolcheHafßungdes

nl ofi beiLandesaktuellwerden,sowerdendiedazunotwendigenAusgaben

1

. uist1e11.
Mach§137derWienerLandesverfassungistfürdasErfor-

dernisderVerwaltungs vonWienalsLandvonderGemeinde
vorzusehen.JederLandtag,derirgendeinesolcheVerwaltungsausgabemacht,
mussindernachseinerVerfassungvorgeschriebenenArtfürdieBedeckung
vorsorgen,wenndieHaftungaktüellwird,dassmussderLandtagvonWien
ebensowiejederandereLandtag.Rechtsgrunddatz,dendieOpposition
hieraufstellt,lautetdahin,dasseinevorgeordneteGebietskörperschaft
nichtberechtigtsei ,durdhGesetzdernachgeordnetenGebietskörperschaft
einefinanzielleLeistungaufzuerlegen,ohnesiezubefragen.Ichkannheute
nurnocheinmalsagen,ichwürdemichglücklichschätzen,wenndieservonderOppositionvertreteneRechtsgrundsatzGiltigkeiterlangte.Nichtswürde
ichmehrbegrüssen,denndieLänderwiedieGemeindenderRepublikleiden
darunter ,dassVorgeordneteGebietskörperschaftenihnensolchefinanzielle
Ausgabenauferlegen.Dasgeschichtleiderdesöfteren.d Aefelk

zumBeispieleinLandesgesetzvonKärntenvom4 .März1926durchwelchesnichtnuretwadenGemeindenLas¬
tenauferlegtoderAufträgegegebenwürden,diefinanzielleKonsequenzenauf Grund derhaben,sonderndurchwelchesogarjeneErtragsanteile,die Bundes
verfassungdenGemeindenüberwiesenwerden,vomLandinAnspruchgenommen
undsodenGemeindenkonfisziertwerden.OderdurcheinLandesgesetzvon94
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Niederösterreichvom9 .Juli 1925werdenOrtsgemeindenzurBeitragsleis-¬
tung für den Personalaufwandvonöffentlihen Volks -undBürgerschulenher¬
angezogenundim§1heisstes ,einfach :jedeOrtsgemeindehatnachMassgabe
der folgendenBestimmungenBeiträgean denLandesschulfondszuleiten .
NacheinemoberösterreichischenLandesgesetzvom23 .Dezember1925wird
die oberösterreichischeLandesregierungermächtigt ,TeilheträgederGemein¬
deanteile anden gemeinschaftlichenAbgabeneinzuziehenund
für Landeszweckezuverwenden.Oderin einemniederösterreichischenLandes¬
gesetz vom24 .April 1928heisst es im§ 1 kurzerHand :JedeOrtsgemeinde
hatfürdasJahr1928zumErfordernisdesLandeseinenBeitragzuleisten .

und auch für die LänderIchbingegendieseVerfassung,weilsie für dieGemeinden/unerträglich
ist ,undwenndieHerrenderEinheitslistemitunsimParlamenteineVer¬
fassungsänderung anstrebeh ,die demRechtsgrundsatz , dass selche
BelastungendurchGesetzenichtvergeschriebenwerdendürfen ,Geltungver¬
schafftwerdeichdenTag,andemdieseVerfassungsänderungverlautbartwird,
segnen.Siesehen ,hierist rechterHand-linkerHandallesvertauscht.DieSo¬
zialdemokratenmöchtendiesemGrundsatzGeltungverschaffen ,könnenesgeleaber nicht und wendendaher praktischden Rechtsgrundsatzan ,

dieHerrenderEinheitsliste ,diediesenRechtsgrundsatzimmerablehnen,d der Poe
proklamierenihnnunVundwollenunsanderDurchsetzungdesgeltendenRech-¬
tes hindern . Wennimmerwiederbehauptetwird ,dassin jenenFällen ,indenen
dasGebietdesLandesunddasderGemeindeübereinstimmen,woessichalso
blessumeineGemeindehandelt,dieserGemeindedurchLandesgesetzfinanziel-¬
leVerpflichtungennichtauferlegtwerdenkönnen,sokanndieseAnsicht
nichternsthafterörtertwerden.UeberdiesverweiseichaufeineReihegil¬
tigerLandesgesetzeWiens,indenenderGemeindeganzbeträchtlichefinanzielle
Lastenauferlegtworden.So . B.imLehrerdienstgesetzvom27 .Juni1923,
imFortbildungsschulgesetzvom2 .Oktober1923.Damalshatniemanddaven,
desGemeinderateseinzuholenhat . Stchtalsodie Fragesachlichundjuristisch
vollkommeneinwandfrei,soerübrigtmirnurnoch ,überdiepolitischeZweck¬
mässigkeitzu sprechen . Wennder Landtaganderszusammengesetztwäre ,als
derGemeinderat,könntemanvielleichtsagen ,esseieinGebotderpoliti¬
schenCourtoisie ,denGemeinderat,bevorsolcheBegchlüsseimLandtaggefasst95
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werden,zuhören ,dasstrifft abernichtzuundeswardaherauchvondie¬
semGesichtspunkteausdie FassungzweierBeschlüssenichtnotwendig. Der
grosseVorteil ,denWienausseinerverfassungsrechtlichenKonstruktion
hat ,ist ebender ,dassDoppelfunktionenundDoppelleistungenzweckmässi¬
gerWeiseundimSinnederErsparungspolitikvermiedenwerden.Wirhaben
fürdieseshöhereInteressegelegentlichderVerfassungsänderungschwere
OpfergebrachtundeswäreeinFehler,jetztnurmehrdieOpferzutragen,
dieVorteiledieserKonstruktionaberausserachtzulassen .Eswirdniemand
gelingen ,mitderartigenVersuchendie geltendeVerfassungWiensadabsur-¬
dumzuführen .Nichtsdestowenigersteheich durchausnichtanzusagen,
manhätte vielleicht in diesemEinzelfalleeinemWunschederOpposition
ebenfallswiederausGründenderpelitischenCourtoisieRechnunggetragen
wenndieser Wunschrechtzeitig geäussertwordenwäre .Ich mussaberfest -¬
stellen ,dass die Gesetzesvorlagein der Landesregierungund imFinanz¬

ausschuss,-inbeidenKörperschaftensitzenVertreterderOpposition-be¬
handeltwordenist ,unddassniemandeinenderartigenWunschgeäussert
hat ,dassvielmehrerst gelegentlichderBeratungimLandtagundzwarin
einemZeitpunkt,indemdieStattgebungeineschwereVerzögerungbedeutet
hätte ,dieser Wunschgeäussertwordenist .

" "
. h

"

Zusam¬
menfassendkannichalsonursagen ,derBeschlussdesLandtagesistnach
demGutachtenhervorragenderVerfassungsrechtlereinwandfrei .Eristnach
derübereinstimmendenMeinungallerMitgliederdesLandtagesachlichge¬
rechtfertigt ,janotwendig.

Ichglaubenicht ,dassirgendjemandangesichtsdervolks¬
wirtschaftlichenTatsachenesverantwortenkönnte ,wenndasZustandekommen
dieses Gesetzes verhindert oder verzögert würde .AmSchluss derschriftli¬

chenAnfragewirddieFragegestellt ,obichimHinblickeaufdienotori¬
scheVerfassungswidrigkeitdesBeschluseesdienotwandigeBeurkundung
desGesetzesverweigernwerde.Daraufkannichnursagen:WenndasGesetz
endgiltigbeschlossenist undichals LandeshauptmannvordieFragege¬
stellt sein werde ,cb ich demGesetz meineUnterschrift geben soll ,so
werdeich es imBewusstseinder vollenVerfassungsmässigkeitdesGesetzes
undimBewusstseinmeinerPflichtselbstverständlichbeurkunden(Lebhaf¬ter Beifallbei derMehrheit).94
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Abg .Gschladt( . . )erklärt ,dassmitdemletztenLendtagsbeschluss

der Beweiserbrachtwurde ,welcheGroteskedie KonstruktionderVerfassung
derStadtunddesLandesWienist . DerLandeshauptmannhatdenBürgermeisterdass derBürgermeister
erschlagen,statt/mitallenMittelndieAutonomiederGemeindegeschützthät¬
te . DaswarnochniederFallundderjezzigenMehrheitdiesesHausesblieb
esüberlassen,dieAutonomiederGemeindezuvergewaltigen.DerHerrLandes¬
hauptmannhatdamitargumentiert,dassdasLendWieneinVerwaltungsgebiet
undjedeAusgabeeineVerwaltungsausgabesei .SoliegenaberdieDingonicht.
DasLandWienhatkeinBudgetrecht,es stehenihmdaherauchkeineMittel
zurVerfügung.EskanndaherkeinebudgetärenVerfügungentreffen ,weiles
vomBudgetrechtder Gemeindeabhängigist . Derletzte Landtagsbeschlussist
nicht bloss ein Eingriff in die Gemeindeverfassung ,er ist auch eineVerlet¬
zungderVerfassungdesLandesWien. WennderHerrLendeshauptmannfürdie
eigenartigeKonstruktiondesLandesundderStadtWienErsparungsgründean¬
geführtlat,so könnenjedochVerfassungsbrüchedamitnichtbegründetwerden.
NachdenAeusserungendesWienerLandeshauptmanneswäredannderLandtag
überhauptüberflüssig.Der' ndtagsbeschlussvom31 .Dezemberist aberauch
nicht ausführbar ,weil die Mittel dazunicht mehrda sind .EineTerminverään¬
gerungderRusslandhaftungist nichterfolgt ,weshalbderKreditauchhin¬
fällig gewordenist . DurchdenLandtagsbeschlussbringt sich derLndtag
selbstin einelächerlicheSituation . EsgehtunterykeinenUmständenan,aus
purenRechthabereienUnrechtzuRechtzumachen.(BeifallbeiderMinderheit).

Abg.Dr .Kolassa( . . )wendetsichhauptsächlichdagegen,dassder
BeschlussdesLandtagesvonvorigerWocheeineAenderungderVerfassungnach
sich ziehenkönne. Wenndemso ist ,ist die Verfassungder GemeindeeinFetzen
Papier.NachdemBundesgesetzmüssendieDarlehensbeträgedenBundzurVer¬
fügunggestellt werden . DasLandWienkannjedochkeinenDarlehensbetragzur

Verfügungstellen ,weileskeinenhat .DerGemeinderatmüssteerstdieseDar¬
lehendemLandtagzurVerfügungstellen. WirsindnichtgegendasMeritumder

Vorlage,aberwirprotestierengegendenStarrsinn,mitdemdieMehrheitdes
HausesüberdieVerfassunghinweggeht. WirwehrenunsgegeneinesolcheDik¬
taturderMehrheit,weilwirunserePflichtbiszumäusserstenerfüllenwol.
len . Wirhoffen ,dassauchdie Bevölkerungerkennenwird ,aufwelcherSeitedas
RechtistundaufwelcherSeitederMachtdünkel,derUnrechtinsRechtverkehrt.( Beifallbei derMinderheit ).
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Abg .Dr .Wagner( . . )erklärt ,dass der von der Mehrheiteingeschla¬

geneWegein für die Gemeindeungemeingefährlicher ist .Die Bestimmung ,dass
mit einem einfachen Landesgesetz die Verfassung der Gemeindeabgeändertwer¬
denkann ,wurdeseinerzeit vondenheutigenMachthabernimRathausmitvoller
Absicht in die Verfassung aufgenommen .Wennnun auch der Verfassungsgerichts - ¬

hofdemLandeshauptmannrechtgibt ,soerschüttertdasdieAutonomiederGe¬
meinden ,die dochdie Grundlageeines Staates ist . DerRednerbefasst sichdo¬den

danneingehendmit/einzelnenVerfassungsbestimmungenunderklärtschliesslich ,
dassunterkeinenUmständenirgendwelcheRechtederGemeindepreisgegeben
werdenkönnen .( BeifallbeiderMinderheit).

Abg .Kunschak ( . . ) bezeichnet die Vorlage als einen unerhörten Ver¬

stoss gegendas . " . . . .722 /oberste Gesetzder Verwaltung in derOeffentlich¬
keit ,TreuundGlaubennichtzuerschüttern.Das ,washeutebeschlossenwerden
soll ist absolutbindend . Eswirdeine Verpflichtungstatuiert ,ganzgleichgil¬

tig ,wannundin welchemUmfangdie Beträgeliquidiertwerdensollen .Ausder
gegenteiligenBehauptungdesHerrnLandeshauptmannessprichteinesolche
Leichtfertigkeit ,ein solcherUnernst ,dassmanwirklichvordiesemHüterder
Verfassungerschrickt undsagenmuss ,Gottbehüteunsvor einemsolchenHüter
der GesetzeundVerfassung( Beifallbei derMinderheit) .

Die Verfassung ist mit Zweidrittelmehrheit beschlossen und kannnur
mitZweidrittelmehrheitgeändertwerden.AherwennSiemeinen,dassdurchein¬
fachenLndtagsbeschlussdieVerfassungderGemeindegeändertwerdenkann ,dann
habenSieallerdingsrechtunddasbestätigtnur ,dassesin dieserGemeinde¬
verwaltunggarkeinFundament,sondernnurWillkürgibt .(LebhafterBeifall).
WirhabenunsimFinanzausschussdeshalbnichtgerührt ,weilunsdiesesForum
hier besserpasst .NichtdurcheinenAktderKourtoisiewollenwirunserg
Recht ,sondernes soll vordenAugendergesamtenOeffentlichkeitaufgezeigt
werden ,wie hier verwaltet wird .Wasdas Schulbudgetanlangt ,so hat dieGemein¬
de dafür im Budget Vorsorge zu treffen . Dashat sie schon getan ,als es noch

gar kein ' ndWiengegebenhat . Daskannabsolutnicht mitderRusslandhaf¬
tungin Zusammenhanggebrachtwerden .FürdiesenZweckist imVoranschlag
nicht der geringsteBetragvorgesehen .DieZ hlungsverpflichtung ,die durchdie
Russlandhaftungder Gemeindeauferlegtwird ,bringt sie in eine sehrpregäre
Situation .Sie verfügtübereineSumme,die nichtdaist .

LandeshauptmannSeitz : Siewar gar nieda !
Abg .Kunschak:Mit31 .Dezember1929verfallendie vomGemeinderatbe¬

willigtenRusslandkredite. DieseAktionist vollständigabgeschlossen.Eskann
daher auch über den Rest dieses Kredites weder vomGemeinderat noch vomLand¬
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tag darüberverfügtwerden .Sie könnennurnocheinenWegbeschreiten :Nach¬
träglich durchden Gemeinderatdiese Summebedekkanlassen .DerLandeshaupt¬
mannhaterklärt ,er halte denVorgang,wieer hier vor sich geht ,fürvollstän¬
dig verfassungsmässig .Es handeltsich aber umeine vorgefassteMeinung .Wirnicht

sind/inderLagedenMissbrauchderMachtdurchArgumentedesGeisteszu
verhindern ,aber wennder WienerLandeshauptmanndie Verwaltungaufdiese
Grundlagestellt ,danndarfersichnichtwundern,wenndasWortsichauchda
erfüllt :WieDuHineinrufst in den Wald ,so es auchDirentgegen-¬
schallt ISie können den Gemeinderat vergewaltigen ,wir können Sie nicht hin¬

dern ,aber anerkennen werden wir diesen Zustand nicht .Ich sage nur dasshier

sofort gebrauchteWort : BeiPhilippi sehenwir unswiederundSiewerden
schon in der nächsten Gemeinderatssitzung diese Angelegenheit auf derTages¬

ordnung sehen .Ich beantrage ,dass die Beantwortung der Anfrage durch denLan¬
deshauptmannnicht zur Kenntnisgenommenwird .( LebhafterBeifall bei der . . )

LandeshauptmannSeitz ( Redefolgt auf Blatt12 )
Abg .Dr .Kolassa( . . )erklärt ,dasshier eine VerletzungderVer-¬

fassungvonder Minderheitganzklar aufgezeigtwurde . DerLandeshauptmann
verschahztsich da ,dasses sich umdie Gemeindeverfassunghandelt ,diemit
einfacherMehrheitgeändertwerdenkann .AberhierwirddasLandzueiner
Leistungverpflichtet.WennwirderArgumentationdesLandeshauptmannesfolgen,

dann ist der § 89 der Gemeindeverfassung ,der die Aufnahmevon Darlehanund

dieLeistungvonBürgschaftenbetrifft ,aufgehoben.Wennerklärtwurde,wirhätten
zurMehrheitkommensollenundsie hättein dieserSacheEntgegenkommenge-¬
zeigt ,so entgegnenwir ,dass wir kein Entgegenkommenwünschen ,sondernauf

dieWahrungderGesetzebestehen,zuderauchSieverpflichtetsind ,(Beifall),
Abg. Dr. Wagner( . . ): DasBundesgesetzausdemJahre1927,dasdie

Russlandhaftungbehandelt ,bestimmt ,dassdasGeldfür diesenZweckzurVer-¬
fügungzu stellen ist . DerParagraphsagt zwarnicht ,vonwem ,aber eshandelt
sich hier umeine ganz konkrete Leistungspflicht .Nunsteht aber einsolcher
Betrag nicht zur Verfügungundkanndaher gar nicht geleistet werden .Der
Landtagsbeschlusskanninfolgedessennicht ausgeführtwerden .(Beifall ) .

Der AntragKunschakwirdabgelehnt .
DieVorlagewirdsodannin zweiterLesungbeschlossen .AlsderVor¬

sitzendePräsidentZimmerldasAbstimmungsergebnisverkündet ,wirddenSozi .
aldemokratenvondenMitgliedernderMinderheitzugerufen :DasistVerfassungs-¬
Abg .Kunschakruft :DerBadenivomWienerLendtag!Schluss der Sitzung 20 ' 15Uhr .
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tag darüberverfügt werden .Sie könnennur nocheinen Wegbeschreiten :Nach¬
träglich durch den Gemeinderatdiese Summebedekkanlassen . DerLandeshaupt¬

mannhaterklärt ,er halte denVorgang,wieer hier vorsich geht ,fürvollstän¬
dig verfassungsmässig . Eshandeltsich aber umeine vorgefassteMeinung. Wirnicht

sind/in der LagedenMissbrauchder MachtdurchArgumentedes Geisteszu
verhindern,aberwennderWienerLandeshauptmanndieVerwaltungaufdiese
Grundlagestellt ,danndarfersichnichtwundern,wenndasWortsichauchda
erfüllt :WieDu .HineinrufstindenWald,soesauchDirentgegen-¬
schallt ISie könnenden Gemeinderatvergewaltigen ,wir könnenSie nichthin¬
dern ,aber anerkennen werden wir diesen Zustand nicht .Ich sage nur dasshier

sofort gebrauchteWort : BeiPhilippi sehen wir uns wieder und Siewerden
schonin dernächstenGemeinderatssitzungdieseAngelegenheitaufderTages¬
ordnungsehen .Ichbeantrage ,dassdieBeantwortungderAnfragedurchdenLan¬
deshauptmannnichtzurKenntnisgenommenwird .( LebhafterBeifallbei der . . )

LandeshauptmannSeitz ( Redefolgt auf Blatt12 )
Abg .Dr. Kolassa( . . )erklärt ,dass hier eine VerletzungderVer¬

fassung von der Minderheitganz klar aufgezeigt wurde . DerLandeshauptmann
verschahztsichda ,dasses sichumdie Gemeindeverfassunghandelt ,diemit
einfacherMehrheitgeändertwerdenkann .AberhierwirddasLandzueiner
Leistungverpflichtet . Wennwir der Argumentationdes Landeshauptmannesfolgen ,

dannist der§89derGemeindeverfassung ,derdieAufnahmevonDarlehenund
die LeistungvonBürgschaftenbetrifft ,aufgehoben . Wennerklärt wurde,wirhätten
zur Mehrheitkommensollen undsie hätte in dieser SacheEntgegenkommenge¬
zeigt,soentgegnenwir ,dasswirkeinEntgegenkommenwünschen,sondernauf
dieWahrungderGesetzebestehen,zuderauchSieverpflichtetsind .(Beifall).

Abg. Dr.Wagner( . . ): DasBundesgesetzausdemJahre1927,dasdie
Russlandhaftungbehandelt ,bestimmt,dassdasGeldfürdiesenZweckzurVer¬
fügungzustellen ist . DerParagraphsagt zwarnicht ,vonwem ,abereshandelt .
sich hier umeine ganz konkrete Leistungspflicht .Nunsteht aber ein solcher

BetragnichtzurVerfügungundkanndahergarnichtgeleistetwerden.Der
Landtagsbeschlusskanninfolgedessennicht ausgeführtwerden .(Beifall ) .

DerAntragKunschakwirdabgelehnt .
DieVorlagewirdsodanninzweiterLesungbeschlossen.AlsderVor¬

sitzende PräsidentZimmerldas Abstimmungsergebnisverkündet,wirddenSozi .
aldemokratenvondenMitgliedernderMinderheitzugerufen:DasistVerfassungs-¬
Abg .Kunschak ruft : DerBadeni vom Wiener Lendtag !

Schluss der Sitzung 20115Uhr .
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LandeshauptmannSeitz : Eswurdenhier sehr scharfe Wortegebraucht .
Ich will aber den Rednernauf diesem Gebiet nicht folgen . WennmanvonWillkür
redet ,dann müssen Sie doch irgendeinen Beweis dafür erbringen .Ich habe mich
bemüht ,aufmerksamder Argumentation von 3 Doktoren juris zu folgen ,esist
aber nicht zu ersehen ,dass einer von ihnen irgendeine Verletzung einer Be¬
stimmung der Verfassung nachgewiesen hätte .( Sehr richtig !bei der Mehrheit ) .
Mansagt sogar ,dass Fundament der Verfassung werde erschüttert .Nun ,dasFunda¬
ment der Gemeindeverfassung ist ein einfaches Landesgesetz und das warImmer

so . DieWiener Gemeindeverfassung ist derart zustande gekommen ,dass der Gemein¬
derat der Stadt Wien an den nö .Lndtag mit der Bitte herangetreten ist ,die
Gemeindeverfassung in figendeiner Art zu ändern . DerLandtag hat dann diese

neue Gemeindeverfassung mit einfacher Mehrheit beschlossen . WennSie mich als

Politiker fragen ,so sage ich ruhig ,ich halte diesen Zustand als meiner

Auffassungüberdie Au„onomieder Gemeindewidersprechend.Ich würdeesbegrüs¬
sen,wenr die Gemeinden das Recht hätten ,ihre Verfassung selbstständig zu be¬

schliessen .Wenn Abg .Kunschak sagt ,es verschwindedas Recht ,es herrsche Will¬
kür ,die Verfässung Wiens sei ein Landesverfassungsgesetz und könne daher nur

durch Landesverfassungsgesetz geändert werden ,dann ist man nicht mehr in der
Lage,wenn wieder Vorwürfe kommen ,sie so zu werten , wie sie gewertet wer - ¬
den müssen ,wenn sie vom Obmann einer grossen Partei kommen .Jeder Jurist
wird Ihnen sagen ,dass jedes folgende Landesgesetz ,insoferne es einem gelten¬

den Landesgesetz widerspricht ,das geltende aufhebt .Ihr Denkfehler besteht
darin ,dass Sie das Zustandekommen eines Bundesverfassungsgesetzes mit demZu¬
standekommen des Gemeindeverfassungsgesetzes verwechseln .Die Bundesverfassung
kann nur mit Zweidrittelmehrheit geändert werden ,das Gemeindeverfassungs¬

gesetz aber mit einfacher Mehrheit des zuständigen Landtages .
Abg .Kunschak :Der § 89 der Gemeindeverfassung wurde aufgehoben !
Landeshauptmann Seitz : Derhandelt über die Aufnahme von Darlehen !

Aber wer nimmt denn ein Darlehen auf ? Dakomme ich gleich auf einen anderen
Irrtum ,den Sie begehen ! Ichstelkke fest ,sowohl für die Russlandhaftung gemäss
dem Gemeinderatsbeschkuss vom Jahre 1927,wie auch für die Haftung auf Grund
des Bundesgesetzes ist nirgends eine Bedeckung vorgesehen .Das ist auch nicht
notwendig .Die Gemeinde übernimmt eine Ausfallshaftung . Wenndiese einmal ak¬
tuell würde ,wäre die Gemeinde zur Zahlung verpflichtet und man müsste im Ge¬
meinderat entsprechend vorkehrenzVorher geschicht gar nichts ,daher ist auch
für keine Bedeckung vorzusehen ,

Hätte die Opposition im Finanzausschuss gesagt ,es wäre ihr lieber ,
wenn die Angelegenheit auch in den Gemeinderat käme ,dann hätten wir gesagt ,
eine gesetzliche Vorschrift bestche hiefür nicht ,aber die politische Kour¬

toisie . .
Abg .Kunschak :In Verfassungsfragen gibt es keine Kourtoisie !

Landeshauptmann Seitz :Gewiss ,aber im parlamanterischen Fragen
der formalen Behandlung und da wären wir gewiss entgegengekommen .Auf was es
grundsetzlich ankommt zeigt sich sehr deutlich in den Ausführungen des Abg .
Kunschak über die Fortbildungsschul - undSchulgesetze überhaupt . DerLandtag hat
ein Fortbildungschulgesetz zu beschliessen und setzt in diesem Gesetz fest ,

welche Beiträge die Gemeindenzu zahlen haben .Die Gemeinden sind daran gebun¬
den .Aber ,wenn man glaubt ,dass der Landtag die Gemeinden erst zu fragen hat ,
welcher Beiträge sie zu zahlen haben ,würde man bald erkennen ,dass dies unmög¬

lich ist ,weil hatürlich keine Gemeindefreiwillig zahlen wird . Wenndie . nder¬heit irgendeinen Wunsch hat für die formale Behanlung und sie macht ihntrecht¬
zeitig geltend ,werden wirimmer mit uns reden lassen . WennSie aber Rechta¬
fragen aufwerfen ,dann müssen wir uns auf den Boden des Rechts stellen .Und
dies trifft hier zu .Hinsichtlich der Form werden wir Ihren Wünschen gerne ent¬
sprechen . DiesesGesetz besteht zu Recht ,ist verfassungsmässig einwandfrei ,
kann beschlossen werden und wird beschlossen werden .( Stürmischer Beifall ) .
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Rekordin goldenenHochzeiten.BekanntlichhatdieGemeindeWienschonvor
demKriegan mittelloseWienerEhepaareanlässlichder goldenenoderdiaman¬
tenenHochzeitsfeierEhrengabenverliehen .ImKriegist dieserBrauchausder
Uebunggekommen .GegenEndedesJahres1920verfügteder damaligeBürgermeis-¬
ter Reumann ,dass die Ehrengabenwiederden HochzeitspaarendurcheinenFunk¬
tionärderGemeindeüberbrachtwerdensollen .DamalswurdenvorallemLebens¬
mittelkistchen überreicht .Im Jahre 1925hat dann der Gemeinderatbeschlossen ,
dass allen mittellosen Wiener Ehepaaren ,die ihre goldene oder diamanteneHoch¬

zeit begehen ,eineEhrengabederStadtWienimBetragvonfünfzigSchillingbei
gold enen und hundert Schülling bei diamantenen Hochzeiten zu überbringen ist ,

wenndarum angesucht wird .Seit 1920 bis heute ist nun die Zahl dieser Ehepaa¬
re,die von der Gemeindemit der Ehrengabe bedacht worden sind ,auf 1800gestie - ¬
gen . Davonsind 30 diamantene und 1770 goldene Hochzeiter .Mehr als .1200Ehe¬

paare erhielten in Vertretung des Bürgermeisters die Ehrengabeund dasErin¬
nerungsdiplomdurchdie amtsführendenStadträteSpeiserundRichterzugestellt .
Seit zweieinhalhJahren versieht diese FunktionamtsführenderStadtratLinder .
In dieser Wocheüberreichte Stadtrat Linder nicht weniger als 32Ehepaaren
aus Anlassihrer diamantenenoder goldenenHochzeitdie EhrengabederStadt
Wien,womitdiehöchsteZahlderin einerWocheihregoldeneHochzeitfeiernden
Ehepaare erreicht wurde . Stadtrat Linder hat alle 32 Ehepaare in derWohnung

besucht ,sie namensder Gemeindebeglückwünschtundihnendie Ehrengabeder
Gemeindeüberbracht .EssinddiesKasparundAntoniePraseta ,LeopoldundAnna
Botgorschek,JohannundMarieCimburek,GeorgundMariaDenk ,FranzundMaria
Rosenberger ,Josef undMarieLeschka ,JohannundMarieFranz ,Josef undElisabeth
Ertl .Josef undAnnaPawlik ,AdalbertundKatharinaDomaschko ,FranzundJosefa
Kadlec ,AntonundMarieNowotny ,EduardundMarieSeikora ,AndreasundEmilie
AnnaStockinker,KarlundKatharinaKrannewitter,HeinrichundMarieSchopp,
WenzelundMarieBrandl ,MichaelundJosefaSchilcher ,MichaelundRosalia
Kreutzer ,Dr .VinzenzundAnnaLäufer ,VinzenzundErnestineWondrak,Johannund
MagdalenaSteiner ,IgnazundJosefaRobitschek,HeinrichundLeopoldineKaden,
HugoundVeraHerrlein,SamuelundBertaBloch ,KarlundAnnaDworak,Franzund
MariaMagdalenaNeumann,Josef undWilhelmineJaksch ,FerdinandundKaroline
KaltenbrunnerundGeorgundAloisia Hitzler .DasEhepaarJohannundTheresia
Krennfeierte seine diamanteneHochzeit .
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DieKunstpreisederStadtWien. DerWienerGemeinderathatauchfürdasJahr
1930dreiKunstpreisezuje 3000Schillinggestiftet ,diefürbedeutendeLeis¬
tungenaufdemGebietederDichtkunst ,derMusikundderbildendenKunst(Ar-¬
chitektur ,BildhauereiundMalerei )am1 .Maiverliehenwerden. DieBewerbung
umdiesePreisestehtWienerKünstlernfürWerkejederGattungdergenannten
Gebieteoffen ,diein denletztenfünfJahrengeschaffenwurden.DiePreiszuer¬
kennungerfolgtdurchdenStadtsenataufGrundderVorschlägederPreisrichter-¬
kollegien,dievomBürgermeisteraufdreiJahereenanntwurden.Essinddies
bekanntlichfürdiebildendenKünsteakademischerMalerProfessorHansLarwin,
akademischerBildhauerProfessorOttoHofner,ArchitektHubertGessner;für
MusikProfessorDr.JosefMarx,Dr.MaxGrafundKomponistAlbanBerg;fürdie
DichtkunstUniversitätsprofessorDr. Ed. CastleundSchriftstellerFelixSalten.
DaderdrittePreisrichterfürLiteraturDr. HugoHofmannsthalgestorbenist ,
stehteineNeuernennungbevor,dierechtzeitigverlautbartwerdenwird.Die
BewerbungumeinenPreishatbis28 .FebruarbeiderDirektionderstädtischen
Sammlungenzuerfolgen,beiderauchdieBedingungendesPreisausschreibens
erhältlich sind .

DieSchnensäuberungsarbeiten.WiederstädtischeFuhrwerksbetriebmitteilt,
wurdenheuteSamstagfürdieSchneereinigungsarbeiten1656Schneearbeiterauf-¬
genommenund1030MannvomeigenenPersonalverwendet.Ausserdemwurdenfürdie
Schneesäuberung151Pferdeschneepflüge,22Pferdekehrmaschinenund10Auto¬
kehrzügein denDienstgestellt . DiestädtischenStrassenbahnenverwendeten
fürdieFreimachungderäusserenStrecken18Motorpflüge .

- . —- —— -- ¬
UnveränderteKanalräumungsgebühren.DieK ,nalräumungsgebührenfür Februarsind
unverändertgeblieben. SiebetragendasDreissigfachedesMonatszinsesfür
August1914,beziehungsweisedesMonatszinses ,aufGrunddessendieWohnbausteu-¬
er bemessenwordenist .

SitzungenimRathaus.InderkommendenWochetritt amDienstagum10Uhrvor-¬
mittagsderWienerStadtsenatzusammen.

- - - —

WohnungundStädtebau.InderAusstellung„WohnungundStädtebau",I . ,Parkring
12sprichtmorgenSonntagum11UhrvormittagsbeifreiemEintrittArchitekt
. Hoffmannüber :„EinflussderKulturaufdieArchitektur".
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ZweiteAusgabe

Der neuc Stromtarif der städtischen Elektrizitätswerke .
In Versammlungenund in der Presse wurdenbezüglich derAuswirkung

der Grundgebührender städtischen Elcktrizitätswerke Angabengemacht ,dieden
Tatsachen nicht entsprechen .Aus diesem Grundesieht sich die Direktion der
städtischen Elektrizitätswerke veranlasst ,über das Wesenund dieDurchfüh¬rung des neuen Tarifes folgendes mitzuteilen :

Der elektrische Strom muss in dem Augenblick erzeugt werden ,in demer gebrauchtwird . DieStromerzeugungs-undStromverteilungsanlagendesElek¬
trizitätswerkes müssendaher so ausgebaut sein ,dass sie in der Lagesind ,
jedembei seinem Abnehmerauftretenden Strombedarfsofort voll zuentspre¬
chen .Mit anderen Worten : DieGrösse der Anlagen des Elektrizitätswerkes und
damit auch die Grösse des in diesen Anlagen investierten Kapitals ist von
der Grösse der elektrischen Anlage ( dem sogenannten Anschlusswert )jedes ein¬

zelnen seiner Kunden abhängig .Dieser Einfluss der Anlagengrösse der einzel¬
nen Stromabnehmer auf Verzinsung und Tilgung des im Elektrizitätswerk in¬

vestiertenKapitalsist ganzunabhängigvondemGradeder Ausnützungderelektrischen Anlage des Strombeziehers .Das heisst also : Obder Abnehmer

viel,wenig oder gar keinen Strom verbraucht ,beeinflusst nicht die Kosten desKapitalsdienstes ,die dem Elektrizitätswerk durch den Bestand dieser einzel - ¬

nen Anlagen in jedem Fallo verursacht werden .Diese Kosten ,Bereitstellungs - ¬kosten genannt ,sind daher sogenannte feste Kosten .Zu ihnen gehoren auch
die AbschreibungenvondenAnlagewerten,der grössteTeil derPersonalkosten,die Kosten der Beistellung und Erhaltung des Stromzählers ,die Steuern und
so weiter .

Diese festen Kosten ,die den einen Teil der StromgestehungskostendesElektrizitätswerkesbilden ,sollenteilweisedurchdieneueingeführte
Grundgebührvergütet werden =DieMeinung ,dass die Grundgebührnur eineVergü¬
tung der zahlerbeistellung sei ,ist daher unzutreffend .

Der andere Teil der Stromgestehungskosten ist der zur Lieferung ei¬ner Kilowattstunde erforderliche Aufwand an Brennstoff ,Wasser ,Schmiermitteln ,
Bedinnungspersonal in den Zentralen und dergleichen .Die Kosten dieses Aufwan¬

des sind von der Grösse der angeschlossenen Anlagen der einzelnen Stromab¬
nehmer unabhängig ;sie werden als veränderliche Kosten bezeichnet .Ihnen ent¬
sprechendie imStromtariffür die gelieferte KilowattstundefestgesetztenPreise .

Es ist daher nur selbstverständlich ,dass die Grundgebühr nicht nachder Menge des bezogenen Stromes ,sondern hauptsächlich nach der bereitgehalte¬
nen Leistung des Elektrizitätswerkes zu bemessen ist und dass sie bei ge¬

ringem Stromverbrauch einen grossen Teil der Stromrechnungbetragen muss ,weil
in diesem Fall die in der GrundgebührzumAusdrugk kommendenfesten Kosten
im Verhaltnis zu den Aufwendungenfür die Stromerzeugung im engerenSinne ,den veränderlichen Kosten ,hoch sind .

Wennein Abnehmer ,wie in einer Zeitung als Beispiel angeführt wurde ,
der eine Anlage von zwanzig Kilowatt ( ungefähr 27 Pferdekräfte ) insechs Wochen
nicht einmal 7 Kilowattstunden verbraucht hat und daher bei Nichtanrechnung
einer Grundgebührnur ' 82Schilling bezahlt ,währenddasElektrizitätswerke
ständig bereit sein muss ,ihm eventuell die 27 Pferdekräfte zuliefern,so
ist das eben einer von den Fällen ,der ein in die AugenspringenderBeweis
für die Notwendigkeitder Grundgebührenist . Durchdie EinhebungderGrund¬
gebührensoll die ganzunverantwortlicheBenachteiligunganderer ,ihreAnla¬gen ausnützender Strombezieher verhütet werden ,weil diese sonst natürlich
für die durch derartige unausgenützteAnlagenverursachten festenKostenaufkommen müssten .

Der zweckmässigste Masstab für die Bemessungder Grundgebühr ist dieStromzählergrösse .Nun gibt es aber in der Hauptsache drei Gruppen von Anla¬

gen ,in denen derzeit Zähler mit einem grösseren Messbereich als notwendigvorhanden sind .
Die eine Gruppe umfasst Wohnungen ,in denen grössere Zähler als imWohnungen gleicher Art bestehen .Das erklärt sich dadurch ,dass entweder seiner¬

zeit mit demAnschluss von elektrischen Haushaltungsgeräten gerechnet wur¬
de oder dass entsprechendekleinere Zählernicht vorhandenwarenundanih¬rer Stelle die grössere Type,für die ja auch keine Gebühr eingehoben wurde ,

angebracht wurde. DieElektrizitätswerke haben da von vorncherein inAussicht
genommen ,diesenVerhältnissenbei der Bemessungder GrundgebührRechnung
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zu tragen . Siehabendort ,woaus ihren Kundenblätternhervorgeht ,dassder
vorhandeneZählerzu gross ist ,gleich die entsprechendeniedereGrundgebührverrechnet und den Zähler zur seinerzeitigen Auswechslung vorgemerkt .Wo
dies nicht möglich war und die Strombezicher selbst an sie herangetreten

sind ,wurde eine Richtigstellung der Grundgebühr vorgenommen ,wenn ihre un¬
richtige Bemessung festgestellt wurde .

Die zweite Gruppeumfasst gewerbliche Betriebe ,bei denenseinerzeitdie ihren AnlagenentsprechendeZählergrösseverwendetwurde ,die aberder¬
zeit so gering beschäftigt sind ,dass auch ein erheblich kleinerer Zäh¬
ler genügen würde .In solchen Fällen ist natürlich eine Verständigung der

Elektrizitätswerke durch die Besitzer dieser Anlagen erforderlich ,damit
bei ihnen die notwendigen Erhebungen durchgeführt werden können .

Die dritte Gruppe sind Anlagen ,die einen hohen Anschlusswert ha¬ben ,derenEigenartesaberbedingt ,dassihreelektrischenEinrichtungen
entwodernur ganzkurze Zeit oder nie zur Gänzegleichzeitig inVerwendunggenommenwerdenkönnen . Siehabendaher einen grossen Anschlusswert ,abernur einen geringen Stromverbrauch .Zu ihnen gehören photographische Be¬

triebe ,lechnischeUntersuchungslaboratorien,elcktrische HeilbehelfeinKrankenanstalten unddergleichen .
Zu den ganz vereinzelten Sonderfällen gehört die in einer Zeitung

erwähnte Wiener Messe . . ,bei der dauernd nur eineverhältnismässigkleine und nur für kurze Zeit des Jahres eine grosse Leistungbeansprucht
wird . Siehat das ganzeJhr hindurcheine Grundgebührvon 125 ' 10Schilling
undwährendder Messezeiteine solche von3269 ' 10Schilling monatlichzuzahlen ,

Dass gegen die vorgeschriebenen Grundgebühren eine grosse Zahl
von Einwänden zu erwarten sein wird ,wurde von den Elcktrizitätswerken vor¬
ausgesehen . Esist aber ganz unrichtig ,dass,wie in einer Zeitung behauptet
wurde ,in hunderttausenden Fällen solche Beschwerden erhoben wordensind
oder dass gar Wachezur Aufrechthaltung der Ordnungunter denBeschwerde¬
führern notwendiggewesensei . DieUnrichtigkeit dieser Behauptunggehtschon dar aus hervor dass von den gesamten rund 630 . 000angeschlossenen

Anlagen 79 Prozent in die unterste Stufe ( 60Groschen monatlich ) und1115
Prozent in die zweite Stufe ( ' 50Schilling monatlich )der Grundgebührein¬gereiht sind .

Die städtischen Elektrizitätswerke sind aber nicht nur in selbst¬
verständlicher Wahrungder Interessen ihrer Kunden ,sondern auch inihrem
eigenen Interesse bemüht ,eine richtige Bemessungder Grundgebührendurch¬
zuführen und alle von ihren Kundenan sie gelangenden Beschwerdenin gründ¬licher und sachlicher Weise zuprüten .

Eine polnische Lehrerabordnungin Wien .Seit Beginndieser Wocheweilt in
Wien eine 130 Fersonen umfassende Gruppe von Lehrern und Lehrerinnen aus
Polen unter Führungdes Direktors des WarschauerHeilpädagogischenInsti¬
tutes ,SejmabgeordnetenMichaelWawrzvnowski,zur BesichtigungderSchulen
und sozialen Einrichtungen der GemeindeWien . SiewurdenvonPräsidant
Glöckelim Stadtschulrat herzlich begrüsst undnahmeneine ReihevonVor¬trägen über die österreichische Schulreform entgegen .Die Gäste ,die sich ins¬
besondere auch für die Hilfs - undSonderschuleninteressierten ,warenvon
demGebotenenausserordentlichbefriedigt ;sie erklärten ,nachgründlichertheoretischer Vorbereitungmit den höchstenErwartungennachWiengekommen
zu sein ,diese ihre Erwartungen aber nicht nur bestätigt ,sondern übertrof¬
fen gefundenzu haben .Freitag abendsnahmendie polnischenGästeaneinem

Wienerabend "teil ,der ihnen zu Ehrenvon der Sektion Lehrerschaft imVer¬band der städtischen Angestellten veranstaltet wurde ;unter den Anwesenden be¬

fandensich auchderpolnischeGesandteDr. BaderundderpolnischeGeneral¬konsul Neumann
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Sitzungen im Rathaus .AmkommendenFreitag tritt um17 Uhr der WienerGemein¬
derat zusammen .

Die Gemeindezuschüssezu den Instandhaltungskosten .Bekanntlich hat derWie- ¬
ner GemeinderatimJuni . . einenBeirat zur Begutachtungder Gewährungvon
Zuschüssen zu den Instandhaltungskosten eingesetzt ,die über dasViertausend¬

fache des Friedenszinses hinausgehen .Am6 .Februer hielt dieser Beirat seine

dreizehnte Sitzung ab ,in der die Ansuchenvon188Parteien in 36Häusern
erledigt wurden . Bisherhat der Beirat insgesamt die Ansuchen von 1658Partei .

en in 552 Häusern behandelt ,Die von der Gemeinde gewährleisteten Zuschüsse
zu den Mietzinsen betragen monatlich 19 . 013Schilling .Der sich hiedurch er¬

gebendeAufwandbeträgt für die Zeit vom1 .Augustv . . bis31 .Juli 1930bis - ¬
her insgesamt 205 . 521Schilling .

—. ———————- -- ¬
DasGasgebrechenin derDonaufelderstrasse. WiedieDirektionderstädtischen
Gaswerkemitteilt,handelt es sich bei demGasgebrechenin derDonaufelder¬
strasse um einen Bruch einer Abzweigschelle der vom Strassenhauptrohr in das

HausführendenZuleitung.DasGebrechenwurdesofortbehoben,sodasskeineGe¬
fahr einer Gasausströmung mehrbesteht .

VerlegungderFeuerwacheBrigittenau .DieFeuerwacheBrigittenauwarbisher
in der Wintergasse31 untergebracht .Die dortigen Räumlichkeitenentsprachen
jedochnicht mehrdenan sie gestellten Anforderungen .AusdiesemGrunde
wird die Feuerwachein entsprechende Lokalitäten im GemeindeneubauEckeBri¬
gittaplatz - Rafaelgasseverlegt .Die städtische Berufsfeuerwehrwird dieneue
WacheamkommendenSamstagum10UhrvormittagsmitdreiGerätenbeziehen.

——„ —— —— ———

BezirkevertretungMariahilf . DienächsteSitzungder BezirksvertretungMaria¬
hilf sollte ursprünglicham27,Februarstattfinden .DieserTerminwurdeaber
geändert und die nächste Sitzung schon für Donnerstag ,den 20 . Februar ,um18
Uhrausgeschrieben .

- - - ¬
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DerMonatsverbrauchWiensanGas ,StromundWasser. DieVersorgungeinerGross-¬
stadt mit Wasser ,GasundelektrischemStromist eine ihrer wichtigstenLe¬
bensbedingungen.Dastrifft selbstverständlichauchauf Wienzu ,dessenVer-¬
brauchanStrom ,GasundWasserhinterdenanderenGrosstädtennichtzurück¬
steht . Solieferten die WasserleitungenimNovemberdes abgelaufenenJahres
8,937 . 000KubikmeterWassernachWien .Vondiesenwurden7,719 . 000Kubikmeter
verbraucht.DiestädtischenGaswerkeerzeugtenimselbenMonat30. 167. 300Ku-¬
bikmeterGas. DerGesamtkonsumbetrug29,216. 500Kubikmeter,wovon26,843.500
KubikmetervonPrivatenverwendetwurden.DiestädtischenGaswerkehattenEn¬
deNovember166. 639Konsumenten.DieNovemberproduktionderstädtischenElek¬
trizitätswerkemachte51,107. 000Kilowattstundenaus. DavonwurdenvonPri-¬
vateninsgesamt39,245. 000KilowattstundenStromkonsumiert.DieZahlder
StromabnehmerbetrugEndeNovember600. 998. FürdieöffentlicheBeleuchtung
wurdenimNovember942. 558KubikmeterGasund2,373 . 000KilowattstundenStrom

verwendet .
7 - . - . . - . - —- - - - - - - . - ¬

DerBauchvonWien. Wiedie Magistratsabteilungfür Statistik mitteilt ,wurden
imNovember8,793 . 600KilogrammGemüse,6,615. 000KilogrammKartoffel,8 . 150
KilogrammPilze,6,417 . 000KilogrammObstund399 . 900KilogrammAgrumenauf
den WienerViktualienmärktenvermarktet .Die Zufuhrenan Butterbetrugen
9h . 720Kilogramm.Fernerwurden4,760 . 000EieraufdenMarktgebracht .Die
ViktualienmärktewurdenimNovemberschliesslichmit216. 610HektoliternMilch
beliefert ,vondenennur . 840HektoliterausWienstammten.

VondenBezirksvertretungen .DienächstePlenarsitzungderBezirksvertretung
WiedenfindetamDienstag ,den18 .Februar ,um16 ' 30UhrimSitzungssaaldes
WiedenerGemeindehausesstatt . DieBezirksvertretungFünfhaushältamDonners¬
tag ,den20 .Februar,um18UhrimAmtshausinderGasgasseeineöffentlicheSitzung ab .

206 - . - - ————- - -



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeber und verantw .Redakteur

Karl Honay
ien ,am Mittwoch ,den 12 .Februar 1930

51

WienerGas für Korneuburg .Das LandNiederösterreich unterhält inKorneuburg
ein Gaswerk ,das die Stadt und die dortige Erziehungsanstalt mit Gasver¬

sorgt . DiesesGaswerkwird aufgelassen .Umdie Stadt mit Gasweiterversorgen
zu können ,hat die Korneuburger Stadtverwaltung mit den Wienerstädtischen
Gaswerken wegen Abschluss eines Lieferungsübereinkommens Verhandlungen ge .
pflogen . DemGemeinderatliegt nun amFreitag der Antrag vor ,dieDirektion
der städtischen Gaswerke zu ermächtigen ,mit der Gemeindeverwaltung Korneu¬

burg ein Gaslieferungsübereinkommen mit Geltung bis zum 31 .Dezember 1960

abzuschliessen .Die städtischen Gaswerke planen ,die bis nachLang- Enzersdorf
führende Hochdruckgasleitung bis nach Korneuburg zu verlängern und dort

eine Gasdruckregler - undGasmesseranlage zu errichten .Die Gasverteilung wird

die Stadtverwaltung Korneuburg selbst besorgen .

- . - - — — — — — - - ¬

Die letzten Viehmärkte . Wiedie Direktion des städtischen Marktamtesberich¬
tet ,wurden die Viehmärkte in St .Marx in der Zeit vom29 .Dezember . J .bis
. Februar . J ,wie folgt beliefert : DieZufuhren auf dem Rindermarkt betrugan

1012 Stück Mastvieh und 3250 Stück Beinlvieh .Davon lieferte das Inland

1782 Stück Mastvieh und 1812 Stück Beinlvieh .Der Auftrieb auf demKontumaz - ¬

markt betrug 6259 Stück Mastvieh und 111 Stück Beinlvieh . Davonwaren6038
Ochsen ,224 Stiere und 108 Kühe .Auf den Schweinemarkt wurden 32 . 158Fleisch¬
schweine und 21 . 799Fettschweine geliefert .Inländischer Konvenienz waren

nur 770 Fleischschweine und 12 Fettschweine . Während auf dem Rindermarkt der

Verkehranfangsschleppendwar ,warder Marktverkehrauf demSchweinemarktall¬
gemeinlebhaft . DieZufuhrenauf demJung -undStechviehmarktbetrugen588
lebende Kälher und an weidner Vieh 12 . 078Kälber,5 . 361Fleischschweine ,169

Fettschweine,429 Lämmer ,257 Schafe,hh Ziegen und 6 Kitze .DieAuftriebe von
Kälbern waren im Jänner um3254 und dio von Schweinenum1778 grösser als im

Dezember .Die Zufuhrender übrigen Jung -und Stechtiere wiesen keinebesonde¬
ren Schwankungen auf . DerMarktverkehr auf den Jung -undStechviehmärkten

war im allgemeinenruhig .
. - . -

Bezirksvertretung Margareten . Dienächste Sitzung derBezirksvertretung
Margareten findet am Montag ,den 10 .März ,um 17 Uhrstatt .
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ZweiteAusgabe

DieBenzinausströmungin der GrossgarageinMargareten.
Bekanntlichhat anlässlichderBenzinausströmungin Margaretender

Bürgermeisterangeordnet ,dasssoforteinefachmännischeKommissioneinege¬
naueUntersuchungüberdieUrsachenderAusströmunganstelleunddassder
KommissioneinwederderstädtischenBaupolizeinochdemStadtbauamtunter¬
stehender,alsovollkommenselbstständigerFachmannalsSachverständiger
beigezogenwerde.AlssolcherwurdeZivilingenieurOskarRothbestellt ,der
nunmehrseinGutachtenschriftlicherstattet hat . DasGutachtenist sehrein¬
gehendunddahersehrumfangreich .Esführt zudemErgebnis ,dassdieUrsa¬
chederBenzinausströmungaufeinZusammenfaséenvonmehrerenungünstigenUm¬
ständenzurückzuführenist .NachdenbisherigenErhebungensteht jedochzwei¬
fellosfest ,dassessichwederumeinenDiebstahl,nochumeinenSabotage¬
aktoderüberhauptirgendeinVerbrechenhandelt.

NachdemSachverständigengutachtendürftedasSchwimmerventilver¬
mutlichschonlängereZeitnichtfunktionierthaben ;derKesselwurdewährend
desBetriebes-allerdingsgemässdervonderFirmavorgeschriebenenBetriebs¬
vorschrift-niemalssoweitgefüllt ,dassdasSchwimmerventilinTätigkeitge¬
tretenwäre. AlsweitereUrsachekommtfernerdieunrichtigeBetätigungdes
BreiwegeventilsinBetracht,dasdurchseinerzeitigeunzweckmässigeBedienung
schadhaftgewordenwar. DiegenaueUntersuchungergab ,dassderBolzenimDreh¬
punktdesHebelsunddasGestängeverbogenwaren ,offenbardurcheineeinmal
beiderBedienungerfolgteGewaltanwendung.AlsletzteUrsachebezeichnerdas
SachverständigengutachteneinefalscheStellungdesAbsperrventils,indem
dasVentilaufeinegarnichtbeabsichtigteUmfüllungvondemeinenKessel
zumanderengestelltwordenwar .DiesesZusammenfallenmehrererUmständehat
schliesslich zur Benzinauströmunggeführt .

DieFeststellungderpersönlichenVerantwortlichkeiteinzelberOr¬ganewirdnunmehrimDisziplinarverfahrenerfolgen .UmjedocheineWiederho¬lungeinersolchenAusströmungselbstbeietwaigerunachtsamerBedienungmitSicherheitzuvermeiden,wirddieZwillingsanlage ,wiesiejetztbesteht,nunmehrdurchdie LösungderKupplungaufzweigetrenntehydraulischeNormal¬anlagengebracht .SolchehydraulischeEinzelanlagenwerdenin grosserZahlund schon seit vielen Jahren klaglos betrieben .Ausserdem werden die besteh¬

hendenBetriebsvorschriftenundEinrichtungenfürsämtlicheBenzineinlagerungsartendurchdiestädtischeBaupolizeiüberprüftundbeiNotwendigkeitnochverschärft oder abgeändert werden .
DerBürgermeisterhat verfügt ,dassandie MitgliederdesStadtse-¬natesunddeszuständigenGemeinderatsausschusseseineZuschriftergeht ,inderihnenmitgeteiltwird ,dassdasGutachten,daswegenseinesgrossenUmfan¬gesnichtin Druckgelegtwerdenkann ,für alle MitgliederdieserInstanzenohneUnterschiedderParteiin derStadtbaudirektionzurEinsichtaufliegt .
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DieHaydnmelodiein denSchulen.
DassoebenerschieneneVerordnungsblattdesWienerStadtschulrates

verlautbartdenbekanntenErlassdesUnterrichtsministersDr. Srbik,indem
angeordnetwird ,dassdie bekannteMelodiefonJosefHaydnmitdemKernstock'
schenTextin allenSchulenzuübenundbeigewissenAnlässenzusingenist .
DerTextdesMinisterialerlasseswurdebereitsdurchdie Presseveröffent-¬
licht . DasVerordnungsblattdesWienerStadtschulratesverlautbartauchfolgen¬
denanalledemWienerStadtschulratunterstehendeSchulenundLehranstalten
gerichtetenErlassdesStadtschulratspräsidentenGlöckel:

"EinederschönstenMelodienHaydnswurdeindenerstenJahrender
RepublikindenWienerSchulenwenigergeübt ,weilderihrunterlegteText,
das"Kaiserlied "in frischerErinnerungwar?DerschönenösterreichischenMelo¬
diehatHoffmannvonFallerslebeneinenTextunterlegt ,derals„Deutschland¬
lied "dergefühlsmässigeundauchdercffizielleAusdruckdesEinheitsbewusst-¬
seins des gesamtendeutschenVolkesist . Wirhabenals Oesterreicherundals
DeutscheallenGrundunsererJugenddasDeutschlandliedmitdemTextevon
HoffmannvonFallerslebenundderMelodievonHaydn,alsoWortundWeisenahe
zubringen .

DerStadtschulraterwartet,dassdiesesLiedinallenSchulengeübt
undbei geeignetenAnlässengesungenwird,umso die mtionaleundrepublika¬nischeErziehungder Jugendzu fördern .Fürdie SchulenkommtderoffizielleTextdesDeutschlandliedesin Betracht ,derlautet :"Deutschland ,Deutschland ,überalles EinigkeitundRechtundFreiheitUeber alles in derWelt ,

Wennes stets zu Schutz undTrutze
Brüderlich zusammenhält
Von der Maas bis an die Memel .
Von der Etsch bis an denBelt .
Deutschland ,Deutschland ,überalles ,Ueber alles in der Welt !

Für das deutsche Vaterland :
Darnach lasst uns alle streben
Brüderlich mit Herz undHand .
Einigkeit und Recht undFreiheit
Sind des Glückes Unterpfand .
Blüh 'im Glanze dieses Glückes
Blühe deutschesVaterland ! "

UmMissverständnissenvorzubeugen,wirddaraufhingewiesen,dassdieseVerfügungkeineswegsdieweiterePflegederRenner-Kinzel' schenHymneundihreVerwendungbeiSchulfeiernundähnlichenAnlässenausschliessensoll".
*Nachmehrals einemJahrzehntrepublikanischerStaatsformistdiese Erinnerungverblasst .
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Nacheichung der Masse und Gewichte .UmBeanstandungen bei den vom 1 .Märzan

in den Gewerbebetriebendurchzuführendenmass - undgewichtspolizeilichen Re¬
visionen vorzubeugen ,wird von der Marktamtsdirektion über die Nacheichung
vonMassenundGewichtenfolgendenbekanntgegeben: DersofortigenNacheichung
sind zu unterziehen :Alle Längenmasse ,Hohlmassefür trockeneGegenstände ,me¬
tallene Flüssigkeitsmasse und Transportgefässe für Milch ,Brennholzmasse ,dann

alle eichpflichtigen Weinfässer ( das sind jene Weinfässer ,in denen Weine an

den Käufer geliefert werden ) ,die als erste Eichung oder letzte Nacheichung
den Eichstempel des Jahres 1926 oder eines vorangegangenen Jahres aufweisen ;
alle Gewichte und Waagen ,hölzerne Flüssigkeitsmasse ,Milchgefässe mitMess¬

stab ,MaischhotticheundBiertransportfässer ,die als Nachweisderersten
Eichung oder letzten Nacheichung den Eichstempel des Jahres 1927 oder eines

si nd
vorangegangenen Jahres tragen ;ferner/Messapparate für Petroleum und für andere

einer starken Verflüchtigungunterliegende Flüssigkeiten je nachihrerKon¬
struktionsart vor Ablauf von je drei oder fünf Jahrennacheichpflichtig .
Schliesslichwirddaranerinnert ,dasses denGewerbetreibenden,die inihren
ständigen oder zeitweiligen Verkaufsstätten nachMassundGewichtzumessen,
untersagt ist ,in ihren Verkaufsstättenungesetzliche ,das sind nichtmetri¬
sche Masseund Gewichte ,sowie metrische ,jedoch nicht geeichte odernicht
rechtzeitig nachgeeichteMasseundGewichtesowiedenbestehendenEichvor¬
schriften nicht entsprechende Waagenaufzubewahren ,wennauch dieseGegenstän¬
de nicht zur Anwendungim öffentlichen Verkehr bestimmt sein sollten .

Ausgestaltung der ekektrischen Strassenbeleuchtung .In der nächsten Zeitwer¬
den in Hietzing die Astgasse und die Cumberlandstrassevon derRuppertgasse
bis zurAstgassemitderelektrischenStrassenbeleuchtungausgestattet.

- . - .— — — — — . -- ¬

DasösterreichischeVereinsrecht .UnterdemTitel " Wiegründeundführeich
einenVerein "erscheint demnächstimDeutschenVerlagfür JugendundVolk ,

. ,Burgring9 in BuchformeinevomMagistratsratder StadtWien. Radler
verfasste Abhandlungüber das österreichische Vereinsgesetz vom15 .November
1867,die jedem Laien die praktische Handhabungdieses Gesetzesermöglicht .
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Neue Bauaufsichtsräte für Wien . Am22 .Jänner . J .hat der Gemeinderatsaus - ¬

schuss für allgemeine Verwaltung 34 Bauaufsichtsräte und ebensoviele Stell¬

vertreterfür die Funktionsperiode1930- 1932bestellt .HeuteDonnerstagnahm
amtsführenderStadtratLinderimGemeinderatssitzungssaaldieAngelobung
der neuen Bauaufsichtsräte und der Stellvertreter vor .Nach ihrer Begrüs¬

sungverwieser in seinerAnspracheaufdie BedeutungderBauaufsicht ,die
ein unentgeltliches Ehrenamtist . DenBauaufsichtsräten obliegt dieAufsicht
über die Privatbauten in Wien ; siehaben ihre Funktion ausschliesslich im

öffentlichenInteresseauszuüben. DerAufgabenkreisderBauaufsichtsräteist
ein grosser ;sie habendaraufzuachten ,dassdie Bautennurvondendazube¬
fugtenPersonendurchgeführtwerden ,dasssie SicherheitderBauobjekteund
der Arbeiter gewährlzistet ist ,dass die gesetzlichen Vorschriften hinsicht¬

lich der Kranken- undUnfallsversicherungeingehaltenwerdenunddassderBau¬
führerüberdieentsprechendenRequisitensowieübereigenesPersonalver¬
fügt . Wennauf einer Baustelle Gefahrim Vermugeist ,habendieBauaufsichts¬
räte sofort die unerlässlichen Massnahmenanzuordnen .Das gilt auch für die
UmgebungderBaustelle,wennsiedurchirgendwelcheMängelgefährdetist .
Für die neubestelltenBauaufsichtsrätedankteGemeinderatSchienerfürdie
WortederBegrüssungundbrachteeinigeWünsehevor ,derenUnterstützungvon
Stadtrat Linder zugesagt wurde .

- . —. ———————- - ¬
468. 603GaskonsumenteninWien. DiestarkeZunahmederGasabnehmerinWien
hältungeschwächtan .WährenddiestädtischenGaswerkeam31 .Dezember1913
nur 211 . 815Gasabnehmer zählten ,bezogen am 31 .Jänner . . nichtwenigerals

168. 603KonsumentenGasvondenstädtischenGaswerken.DiesehabenimJän¬
nerwiein denfrüherenMonatenzahlreicheTeilzahlungsanlageneingerich¬
tet . DerVerkauf von Gasgeräten ist ein überaus reger . DieKoksöfen" Mus¬

ter WienerGaswerke"erfreuensicheinersteigerndenBeliebtheit .ImJänner
wurdennichtwenigerals 353solcheKoksöfenverkauft.
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Die Grundgebührender städtischenElektrizitätswerke .
EndeDezember1929hat der WienerGemeinderatdie schonfrüherbe¬

standene und nur infolge der Inflationsverhältnisse aufgehobene Grundgebühr

( Zählermiete )für die VerrechnungdeselektrischenLichteswiedereingeführt .
DieseWiedereinführungwarnotwendig ,weil das Elektrizitätswerk mitseinen
Einnahmennicht mehrdas Auslangenfinden konnteundweil maneineallzugros¬
se Steigerungder Strompreisevermeidenwollte . Dieseit . Jännervorgenomme¬
nen Ablesungenhaben ,wie vorausgesehen ,eine grosse Zahl vonErfahrungenge¬
bracht .Obwohlsich das Erhebungsmaterialbisher nur auf etwazweiDrittelder
Anlagen stützt ,können diese Erfahrungen schon jetzt für Verbesserungsvor¬

schläge benütztwerden .
Wünschefür solcheVerbesserungensindausallenKreisenlautgewor¬

den . DieMehrheit des WienerGemeinderateshat sich mit diesem WünschenundBe¬
schwerdenim Vereinmit demsozialdemokratischenWienerParteivorstand unddem
Vorstanddes Verbandesder sozialdemokratischenGewerbetreibendenundKaufleu¬
te schonues öfteren beschäftigt .In einer gemeinsamenSitzungderVorstände
dieser Vereinigungenerstattete heute der amtsführendeStadtrat für diestädti¬
schen UnternehmungenVizebürgermeister Emmerlingeinen eingehendenBericht
über die bisherigen Auswirkungender vomGemeinderatbeschlossenenMassnahmen.

Er stellte fest ,dass für 82 ' 5Prozent der Lichtanlagen die nieders¬

te Grundgebühr von monatlich 60 Groschen zu entrichten ist ,das ferner weitere

12ProzentderAnlagendie zweitniedersteGrundgebührvon150Groschenzube¬
zahlen haben .Auchfür die Einreihung in diese zweitniedersteGebührenklasse

seien nicht unberechtigteBeschwerdenvorgebrachtworden.
UmauchdiesenBeschwerdengerechtzu werden ,sollenWohnungsanlagen

dannin die niedersteStufeder Grundgebühr( 60Groschenmonatlich )fallen ,
wennder Anschlusswertder betreffenden Anlagenicht grösser als 660Watt ,
undin die zweiteStufe ( 150Groschenmonatlich ) ,wennder Anschlusswertnicht
grösser als 1320Wattist . Darüberhinausfallen die Anlagenin höhereStufen .
Dabei der Bestimmungder Zählergrösse ,beziehungsweiseder Grundgebühr ,der
Stromverbrauch der Glühlampenund allenfalls vorhandener elektrischer Haus¬
haltungsgeräte zusammengezählt wird ,fallen zumBeispiel Anlagenmitweniger
als 22 Stück Dreissig - Watt - Lampenoder 16 Stück Vierzig - Watt - LampenoderAnlagen mit 7 Stück Dreissig - Watt - Lampenjedoch mit einem Bügeleisenund
einemkleinen Kockgerätnonhin die niedrigste Stufe .In diezweitniederste
StufesollenAnlagenfallen ,die entweder33StückVierzig-Watt-Lampen
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Rathauskorrespondanzvom13 .Februar 1930Dritte AusgabeII . Blatt
ohneelektrische Haushaltungsgeräteoder bis zu 22 StückVierzig-Watt-Lam¬

pen und elektrische Haushaltungsgeräte haben .

Wenndie Zählergrüssefür diesebeidenGruppenvonAnlagendderfür
diehöhergereihtenGruppenzugrossist,so soll dieGrumgebührnichtnachder
Zählergrösse ,sondernnachdemrichtigen Anschlusswerterrechnetwerden . DieRich¬
tigstellung soll ,auch wenn der Umtausch der Zähler aus technischen Gründen

erst später erfolgenkann ,rückwirkendab 1 .Jänner1930gelten undeineetwa
zu hocheingehobeneGebührgutgeschriebenwerden.

Bei gewerblichen Anlagensoll in der gleichen Weisewie beiLicht¬
anlagen vorgegangen werden ,so dass also auch hier die Grundgebührnurauf

Grunddes Anschlusswertesundmit der gleichen Rückwirkungbemessenwerdensoll .
UnterdengewerblichenAnlagengibt es solche ,die infolgederEigen¬

art ihres Betriebes ihre elektrische Anlage nur saisonweise benützen .Diesen

soll freigestellt werden ,ihre AnlagenwährenddesStillstandesabzumelden,um
dadurch die Grundgebühr für diese Zeit zuersparen .

FernergibtesnochGewerbe,diezwardasganzeJahr ,aberjedesmal
nur kurze Zeit ihre elektrischen Anlagen benützen ,wie beispielsweise bei Foto¬

graphenBogenlampen ,bei BrennstoffhändlernKreissägen ,in Tischlereien undbei
Elektrikern elektrische Einrichtungen ,Prüfständeunddergleichen . DiesenBetrie¬
bensoll,sobalddasErgebnisderZähderablesungvollständigvorliegenwird,
nachvonder Direktion der Elektrizitätswerke auszuarbeitendenVorschlägeneine
begünstigteGrundgebührgewährtwerden .Auchdiese Massnahmesollrückwirkend
ab1 .Jänner1930erfolgen.

DieKonferenzerklärtesichmitdiesenVorschlägeneinverstanden .
DieDirektionderElektrizitätswerkewirdnunmehrdieentsprechendenVorlagen
ausarbeiten . Siewerden den zuständigen Gemeinderatskörperschaften zur Ent¬
scheidung vorgelegt werden .



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeberundverantw,Redakteur:60

Karl Honay
Wien ,amFreitag ,den 14 ,Februar1930

- . - . - - - - - - - - - - - - - - - - ¬

WIENER GEMEINDERAT
Sitzung vom14 .Februar1930

BürgermeisterSeitz eröffnet die Siezungum17 ' 15Uhr .
NachBekanntgabedesEindaufsteilt der Bürgermeistermit ,dassdie

GemeinderüteEllendundKollegeneinenDringlichkeitsantragüberreichthaben .
Er bemerkt ,dass er denBestimmungender Geschäftsordnungentsprechend ,über
dieses Begehren wurSchluss der Sitzung abstimmen lassen werde .Diese Mittei¬
lung ruft auf den Bänken der . L .lebhaften Widerspruch hervor . Eswird geru¬

fen :Wirhabeneine ausserordentlicheSitzungverlangt ,das ist unerhört! Das
ist ein Bruch derGeschäftsordnung !

Unterdessenbegibtsich St . . Kunschakauf dieBräsidentenestra¬
deundsprichtmitdemBürgermeister.BürgermeisterSeitzerkkärthierauf,er
unterbreche die Sitzung behufs Feststellung des Begehrens ,dass derObmann
der Opposition an ihnrichte .

SeitzNachWiederaufnahmeder Sitzungteilt der Bgm. /mites seizur
FeststellungdervonderOppositionfestgestelltenBeschwerdeneineObmänner¬
konferenz einberufen wor den .Der Tatbestand ist folgender : DieGemeinderäte

KunschakundKollegenhabenam7 .Februar. J .einenBriefandasPräsi¬
dium gerichtet ,in welchem sie auf Grund des § 19 der Verfassung bezw .des

§ 2 der Geschäftsordnungeine Einberufungeiner Gemeinderatssitzungverlangen .

Demgemässhätte das Bürodes Gemeinderatesin der Einladungzur heutigenSit -¬
zung mitteilen müssen ,dass dieses Begehren vorliegt und dass die heutige
Sitzungals eine zu diesemZweckeinberufeneSitzunggilt ,das seiübersehen

es ,
worden . wurde in der Obmännerkonferenzvereinbart ,dassder

Dringlichkeitsantrag Ellend heute jedenfalls um7 Uhr abends inVerhandlung
genommenzu werdenhat .

Es wird sodannzur Erledigung der Tagesordnunggeschritten .OhneBe¬
auf Grund des ataatlichen Wohnbauförderungsgesetzes

batte werdenfolgendeWohnhausbauten/genehmigt:III .Rochusplatz(Kostensumme
791 . 090Schilling ) ,III .Neulinggasse( KostensummeSchilling1,698. 620),II . ,
Santa Lucciaplatz ( Kostensumme. 2,107 . 173) ,X. ,Alxingergasse( Kostensumme

. 327 . 303 ) ,X . ,Laxenburgerstrasse ( . Summe1,084 . 605 ) ,X . ,Leebgasse ( . S .
1,117 . 196 ) ,X . ,Kudlichgasse (. SummeS .749 . 986 ). ,Laaerstrasse ( . Summe

. l,892 . 254) XWI. ,Redtenbachergasse( . Summe. 618. 752) ,XVI,,Sulmgasse
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( . SummeS ,398. 63U. ).

St . . Weberberichtetüberdie ErrichtungdesWohnhausbauesXXI. ,
FranklinstrasseII .Teil(KostensummeA ,644. 822Schilling).St. . Weberweist
darauf hin ,dass die Tagesordnungder heutigenSitzungeine Reihevon
Baubewilligungsansuchenenthält . EshandeltsichdurchausumObjekte ,für
die der BundeszuschussnachdemstaatlichenWohnbauförderungsgesetzinAn¬

16
spruchgenommenwirdundzwarwirddieBewilligungjetzt angesprochen,damit
sofortnachErledigungdurchdaszuständigeMinisteriummitdemBauderWohn¬
häuserbegonnenwerdenkann.Esiatallesfixundfertigvorbereitet,sodass
keineinzigerTagfürdenArbeitsbeginnversäumtzuwerdenbraucht .Beidem6 .

gegenständlichenBauXXI. ,FranklindtrasseII . Teilhandeltes sich umeinen. 10 . .11
Bau ,derin seinerAusstattunggarkeineBesonderheitenaufweist .DerBau1 .enthält 248Wohnungen.

.17 .2
St,R. Kunschak( - . )stellt zunächstfest ,dassdie16Wohnhausbauten,.

die heutebeschlowenwerdensollendurchausBautensind ,die nichtimRahmen
desWohnbauprogrammsderGemeinde,sondernimRahmenderstaatlichenWohnbau¬

. . . . . . .2 . 5 .. . 71 .

förderunggenehmigtwerdensollen . Derfür alle dieseBautenangeforderteBe-
tragbedäuftsichauf23einhalbMillionenSchillingundzwarfindetdieserL L .a

BetragseineBedeckungin einemBeschlussdesGemeinderatesvom31 .Jänner.
wonachfür die BautenimRahmendes Wohnbauförderungsgesetzes51Millionen -rsue Bäpen n .eg .
SchillingzurVerfügunggestelltwerden. DerFinanzierungsplanfürdieseBauten1rarrs EAborpek aE geh 70
weistschwereMängelauf .Fürdiese16Wohnhausbautenist undzwarfürdieBei¬bo ST
stellungdereinprotentigenHypothekeinBetragvon13 ' 1Millionenundfürp 4 —
dieBeistellungdererststelligenHypothekeinBetragvonrund7MillionenngeSne Hung
Schilling erforderlich .Für alle diese Bautenzusammenergibt sich einZinsen¬

Ops E

erfordernisvon630. 000SchillingimJahr .Esist nuneinschwererMangeldes7 :
Referates ,dass nirgends darauf Bedachtgenommenwird ,vonwemundwiedieser
Zinsendienstgeleistet werdensoll wieüberhauptfür die gesamtenWohnhaus-
bauten,dieimRahmenderstaatlichenWohnbauförderunggebautwerdensollen,O 7177hinsichtlichderZinsen ,diejährlich1,3/7 . 000Schillingbetragenwerden

wederin demBeschlussvomJännernchheute.e 1295irgendeineVorsorgegetroffenwird .DarübermusssichaberderGemeinderat
klarwerden. Dennesist unmöglich,einemAntragzuzustimmen,ohnedassüber

. N Ze
einesowichtigeFrageigendeineAufklärunggegebenwird .Manmussauchschwe¬. 2 .e 12re Bedenkendagegenäussern ,dass die erstestellige Hypothekfür dieseWohn¬
hausbautenvonderZentralsparkassederGemeindeWienals Darlehenaufgenommen

. 5werdensollen .Dennes entstehtdie Frage ,obes zweckmässig,je überhaapt:
10f . .41 107 .zulässigist ,dassdieGemeindebeiihremeigenenSparinstitut,fürdas ,sie

5s DgadieHaftungübernimmt,Darlehennimmt.WirddieserStandpunktkonsequent
91E.



Gemeinderatssitzungvom11 .Februar1930 III ,Blatt
durchgeführt ,dass die Gemeinde ihre Darlehen von der eigenen Sparkasse nimmt

so führt daszwangsläufigzur Inflation .Denndie Gemeindehaftet für dieSpar¬
kasse mit ihrem gesamtenVermögenund wennsie bei der SparkasseDarlehen
aufnimmt ,schmä ert sie die Garantiebasis der Sparkasse .Eine weitere ernste

Frage ist ,unter welchen Bedingungendie Belehnungen der mit derstaatlichen
Wohnhauhilfeerbauten Wohnhäuservorgenommenwird ,Bei allen Hypothekaranleihen
die die Zentralsparkasse gibt wird strenge darauf geachtet ,dass in der Renta¬

bilität des belehnten Objektseine Deckungfür das Darlehenauch wirklichge¬
gebenist .Es würde der Eentralaparkasse wahrscheinlich nicht einfallen

aufirgendein WienerHausein dreissigprozentigesHypothekardarlehenzugeben.
Eswäresehrwissenswert,wiedieDeckungimgegenständlichenFallegegeben
ist . Aberdie vorligenden Anträge über die Wohnhausbautensind überhauptmangel¬
haft fundiert .Es liegen . B .Anträge bezüglich 6 Wohnhausbautenvor ,welcheim

RahmenderstaatlichenWohnbauförderungdurchgeführtwerdensollen ,dieaber
schon einmal Gegenstand der Beschlussfassung im Gemeinderat waren ( Hört! Hört

bei der . . )Die staatliche Wohnbauförderungwurdedoch nicht zurEntlastung
der Gemeindegeschaffen ,sondernzu demZweckumüber dieLeistungsfähigkeit
derGemeindehinaus ,demBaugewerbeBeschäftigungzugebenunddemWohnungs-¬
marktneueWohnungenzuzuführen( Zustimmungbei der . . )Tatsächlichwirdaber
in diesen 6 .Fällen die Wohnhausbautenaus demWienerWohnbauprogrammauf
die staatliche Wohnbauförderung hinüber gewälzt und mit ihrer Inanspruchnahme

nicht umeinen Arbeiter mehrbeschäftigt und nicht umein .Wohnhausbaumehr
kann

gebaut als die Gemeindeursprünglich vorhatte .DieserShhieber nicht
unserenBeifallfinden . WenndieGemeindeihrePflichterfüllt hätte ,mässten
diese 6 Wohnhausbautenschonsehr weit vorgeschrittensein ,ist dies aberder
Fall,so ist es unmöglich,hiefürdie staatliche WohnbauförderunginAnspruch
zu nehmen ,dad das Bundesgesetz ausdrücklich sagt ,dass schon begonneneBau¬

ten auf die Hilfe aus der staatlichen Wohnhauförderung nicht zu rechnen haben .

Dieses Bedenkentrifft auchbezüglichdesWohnhausbauesin derFranklinstrasse
zu ,denndieserBauist schonam16 ,Oktober1928beschlossenworden(Hört!
Hört ! beider . . )Weil Sie mit demWohnhausprogrammzwei Jahre imRückstande
sind ,wellen Sie diesen Bauaus Ihrem Programmauf das Programmderstaatlichen
Wohnbauförderunghinüberlotsen -Wir sind selbstverständlich dafür ,dassauch
die GemeindeWienihrenAnteilandenLeistungenderstaatlichenWohnbauför¬
derung anzusprechen hat und wir teilen durchaus nicht die Ansicht ,dass die
Gemeinde aus der staatlichen Wohnbauförderung ausgeschaltet werden soll .Aber

dieseUeberzeugunghält nursolange ,als durchFlüssigmachungderMittel
der staatlichen Wchnbauförderung wirklich neue Arbeit geleistet undwirklich
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neueWohnräumegeschaffenwerden(LebhafterBeifallbeider . . )Zualldem
kommtnoch,dassfürdiese6BautenüberdiederGemeinderatschonimJuli
1929beschlossenhatgegenüberderdamalsbeschlossenenKostensummevon' 7
Millionensich eineSteigerungderKostenum ' 1Millionen ,dassind30
Prozentergibt(LebhafteHört!Hörtrufebeider . L.( Dasmusserklärtwerden,
Dennes wäredochunmöglich ,etwadie Kostenfür die Baugründe ,die ausdem
laufendenBudgetbereitsgezahltsindjetzt nocheinmalin Anrechnungzubrin¬
gen. St. . Kunschakbemerktdannnoch ,dassin demBauprogramm,dasam31 .Jänner
1929beschlossenwurde,einBauin derSalesianergassevorgesehenwurde. Der
heutigeAntraggilt einemBauin derNeulinggasse. WenndaskeinEckhausist ,
könnendieBautennichtidentischsein .BeimBauinderFranklinstrassewurde
im Wohnbauprogrammvom31 .Jänner 1929der dritte Bauteil vorgesehen .Derheu¬
tigeAntragbeschäftigtsichmitdemzweitenTeil .Nunwurdederersteund
zweite Teil bereits am7 .August1928genehmigtundder dritte Teil imOkto¬
ber1928bewilligt.WelchemTeilgiltnunderheutigeAntrag. DerReferenthat
darübernichtsgesagt,manist daherangewiesen,Kreuzworträtselzulösen .Die
GemeindehateingrossesInteresse ,alleAnlässezuvermeiden,dieinderOef¬
fentlichkeiteineunfreundlicheKritikhervorruden.GanzbesondersimBauwesen
mussaufvollestrengsteundgewissenhaftesteOrdnunggeschautwerden. Wirhal¬
tenandemGrundsatzfest ,dassauchdieGemeindeandenWohltatenderWohnbau¬
förderungsaktionteilnehmensollen ,aberwirkönnenfürdieseAnträgenicht
stimmen,weilsiedemhohenSinnderBundeswohnbauförderungundauchdemWort-¬
lautdesGesetzeswidersprechenundweildieAnträgesounklarsind ,dassman
dafürkeineVerantwortungübernehmenkann,(Beifallbeider. . )

AufdieAusführungendesSt. . KunschakerwidertSt. .Breitner.Erer¬
klärt ,dassdieGemeinde,auchwennsie dieBundeswohnbauförderunginAnspruch
nimmt,keineErsparungenhinsichtlichdesWohnbauprogrammeserzielenwill .Von
denfür dasJahr1930vorgesehenen90 ,Millionensoll garnichtserspartblei¬
ben. DieGemeindehatimBudgetfür1928fürdenWohnhausbau76Millionen
Schilling eingesetzt,tatsächlih aber 91 ' 5Millionenausgegeben .FürdasJahr
1929wurdenebenfalls76Millionenveranschlagt,eswerdenaberin diesemJahr
stwa91MillionenSchillingfür denWohnhausbauverausgabtwordensein .Zur
FragederGewährungdesHypothekarkreditesdurchdiestädtischeZentralspar¬
kasseerklärtSt. .Breitner,dassdieZentralsparkassealleihreKräfteder
Wohnbauförderungwidme.BeidenfürdieWohnbauförderungsaktionvorgesehenen
450MillionenSchillingergebensich135MillionenSchillingalsdienotwendi¬
genHypothekarkredite . Diestädtische Zentralsparkasseist in der Lagediese
gesamteHypothekarkreditsummezugewähren.AlleProjekte ,diebeiderZentral¬217
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sparkasseeingereichtwerden ,werdenwohlwollendgeprüft .( Beifallbeider
Mehrheit ) .

In seinemSchlussworterklärt St . . Weber,dass es sich beidiesen
Anträgenumkeine Kürzungdes normalenWohnbauprogrammshandelt . Dieversproche¬
nen 30 . 000Wohnungenwurdenfertiggestellt und6200Wohnungensind imBau
genommenworden .DieAnträgestehenauchnicht imWiderspruchmit demWohnbau¬
förderungsgesetz ,da noch kein Bau in Angriff genommenist .Es kann auchvon

keinerSteigerungderBaukostengesprochenwerden ,danachdemGesetzindie
GesamtbaukostenderGrundpreis,die Hypothekarspesen,Spesenfürunvorhergese¬
heneAusgabenundschliesslich auchdie LohnsteigerungundVerteuerungdesMa¬
terials eingerechnetwerdenmüssen .Dasergibt bei den vorliegendenProjekten
eine Steigerung der seinerzeit veranschlagten Baukosten um rund 28Prozent .

Unsere Projekte wurden fix und fertig eingereicht sodass nach ihrer Genchmi¬
gungsofort mit demBaubegonnenwerdenkann .Es wäre nur zu wünschen ,dass
auch die Minderheit Sorge tragel ,dass die GemeindederBundeswohnhauzuschüs¬
se teilhaftig wird und unsere Gesuche aufredht erledigt werden ( Beifall bei
der Mehrheit ) .

NachtatsächlichenBerichtigungenderStadträteKunschakundWeber
wird die Vorlageangenommen.

Die Verhandlungwird abgebrochenundnunmehrderDringlichkeits¬
antrag des GemeinderatesEllend und Kollegen in Verhandlunggezogen .

Er lautet : Schondie kurze Zeit seit dem Inkrafttreten desGemein¬
deratsbeschlusses vom20 . Dezember1929,betreffend AenderungenderStrom¬
bezugsbedingungen ,hat die ungeheuerlichen Auswirkungen der Einführung der

Grundgebühr ,namentlich für die Konsumenten für den Kraftstrom ,aufgezeigt .

Immermehrundmehrhäufensichdie Klagen ,dassdie StromabnehmeranGrund¬
gebühr das Breifache ,Vierfache ,ja oft noch ein höheres Vielfaches der Strom¬

kosten zu entrichten habenund die neuenBestimmungenin sehrzahlreichen
Fällen eine mehr als looprozentige Erhöhung gegenüber dem alten Tarif bedeu¬

ten . DieseBelastungder BevölkerungüberhauptundinsbesonderedesGewerbes,
der Industrie und des Handels in der Zeit schwerster Wirtschaftskrise ist un¬
erträglich undverschäfftdie leider nochimmeranwachsendeArbeitslosigkeit
undKurzarbeit .Eserscheint sonachüberausdringlich ,dass dieseBestimmungen
über die Grundgebühreiner eingehendenUeberprüfungunterzogenwerden .

EswirddaherderAntraggestellt ,denamtsführendenStadtratder
VerwaltungsgruppeVIII zu beauftragen ,demGemeinderatohneSäumenneueAnträge
hinsichtlich der Einhebungeiner Grundgebührfür den Bezugvonelektrischen
Strom zu unterbreiten und zu veranlassen ,dass bis dahin VorschreibungundEinhebung derselben unterbleibe .318
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GR. Ellend( . . )begründetdieDringlichkeitdesAntragesdamit,

dassdieVertreterderwirtschaftlichenKörperschaftendurchdieseGebühren
sehrbeunruhigtwordensind .EigentlichsprichtderAntragselbstfüreine
dringlicheBehandlung.( ZustimmungbeiderMinderheit).

DemAntragwirddieDringlichkeitzuerkanntundGR. Ellend( . . )
sprichtalsersterRedner.Erführtaus: DerGemeinderathatam20 .Dezember
1929einenBerichtgehört ,nachdemdie ElektrizitätswerkemitDefizitarbei¬
tenweshalbeineErhöhungderGebührenerfolgenmüsse.Damalswurdegesagt,
dassvonden607. 000Abnehmernrund174. 000nureinesehrgeringeErhöhung
zuzahlenhaben. Aberwashatsichin Wirklichkeitgezeigt?DieBevölkerung
bekommtjetzt die Rechnungenunddaist zuersehen ,dassdieGemeindeverwal-¬
tunginderZeitderschwerstenWirtschaftskriseganzgewaltigeErhöhungen
verfügthat . Esist mitRechteinStunmderEhtrüstungzuverzeichnen.Heute
vormittagwarendieVertreterderIndustrieunddesGewerbesbeimBürgermeis-¬
ter undhabenanverschiedenenBeispielengezeigt ,wierücksichtslosbeiden
Grundgebührenvorgegangenwurde.Erhebungenhabenergeben,dasseinkleiner
Konsument,dermonatlich18' 72SchillingStromzahlte,nachdemneuenTarif
um ' 80Schillingmehrzuzahlenhat ,wozuabereineGrundgebührvon' 20
Schilling kommt. DerneueTarif bedeutetalso eine Erhöhungvon50Prozent .

EsgibtaberauchFällebiszu300Prozent,Gewerbetreibende,diemitMotoren
arbeiten,sollenGrundgebührenvon240Schillingzahlen.EinUnternehmer,der
eineStromrechnungvon16 . 567Schillingbeham ,soll . 996SchillingGrundgebühr

entrichten. EswurdedieZählergebührinderInflationszeitaufgehoben,aber
dafürdieVorauszahlungeneingehoben.SiehabendenLeutenzweiHellergesc
schenktunddafür5Hellergenommen.DemDruckderVerhältnissenachgebend,
hatdieRathausverwaltungnunmehreingelenkt.Abermanhatdasbürgerliche
Gewerbenichtgefragtunddamit95Prozentausgeschaltet.DerBürgermeister
vonWiensollaberinersterLinieobjektivdieGeschäfteführen.Dazupasst
es sehr schlecht,wenn er bei solchen Entscheidungen nur mit densozialdemo¬

kratischenGewerbetreibendenverhandelt.Diesewerdennundievondergestri¬
genParteikonferenzgenehmigtenAenderungenderGrundgebührenalsihrenErfolg
verkünden .Manhätte aberzuerstdemGemeinderatBerichtenmüssen .Erstals
die bürgerlichen Gewerbetreibendendie grosse wirtschaftliche Gefahraufgezeigt
haben ,sind die Sozialdemokratenim Gewerbestandauf den Plan getreten .Eswerden
also Hetztdie Grundgebührehüberprüft .Dasist auchnotwendig,mussdochnach
demgegenwärtigenTarifeinekleineWirkwarenfabrik86.Sohilling,einHolz-¬
warenbetrieb156Schilling,einechemischeFabrik165SchillingundeineWagen¬
karroserie 216Schilling zahlen .Dassind unerhörteBeträge .Wirverlangen ,dass
dieseMehrzahlungenrückerstattetwerden.(LebhafterBeifällbeider. . )219
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ausgenütztwerden .DieErhebungennachdieserRichtungsindnahezuabgeschlos-¬
senundeswirddemGemeinderatsauszhussfürdiestädtischenUnternchmungch
derVorschlagunterbreitetwerden ,dieGrundgebührennurvomwirklichenAn¬
schlusswertzu berechnenunddie Ueberzahlungenrückwirkendvom1 .Jänner
auf die nächste Bechnung zu buchen .Mit den Vorauszahlungen in der Infla¬

tionszeit habendie Grundgebührennichts zu tun . DieRückzahlungwürdedie
Abnehmernurbelasten ,weilhiermehrals loo . 000Kontenin Betrachtkommenüber die Rückzahlungen ungeheure Arbeit vorursachen ,die
unddieBerechnungen/natürlichnurzuLastenderStromabnchmergehenkönn¬
te . Eswird sich also der zuständige Gemeinderatsauschussin kürzesterZeit
mitdenGrundgebührenbeschäftigenundichbitte denDringlichkeitsantrag
dergeschäftsordnungemässigenBehandlungzuzuweisen.(BeifallbeiderMehrheit).

GR. Kunschak( . . )erklärt ,dassdieGrundgebührengrosseAufre¬
gunghervorgerufenHaben .In einerZeitschwersterwirtschaftlicherDepres¬
sionmitso weitausgreifendenBelastungenzu kommen,dasheisst dieBedürf-¬
nissederWirtschaftvollkommenverkennen.DieMehrheitbegründetdieseBe¬
lastungmitderschwierigenfinanziellenLagederElektrizitätswerke.Indie
finanzielleLagederElektrizitätswerkehabenwirabergarkeinenEinblick,
dadieBilanzenderWerkeganzundurchsichtigsind .ManerfährtausdenBilan¬
zennicht ,wodieDefizitquelleliegt .ObsieimLohnkonte,imMaterial¬
konto,imInvestitionskontoliegt .ManhatauchgarkeineMöglichkeitzubeur¬
teilen ,obdieBetriebsführungderElektrizitätswerkerationellist .Mankann
dahervonderBevölkerungnichtverlangen,dasssieOpferaufsichtnimmt,
umeinDefizitzudecken,dessenUrsachenunergründlichsind .Festsgestellt
muss werden ,dass es nie eine Grundgebühr für Strom gegeben hat ,sondernnur

eineZählermieteundwennVizebgm.Emmerlingerklärt ,esseieineDummheit
gewesen,dassdieMehrheitseinerzeitdieZählermieteabgeschaffthat,so
steht dasimWiderspruchmitderseinerzeitignErklärung ,damannämlich
seinerzeitdieseMassnahmealseinetiefgründigevolkswirtschaftlicheMass¬
nahmehingestellt hat . Festgestellt mussauch werden ,dass dichdieProduktions

kostenderElektrizitätswerkewesentlichverminderthaben.DieArbeiter¬
Zeitungvom19 .Februarhatselbstfestgestellt ,dasszurGewinnungeiner
PferdekraftheutenichteinmalhalbsovielKohlenotwendigist alsvordem
Kriege( Hört! Hörtbei der . . )Ausserdemist demElcktrititätswerkdasgrosse

WasserkraftwerkinOpponitzangeschlossenwordenundzwarunentgeltilch,daheutenochhiefür 1 die Wasserkraftabgabe bezahlt werden muss .All dasist

in die E .Werkehineingepumptworden ,sie habendenhöherenStrompreis ,die
geringerenProduktionskosten,manhatall dasverpulvertunddasAktivum
ineinDefizitverwandelt.SiemüssenendlichdieGeheimnisseihrerGeschäfts¬221

. KeattPpt
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führungenthüllen. ,UndindasInnerederBilanzenEinblickgewähren.St.R.
Kunschakweistferherdaraufhin ,dassdieMinderheitschonseinerzeit ,alsdie
VorlageüberdieGrundgebührdenGemeinderatbeschäftigthat ,dieschwersten
BedenkengeäussertundaufdieFolgendieserErhöhunghingewiesenhat .Man
hatsichumihreBedenkennichtgekümmert.UnmittelbarnachdemsichdieseMass-¬
nahmenauszuwirkenbegonnenhat ,habenwirihnenaufGrundunsererErfahrungen
gezeigt ,dasshiereinschwererMissgriffvorliegt ,Siehabenunsdaszugeben
müssen .In Ihrer Pressehabendie Massnahmeverteidigt ,Eshatsich :
abergezeigt ,dassman ' ,dieParteigenossenvordenFolgenderParteipoli-¬
tiknichthermetischabschliessenkann .SchliesslichhatsichauchinIhren
eigenenReihenderWiderspruchsoverdichtet ,dassSieeingesehenhaben ,die
Massnahmeist nichtzuhalten .DurchWochenhabenSiedie WienerStromabnehmer
gepeinigtundaufgeregt ,habendasAnsehennderElcktrizitätswerkeherunter¬
gebrachtundjetzt müssenSie .maaculpasagen .Jetzt wirdeineAenderung
vorgenommenwerden .Dazuhat es allerdingsauchbedurft ,dassdieOpposition
dieEinberufungeinereigenenGemeinderatssitzungverlangte.DerBeginnder
heutigenSitzunghatgezeigt,wiemanbemühtwar ,dieseTatsacheausderWelt
zuschaffen ,undes ist nurzubedauern ,dassmanin einersounzweckmässigen
Weiseversucht ,eine Aktionder Minderheitdes Gemeinderatesgewissermassenaus¬
zutilgen . DaskannnatürlichkeinenErfolg haben .Jetzt suchnSie wieein
FechtergeschicktauszuweichenundkommenunsmiteinerVeröffentlichungzu¬

vor . DieRechtfertigung ,die Sie sich zurechtgelegt haben ,ist aberkeines - ¬
wegsschmeichelhaftfür Sie .Eswäreviel schönergewesen ,wennSieausei¬
genemAntriebzugegebenhätten ,dass Sie danebengegriffenhaben .Daswäremänn¬
lichgewesen,SiehabendiesenWegnihtgewählt.MännlichkeitscheintIhnen
nicht zu liegen . Siehaben einen ander n Ausweggewählt und sich von derbe¬
rühmtenWienerVertrauensmännærkonferenzzueinerAenderungIhresStadpunktes
zwingenlassen.Dasheisst ,Siehabenesnichteinmalverstanden,gegenüber
IhreneigenenParteigenossenIhrPrestigezuwahren. WirachtendieVertrauens¬
männerkonferenzder sozialdemokratischenPartei selbstverständlich wieein
politischerGegnerdenanderen,wirkönnenabernichtzugeben,dasssieandie
StelledesWienerGemeinderatestritt (LebhafterBeifallbeider. . )
EinenfreigewähltenMandatarmitgebundenerMarschroutegihtesnicht .Indie¬
semSaalgibtesnichtVertreterdieseroderjenerSchichtenderBevölkerung,
sondernnurWienerGemeinderäte( LebhafterBeifallbeiderE,L. ) WennSieIhre
SachkenntnisundGewissenhaftigkeitals unzuverlässlichbetrachtenunddazu
die Entscheidungeiner aussendtehendenVertrauensmännerkonferenzbenötigen ,
so machenSie das mit sich selbst aus,wir lehnendie Bevormundungdurcheine

229
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aussenstchende Organisation mit aller Entshhiedenheit ab ( Lebhafter Beifall

bei der . . )
GR. Schelz( . L )erinnert daran .dass er schon seinerzeit ,als die

dar¬Grundgebühr und die Strompreiserhöhung beschlossen wurde , gelegt habe
dass sich durch die Grundgekühreine Verteuerung des Strompreises um30bis
300 Prozent ergeben wird .Wir schen in den letzten Jahren ,wie Sie einestäd - ¬
tische Unternehmungnachder anderenzugrunderichten ,Zuerst warenesdie
Strassenbahnen ,jetzt sind die E .Werke passiv und auch die Gaswerke werden

es schon . DieGrundgebührgeht für kleinere Anlagen von 60 Groschen bis 20
Schilling ,für grässere Anlagen bis auf loo ,600 und 800 Schilling .Vizebgm .
Emmerling hat erklärt ,man hätte ,wenn man die Grundgebühr nicht eingeführt

hätte ,zu einer 2oprozentigen Strompreiserhöhung greifen müssen .Mit einer 20
prozentigen Erhöhung wäre die Bevölkerung viel besser drausgekommen . . R.

Schelz legt nun dar ,in welchem Ausmass sich die einzelnen Anlagenverteuern

und führt als Beispiel einen Betrieb an für den sich der Preis durch die
Grundgebühtum158 Prozent erhöht .Solche Beispiele könnenbeliebig viel ge¬

die Betriebe von

nannt werden ,Insbesonderesei auchdar auf hingewiesen ,dassFotographen
und ähnliche Betriebe eine 26oprozentige Erhöhung der Strompreise über sich er¬

gehenlassen müssen ,ZumSchlusse erklärt GR. Schelz ,seine Partei sei derMei¬
nung ,dass solche Belastungen in einer so schweren Zeit der Bevölkerung nicht

auferlegt werdenkönne ,unddass sie daher jede Grundgebührüberhauptablehne
( Lebhafter Beifall bei der . . )

. . Bermann( Soz .Dem . )erklärt ,dass schon die ersten KlagenVeranlas - ¬
sung waren ,dass sich die zuständigen Instanzen mit der Sache beschäftigten .Es
ist ganz falsch ,dass erst ein Proteststurm abgewartet wurde ,denn die Beratungen
sind schon längst aufgenommenworden .Es muss festgestellt werden ,dass der heutig
Strompreis gegenüber demFrieden bedeutend billiger ist .DerFriedensstrompreis
war um45 Prozent teurer .Die Ursachen des Defizits sind darin zu suchen ,dassdie
Bundessteuern bedeutend erhöht wurden ,ebenso auch die Frachttarife . Wennbe¬
hauptet wird ,dass die seinerzeitige Abschaffungder Zählermiete einWahlzuckerl
gewesen ist ,so verweise ich nur darauf ,dass wir in der heutigen Zeit ,woSiefür die nächste Zeit Neuwahlen ankündigen ,mit seiner Vorlage nicht gekommen

wären ,wenn uns um .Wahlzuckerln zu tun wäre .GR . Bermann regt an ,den Stromab¬
nehmern für Reklamebeleuchtung ,die bis heute schon eine Begünstigung bis zu
50 Prozentbekommen,nachMöglichkeitnochweiter entgegenzukommen .Erverweist
in diesem Zusammenhang daraufmdass in Berlin ein Lichtstreik angeküngigtist und die dtigen Detaillisten insbesondere darauf verweisen ,welche Begüns¬

tigungen bei uns in Wiender Reklamebeleuchtungeingeräumt werden .( Beifall ) .
GR .Panosch ( E .L ) beanständet ,dass das Verlangen der Minderheit nacheiner ausserordentlichenGemeinderatssitzungeinfachübergangenwurde .Erstellt

fest ,dass die städtischen Unternehmungenje mehr Konsumentensie haben ,des¬
togrössere Defizite aufweisen .Mit der Grundgebühr trägt die Gemeindesehr
viel bei ,die Not der Arbeitslosen noch zu vergrössern .Er verlangt ,dass auch
die seinerzeitig geleisteten Vorauszahlungen den Konsumenten gutgeschrieben
werden sollen ( Beifall ) .

Vizebgm .Emmerling sagt über die Ursache des Defizits ,dass dieSteuererhöhungen das Dreifache ,ja das Dreieinhalbfache der geleisteten Voraus - ¬
zah lungen ausmachen .Die Tariferhöhungen für das letzte Jahr machen beimGas¬
werk 930 . 000 . -und beim E .Werk 470 . 000Schilling aus .( Beifall ) ,

Der Antrag Ellend und Kollegen wird dergeschäftsordnungsmässigenBehandlung zugeführt .Da sich zu den Pesten 5 bis 8,14,17 und 20 der Tages - ¬
ordnungdie vorgemerktenRednerstreichenliessen ,ist die Tagesordnunger¬lodigt .

Bgm .Seitz schliesst um21 Uhr dieSitzung .
- . - -— — — —227
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GegendieBenzinsteuer .
Heute sprach unter Führung des Gemeinderates Hernstein die Fach¬

gruppe der Autotaxiunternehmer im Verbande der sozialdemokratischen Gewerbe¬
treibenden beim Finanzreferenten Stadtrat Breitnerver ,um sich über die Stel¬

lungnahmeder Gemeindezu der geplanten Einführung der Benzinsteuer zuver¬gewissern .
Der Obmannder Fachgruppe Günzer und derObmannstellvertreter

Beranek legten dar ,dass die Benzinsteuer ,die dem Vernehmennach mit 25Grosehen
fur den Liter in Aussicht genommen sei ,für die Autotaxi eine Katastrophe bedeu¬
te . Gegenwärtigbetrage die Gemeindesteuer 72 Schilling jährlich ,eineBelastung ,
die immerhin zu besonderen Wünschen keinen Anlass gebe .Hingegen würden die Au - ¬
totaxi im Durchschnitt für den Wageneine Benzinsteuer von . 350Schilling zu
entrichten haben .Als Durchschnitt seien 15 Liter für 100 Kiloneter angenommen,
was keineswegs zu hoch sei und jeder Nachprüfung standhalte .Dabei laufen aber
noch manchestarke Wagenals Taxi ,bei denen der Verbrauchsogar nochwesentlich
höher sei .Eine Ueberwälzungauf die Tarife würdezweifellos eineAbschwächung
in den Benützung der Autotaxi zur Folge haben und es würde daher die Benzin¬
steuer das ohnehin überaus karge und vielfach nicht einmal einen bescheidenen
Lebensunterhalt deckendeEinkommenin unerträglicher Weiseverkürzen .Selbstver¬
ständlich wird damit auch eine Schädigung des Fremdenverkohres verbundensein ,
da gerade die Tarife des Platzfuhrwerkes bekanntlich den Gegenszandfortgesetz¬ter Vergleiche mit anderen Städten bilden .

Stadtrat Breitner erwiderte ,dass sich der Standpunkt der Gemein¬
derverwaltungmit demder Autotaxiunternehmerundeiner ReihevonanderenGrup¬
pen ,die bereits in gleicher Weise ihre Besorgnisse wegen Einführung einer Ben¬
zinsteuer geäussert haben ,vollkommendecke .Die Gemeindeverwaltunghat sichbe¬müht ,ihre eigene Automobilsteuer nach sozialen Gesichtspunkten aufzubauen .Es
sind deshalb die Lastkraftwagenin Wienvoneiner Abgabegänzlich befreit ,weildies sonst zur Verteuerung aller transportierten Waren führen müsste .Ebensosind die Motorräder steuerfrei ,weil die Benützer den wenig leistungsfähigen

Kreisen der Bevölkerung angehören,Die Autotaxi wurden mit Rücksicht auf den
Fremdenverkahrund die ohnehin nicht günstigen Wirtschaftsverhältnisse nureiner
Abgabe unterworfen ,die 20 Groschen für den Tag ausmacht ,hingegen die Privatautemobile entsprechend stärker herangezogen .Uebrigens hat die Gemeinde die Auto¬
mobilsteuer bereits mehrfach und zuletzt ganz erheblich mit Wirkung vom 1 .Jän - ¬

ner diese Jahres ermässigt,so dass Kleinautos mutmasslich bei etwa stärkerer
Benützung von einer Benzisteuer auch keinen Vorteil ziehen würden .Dazukommtnoch der schwere Nachteil ,dass die Benzinsteuer alle gewerblichen Betriebe ,die

einen Motor dieser Art verwenden ,zu einer jetzt nicht bestehenden Zahlungher¬
anziehen und auch die ganze notleidende Landwirtschaft eine neuerliche Bela¬
stung erfahren würde .Alle diese Gründezusammengofasst ,machenesselbstver¬
ständlich ,dass die Gemeindeverwaltungauf demStandpunktsteht ,dass diegel - ¬tende Automobilabgabe eine weitaus gerechtere Form für die Gewinnung von Mit¬
teln für den Strassenbau darstellt ,als es die Benzisteuer sein würde .

SitzungenimRathaus .In der kommendenWochetritt amDienstagum10Uhrvor-¬
mittags der Wener Stadtsenat zusammon .

Jubilare der Ehe .In diesen Tagen feierten die Ehepaare Josef undKatharina
Traudl und Jacob und Therese Trebitsch das Fest der goldenen Hochzeit .InVer¬
tretung des Bürgermeisters überreichte amtsführender Stadtrat Linder denJubelpaaren die Ehrengabe der Stadt Wien .

. - . - - - - - ¬
WohnungundStädtebau .In der Ausstellung„ WohnungundStädtebau “,. ,Parkring
12 ,spricht morgen Sonntag um 11 Uhr vormittags bei freiem Eintritt ArchitektFriedrich Pindt über " HausundLandwirtschaft . "

221 - . - -- - - - .- -
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Eröffnung der neuen Feuerwache Brigittenau .Die Feuerwehr Brigittenau warbis - ¬

her in der Wintergasseuntergebracht .Dadie dortigen RäumlichkeitendenAn¬
forderungendes modernenFeuerwehrbetriebesnicht mehrentsprachen ,wurdein
demvorkurzemfertiggestelltenGemeindeneubauBrigittaplatz-Rafaelgassefür
die Unterbringungder Feuerwachein entsprechenderWeiseVorsorgegetroffen .
Die mustergültig eingerichtete Feuerwacheverfügt jetzt imGemeindenubau
übervorbildlicheÜbikationen .DieneueFeuerwachewurdeheutevormittagsin
Anwesenheitdes zuständigenamtsführendenStadtrates Linder ,desBezirksvor-¬
stehers ,desBranddirektorssowiezahlreicherFeuerwehroffizierefeierlichbe¬
zogen . DieneueFeuerwacheist mit einer Gasspritzemit Drehleiter ,einemRüst¬
wagenundeiner Motorspritzeausgestattet .DieBemannungbestehtaus2Brand¬
meistern ,6 Löschmeistern ,6 Maschinenfahrern ,16 Feuerwehrmännernund2Tele-¬
graphisten ,die im2hstündigenWechseldienststehen .DieFeuerwacheBrigitten¬
au ist die zehnteneuerbauteFeuerwache ,die imLaufeder ReformdesWiener
Feuerschutzesin denletztenvier Jahrenin denDienstgestelltwurde.

TregödiederWohnungsnot.Heutemittagserschiendie 26jährigeHilfsarbeiterinHarieCtrnact in der stadtischen Häuserverwaltungin derBartensteingasse ,
umwegenihres Wohnungsgesucheseinen Bescheid einzuholen . Siewurdeimvori¬
gon Frühjahr wegenHausfriedensstörung aus ihrem möblierten Kabinettgekündigtund delogiert ;wie sie aber selbst angab,haben die Zwistigkeiten ,die zur De¬

logierung führten ,erst begonnen ,als ihre Vermieterin das Kabinett fürihre
vor der HochzeitstehendeTochterbenötigte .Umdiese Zeit ,imMärz1929,rich-¬tete MarieCtrnact ein Wohnungsgesuchan die städtischeHäuserverwaltung.Später wohnte sie mit ihrem Lebensgefährten und zwei Kindern in verschiede¬

nen Wohnungen in Untermiete ;ein drittes Kind befindet sichin Gemeindepflege .

Als Marie Ctrnact heute mittags im Wohnungsamtvorsprach ,wurde ihr ,die einen
ärmlichen ,aber sehr ruhigen und günstigen Eindruck macht ,mitgeteilt ,dass
ihre Wohnungsangelegenheitvor demAbschluss stehe ,eine Genehmigungaber
noch ausständig sei .Ihre Unterbringung in einer Wohnungwerde in der nächsten
Zeit erfolgen .Marie Ctrnact nahmdiese Mitteilung ohne Zeichenirgendwelcher
Aufregung hin und entfernte sich ganz ruhig aus dem Büroraum .Dann suchte sie
jedoch ein auf dem Gang befindliches Klosett auf und trank aus einemmitge¬
brachtenFläschchenLysol .In halbbewusstlosemZustandewurdesie ,als sieausdem Klosett wankte ,von den diensthabenden Gemeindewachleuten bemerkt und in

das Inspektionszimmergetragen ,woRayoninspektorHummelder Bewusstlosenso¬fort Milch einflössen liess und die Rettungsgesellschaft verständigte . DasEin¬
flössen von Milch brachte die Prau wieder zum Bewusstsein ,so dass die Ret¬

tungsgesellschaft sofort eine Magenausspülung vornehmen konnte ,für die die
umsichtige Gemeindewachebereits warmesWasser und die notwendigen Gerätevor¬
bereitet hatte .Nach der Magenausspülung konnte die Frau selbst zumRettungs¬

auto gehen ,das sie ins Rudolfspital brachte .Das Tragische ist ,dass die Ver¬

zweiflung über ihre WohnungsnotFrau Ctrnact gerade in demZeitpunkt zueinem
Selbstmordversuchtrieb ,in demes der Gemeindebereits gelungenwar ,fürsie
eine Wohnungbereitzustellen und die Zuweisung der Wohnungin kurzer Zeit er¬
folgen sollte .

- . - —- - ¬
Selbstmordversuch durch Leuchtgas .Heute mittags versuchte der im HauseAlxin¬gergasse 92 wohnende Josef . ,angeblich wegen Familienzwistigkeiten ,Selbst - ¬
mord zu begehen ,indem er den Gashahn aufdrehte .Hausparteien aber ,die denGas¬
geruch merkten ,liefen sofort in die Kaserne der Gemeindewacheundmeldeten
denVorfall .DieGemeindewacheleistete Josef . ersteHilfe undverständigtezugleich die Rettungsgesellschaft .Josef . wurde .vomPolizeikommissariat
Favoriten der psychiatrischen Kliniküberstellt .225 - . -— - — —-
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NeuerlicheWarnungvoreinemSchwindler.Wieschonmitgeteilt ,treibtsichbei
Personen,dieimGenusseeinesErhaltungsbeitragesstehen ,einMannherum,der
erklärt ,dasseineErhöhungderErhaltungsbeiträgeimZugesei ; erverlangt
für die eheste Durchführungder ErhöhungvondenParteien densofortigenEr¬
lagvonsechsSchilling .TrotzderseinerzeitigenWarnungtreibt derunbekann¬
teSchwindlernunmehrinHietzingseinUnwesen.ErgibtsichalsFürsorgerat
aus,verlangtinschrafßerWeisebeiBefürsorgtenEinsichtnahmeindiePflege¬
beitrags - undErhaltungsbeitragsbücher ,den letzten Postabschnitt und denBar- ¬
erlag vonsechs Schilling unter Androhungder Streichungder laufendenUn¬
terstützung; fürdenFall ,dasser dasGeldbekommt,sicherter denParteien
eine Erhöhungder Unterstützungzu . Eswirdneuerlichausdrücklichdarauf
aufmerksamgemacht ,dassdie mit . November. J .vomGemeinderatbeschlosse¬
ne automatischeErhöhungder Erhaltungsbeiträgebereits restlosdurchgeführt
ist undAnsuchenumjedwedeFürsorgemassnahmenachwievorausnahmslosbeim
zuständigenFürsorgeratanhängigzumachensind. Betontwird ,dasssichjeder
FürdergeratimmermiteinerAmtslegitimationausweisenkann .Allfällig
GeschädigtewollensofortunterBekanntgabedergenauenPersonsbeschreibung
die BetrugsanzeigebeimPolizeikommissariatihres Wohnbezirkeserstatten ,um
denAmststellendieHandhabezurErgreifungdesSchwindlerszugeben.

Spenden.AnlässlichdesletztenWeihnachtsfesteshabenzugunstenderPfleglin.
gein denverschiedenenWonlfahrtsanstalten,Genossenschaften,Gewerkschaften,
Verbände ,Vereine ,FirmenundPrivatpersonennamhafteSpendenin Geld ,Rauch¬
waren und Naturalien geleistet . Derunter demDecknamen„ Wilhelm "wirkende

WohltäterhatausserdenbereitsmitgeteiltenZuwendeungenfürbedürftige
SchulkinderanderKnaben-undMädchenvolksschulein Favoritenin derLaaer¬
strassezahlreichePaarSchuheundStrümpfegespendet. DerBürgermeisterhat
in derletztenGemeinderatssitzungdenSpenderndenDankausgesprochen .

- . - . .
BezirksvertretungNeubau .Die nächste Sitzung der BezirksvertretungNeubau

finderamDonnerstag,den20 .Februar,um18UhrimSitzungssaaledesAmts¬
hausesin der Hermanngassestatt .
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DieneueWienerBodenwertabgabe. MitRücksichtauf die grosseZahlderein-¬
gelangtenBefreiungsansuchenundSelbsteinschätzungenbetreffenddieBoden-¬
wertabgabevonunverbautenGrundflächen ,derenAufarbeitungdiezurVerfügung
stehendenAngestelltenimstärkstenMassin Anspruchnimmt ,wirdderParteien¬
verkehrfür die Bodenwertabgabein derMagistratsabteilung5 vonheutean
aufdreiWochentage,undzwarMontag,MittwochundFreitag ,von8 bis13Uhr

eingeschränkt.

Ausgestaltung der elektrischen Strassenbeleuchtung .In der nächstenZeit
werdenin MeidlingderzweiteTeilderGartenstadtamTivoliundinHernals
dieBlumengasseundRanftelgassemitderelektrischenStrassenbeleuchtung

ausgestattet .

- . - . . . - ¬
EinVerleumderderGemeindewacheverurteilt .DerarbeitsloseRudolf. erhieltwegenseines ständig provozierendesundlarmendesVorhaltenauf derArbeits-¬
vermittlung das Amtsverbot . DerAufenthalt im Parteienraum wurdeihmunter¬sagt und zur Vermittlung einer Arbeit musste er sich von nunan beim Amts - ¬

vorsteher melden .Rudolf . hielt sich jedochnicht an das Verbot . Alser
wiedereinmalim Parbeienraumherumstand ,forderte ihn derdiensthabendeGemeindewachmann auf ,das Amtsverbot zu befolgen und das Amt zu verlassen .

AberRudolf . hattees garnichteilig .ErzoglangsamseinenMantelanundliess dabeiallerlei provozierendeBemerkungenvomStapel . ,so dasssichder Gemeindewachmanngenötigtsah ,ihn abzuführen .DarüberwarderArbeitslo¬se sehr ungehaltenundmeintezu demGemeindewachmann,er werdebeiihmkeinStarkersein under ,Rudolf . ,werdeschonnochmit ihm ,demGemeinde¬wachmann ,abrechnen .Als Rudolf B .deshalb der Polizei überstellt wurde,be¬
hauptete er plötzlich ,der Gemeindewachmannhabeihn georfeigt undmisshan¬
delt . DasPolizeikommissariatSchmelzschenktedemRadaumacherGlauben ,fandkeineUrsachegegenihn vorzugchen ,sondernzeigtevielmehrdenGemeinde¬wachmannwegenunrechtmässigerFostnahmeundMisshandlungimDienstean .Bei der Verhandlunggegen den Gemeindewachmann,die vor einigen Tagenstatt¬fand ,stellte sich erwartungsgemäss die Unglaubwürdigkeit der Beschuldigun¬

gen des Rudolf B .gegen den Gemeindewachmannheraus . DerGemeindewachmannwurdefreigesprochen . RudolfB .hingegenwurdeheuteüberdirekteAnzeigeder GemeindewachewegenAmtsehrenbeleidigungvomBezirksgerichtFünfhauszu 18 StundenArrest bedingt auf zwei Jahre verurteilt .Damitist nichtnur
dieVerleumdungdesRudolf . ,sondernauchdierechtmässigeAmtshandlungdes Gemeindewachmannesgerichtlich erwiesen .

Sühneverhandlungen .DienächstenSühneverhandlungenbeimGemeindevermittlungs -¬
amtNeubaufindenam. ,12. ,19. und26. MärzimBürodesBezirksvorstehersum10 ' 30Uhr vormittags statt .

Diätkuchkursean denstädtischenHaushaltungsschule .AnfangsMärzbeginnen
anderstadtischenHaushaitungsschuleVI . ,Brückengasse3 ,FornrurB25- -19,Abendkursefür Diätküche. JederDiätkockkursumfasstsechsAbende.

- ¬
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NeuestädtischeSchulleiterundSchulleiterinnen . DerStadtsenathatheuteauf
AntragdesstädtischenPersonalreferentenStadtratSpeisereineReihevoner¬
ledigtenSchulleiterstellenbesetzt .ZumDirektorwurdeernannt :AlfredGisel,
Knabenhauptschule ,. ,Embelgasse16 ,Rudolf Fritz ,Knabenhauptschule ,IX . ,Laza¬

rettgasse27 ,TheodorGuth,Knabenhauptschule,XX.,Greiseneckergasse29,Arnold
Rösler,Mädchenhauptschule,XIV.,BenediktSchellingergasse1/3 ;zurDirektorin:
MarieBrock,Mädchenhauptschule,VI. ,Loquaiplatz. ZumOberlehrerwurdeernannt:
JosefLoidolt,Knabenvolksschule,III . ,Siegelgasse2/4 ,FranzKatolicky,Knaben-¬
volksschule,VII . ,Zieglergasse21 ,FranzCumpert,Knabenvolksschule,XVII. ,Hernal¬
serHauptstrasse100undKarlKojetinsky,Knaben-undMädchenvolksschule,II . ,
Wittelsbachstrasse6 .

EinschränkungdesVerkehresüberdieSchlachtshaubrücke .DieüberdenDonauka¬
nalführendeSchlachthausbrücke ,diedieLandstrassemitdemPraterverbindet,
hateinedenAnforderungeneinesuneingeschränktenVerkehresnichtentspre¬
chendeTragfähigkeit.Eswardahernotwendig,BeschränkungendesVerkehrsauf
der Schlachthausbrückeanzuordnen . Sosind von nun an gemässeinerMagistrats -¬

kundmachungMenschenansammlungenundUmzügesowiedasMarschierengeschlosse¬
nerVerbändeaufderBrückeverboten. DieBrückedarfvonLastwagenbeziehungs.
weiseLastkraftwagenzügenundAutobussennur bei leeren Geleisenundauchsonst

leererFahrbahnmiteinerHöchstgeschwindigkeitvon6KilometerproStunde
befahrenwerden,wenndasGewichtdesAutobussesoderLastwagenssamtLadung
10Tonnen,dasGewichtdesLastkraftwagenzugessamtLadung17Tonnennicht
übersteigtundinletzteremFalleannäherndgleichmässigausTriebwagenund
Anhängerverteiltist .Personenfahrzeuge ,zudenenAutobussenichtzurechnen
sind ,dürfennurdannüberdieBrückefahren ,wennsichaufihr wedereinLast-¬
wagenoderLastkraftwagenzug ,nocheinStrassenbahnzugodereinAutobusbefin¬
det .IndiesemFalledürfeninjederFahrtrichtunggleichzeitighöchstens4
Personenfahrzeugefahren .

BezirksvertretungFavoriten.DienächstePlenarsitzungderBezirksvertretung
FavoritenfindetamFreitag,den28. Februarum16Uhrstatt .
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Hilfe für die schwerbedrängtenProvinzbühnen.
DieTheaterin denLandeshauptstädtenvorderSperre.

AufVerlangenderStädtemiteigenenBühnen,beriefderStädtebundfürheuteDienstagnachWieneineTagungderTheaterreferentenein .DieKon¬ferenz ,die denganzenTagin Anspruchnahm ,zeigtedie traurigenVerhältnis¬
se auf ,diein denletztenJahrenbeidenProvinztheaternherrschen . Diegros¬se Konkurrenz,dieSport ,KinoundRadiodiesenBühnenbereiten ,dieVerarmungdesMittelstandeshabendazugeführt ,dassdieStädteverwaltungenimmergrös-¬sere Subventionen den Theatern gewähren müssen ,um einen vielfach stark ein¬
geschränktenBetriebaufrechterhaltenzu können .SosubventioniertdieStadtGrazihr Theatermit 600,000Schilling jährlich ,hat das Operettentheaterge¬sperrtunderwägtnunernstlichdieSperreauchdeszweitenHauses .Esergäbesichdanndie traurigeTatsache ,dassdie zweitgrössteStadtdesBundesohneTheater wäre .In Linz ist die Sfiuation nicht günstiger .Land und Stadt sub¬
ventionieren das Theater nach Kräften ,aber die Einnahmen werden immer klei¬

ner ,währenddieAusgabenständigansteigen .WennnichtraschHilfekommt,dürftte dasLinzerLandestheateram15 .MärzseinePfortenschliessen .InInnsbruckundKlagenfurtist es nichtviel anders ,VersuchedurchdieBildungvonThe¬atergemeindenhabenwohleine kleineBesserunggebracht ,könnenaberkeines-¬wegsdieRettungbringen .DieStädtesehendeneinzigenWegausderNotinder Gewährung einer Staatshilfe ,
UnterFührungdesgeschäftsführendenGbmannesdesStädtebundesVize¬bürgermeistersEmmerlingunddesSekretärsHonaysprachennachSchlussderBeratungendie Theaterreferentenvorerst beimBundesministerfürUnterricht

vor ,woinsbesondereBürgermeisterMuchitschdie triste Lagedes GrazerThe¬
aters schilderteunddemMinistermitteilte ,dassimkommendenSpieljahrdiemeistenProvinzbühnengesperrtwerdenmüssten ,wennnicht die Regierungdieschonseit JahrengeforderteBundessubventionbewillige .BundesministerSrbikerklärte ,dasser vollstesVerständnisfür diegrossekulturelloBedeutungderder Provinztheaterbesitze undmitaller Energiedie ForderungnachGewäh¬rungeinerBundeshilfeimMinisterratunterstützenwerde.

DieAbordnungbegabsich sodannin dasFinanzministerium,wosieinVertretungdesBundesfinanzministersvonMinisterialdirektorDr .Grimmom-¬7pfangenwurde .Ausführlichberichtetendie Theaterreferentenüberdieunhalt¬bare Lageder Provinzbühnen .Sie stellten an das FinanzministeriumdasVer¬langen ,in denBundesvoranschlagfür dasJahr1931einenBetragvon700. 000Schillingals Subventionfür dieProvinzbühneneinzusetzen,Eswurdedaraufverwiesen ,dassderBundmitRechtgrosseAufwendungenfür dieStaatstheatermache ,weilsie einegrossekulturelleAktivpostsind ,dochdürfedieRegie¬rung auch die Kulturinstitute in den Landeshauptstädten nicht verkümmern
lassen ,dienunauseigenerKraftnichtmehrbestehenkönnen.Bisjetztistdie RegierungdenProvinztheaternteilnahmslosgegenübergestenden,ja ,dasFinanzministerium hat beispiezweise vor wenigen Wochen das Warenumsatzsteuer¬
PauschalübereinkommenmitdemGrazerStedtheateraufgehobenundrückwirkendauf einigeJahreeine erhöhteSteuervorgeschriebenBundesminister. D.MinisterialdirektorDr .Grimmverwiesin seinerAntwortauf gewisseWeiter¬
ungen ,die eine Bundessubventionfür die ProvinztheaterhabendürftegdieRe¬
gierungwerdejedochdiesewichtigeFragenochvorderAufstellungdesBun¬desvoranschlages für das Jahr 1931prüfen .

DieTheaterreferentenwerdenin kürzesterZeit abermalseineSit¬zungabhalten ,umzuderFragederErneuerungderVerträgefürdasSpieljahr1936/31 Stellung zunehmen .
229
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NeuestädtischeWohnhausbauten.
Hietzingbekommt726neueWohnungen .

DerGemeinderatsausschussfür WohnungswesenhatamDienstagwieder
die ErrichtungvoneinigenstädtischenWohnhausneubautenbeschlossen .Essind
diesdreiWohnhausanlagen,dieinHietzingaufgeführtwerden.

DereineWohnbauwirdin derRuppertgasse-Jenullgasseerrichtet . Der
Baugrundist insgesamt6130Quadratmetergross,vondenenjedochnur2227Qua-¬
dratmeteroder3615Prozentverbautwerden.AufdemübrigenGeländewirdein
Gartenhofangelegt .Diedrei - bisviergeschossigeWohnhausanlagewird133Woh-¬
nungenenthalten . DiePlänestammenvonderMagistratsabteilung22 .

DerzweiteNeubauwirdin derWeinzirlgasse -OnnoKloppgasse-Penzin¬
gerstrassenachdenPlänendesArchitektenAlexanderPoppaufgeführt.VomGe¬
samtbaugrundimAusmassvon4845Quadratmeterwerden2883QuadratmeterzurAn-¬
lageeinesGartenhofesverwendet .In dieserAnlagesind128Wohnungenvorgese-¬

hen.ArchitektHugoMayerhatdiePlänefürdiegrösstederdreiWohnhaus-¬
bautenentworfen.Diesewirdin derBreitenseerstrasse-Altenbergenstrassege¬
baut. DieGesamtbauflächebeträgt20. 833Quadratmeter ,vondenenaberbloss7000
Quadratmeteroder33 ' 6Prozentverbautwerden.13. 833Quadratmeterwerdenals
Gartenhofausgestaltet .DasWohnhauswirdviergeschossigerrichtetund465Woh-¬
nungen ,ein JugendheimundzweiFahrraddepotsumfassen .ImGartenhofwirdein
Kindergarten mit vier Beschäftigungszimmern ,einem Spielsaal und dennotwendi¬

genRäumlichkeitenaufgeführt.
MitdiesendreiWohnhausanlagenbekommtHietzinginsgesamt726neue

Wohnungen .

- - - -
DemGedenkenProfessorDr .Pirquetg.

Ein"Pirquet-Hof"inOttakring,Gablenzgasse.
WienochinErinnerung,ist am29. Februar1929Universitätsprofessor

Dr. KlemensPirquetausdemLebengeschieden.AlsNachfolgerProfessorEscherichs
anderKinderklinikschufereinmustergültigesInstitut . DasvonPirquetge¬
schaffeneErnährungssystem,dasNemsystem,ist in der Kinderpflegeinallgemeiner
Verwendung.ZurErinnerunganihnwurdenundieWohnhausanlagederGemeindeWier
in Ottakring ,Gablenzgasse-Zagorskygasse-Herbststrasse,"Pirquet-Hof"benannt.
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DieSperredesPrivatpensionates"Helios". DiebehördlicheSperredesPrivat-¬
pensionates"Helios",XVIII. ,Pötzleinsdorferstrasse136,hatnunmehreinge-¬

richtliches Nachspiel gehabt ,Der Inhaber des Pensionates Viktor Weisshat

gegen den städtischen Bezirksarzt Dr .AntonKrainz eine Disziplinaranzeigeer .
stattet ,in der er ihmzumVorwurfmacht ,dass er bei der behördlichenKommis-¬
sionierung ,die der Schliessungdes Institutes voranging ,in ungehörigerArt
vorgegangensei .DieTagespressehat seinerzeit überdenFall berichtetund
zumTeilauchdie VorwürfegegenDr. Krainzwiedergegeben.Wegenderin derEin¬
gabe enthaltenen Beschuldigungenhat Dr . Krainzgegen Weiss eineEhrenbeleidungs
klageeingebracht .Dieam12 .FebruarbeimStrafbezirksgerichtWienIstatt -¬
gefundeneVerhandlungendete mit einer umfassendenEhrenerklärung desBeschul- ¬
digten Weiss . Ererklärte ,dass er der persönlichen und der AmtsehredesKlä¬
gers in keiner Weimenahetreten konnte und könneund dass er sämtlichein
derAnzeigeangeführtenBeschuldigungen ,dieer in seinerAufregungüberdie
Kommissionierungund in der Befürchtung ,diese könnte die Schliessungseiner
AnstaltzurFolgehaben ,gemachthabe ,als grundlosundmitdemAusdruckedes
Bedauernszurückziehe.InsbesondereerklärteWeiss ,demAnklägerwederunge¬
bührliches oder unanständiges Betragen ,noch eine Verletzung seiner Amts- oder

Dienstæpflichtenvorwerfenzukönnen.HerrundFrauWeisshabenfernerdiege.
genDr. KrainzeingebrachteEhrenbeleidigungsklagezurückgezogenundsichver¬
pflichtet ,die aufgelaufenenKostenzubezahlen.

Ein"Simony- Hof"in Meidling .Deram16 .Juli 1929verstorbeneProfessorIn¬
genieurArchitektLeopoldSimonyhatte scit 1907die LehrkanzelfürGebäude¬
lehre ,UtilitätsbaukundeundEisenbauhochbauan der WienerTechnikinne . Sei¬
ner ausgebreitetenpraktischenArchitektentätigkeit ist eine grosse Zahlvon
Wehn -undGeschäftshäusernzu danken .Unter anderemwurdeauchdieWohnhaus-¬
anlageder GemeindeWienin Meidlingin der KoppreitergassenachseinenPlä- ¬
nenerbaut . DerGemeinderatsausschussfür Wohnungswesenhat nunbeschlossen ,
diese Wphnhausanlagezur bleibendenErinnerungan ihren Planverfasser"Simony¬
Hof "zubenennen.

. - -
BezirksvertretungBrigittenau.DienächstePlenarsitzungderBezirksvertretung
BrigittenaufindetamDonnerstag,den6 .März ,um19Uhrstatt .
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WutkrankerHund. AmMontagvorigerWocheentliefin Gersthofein
männlicher,braunerDobermann,deramNachmittaginSchwadorf,Bezikks-¬
hauptmannschaftBruck. d.LeithavonderGendarmerieaufgegriffen
wurde. BeidiesemvonseinemBesitzernachWienzurückgebrachtenHund
wurdeam15 .FebruarWut(Lyssa)amtlichfestgestellt.Daesmöglich
ist ,dassdieserHundaufseinemWegvonGersthofüberdenRennweg
unddieSimmeringerHauptstrassenachSchwechatundvondortaufder
BundesstrassenachSchwadorfMenschenoderTieregebissenhat,werden
allePersonen,dieindiesemGebietanjenemTagevondemobenbe-¬
schriebenenHundselbstgebissenwurdenoderübereinensolchenHun¬
debissanMenschenoderTierenzweckdienlicheAngabenmachenkönnen,
ersucht,sichunverzüglichbeimnächstenBezirkspolizeikommissariat
(Gendarmeriepostenkommando )oderbeiderVeterinäramtsabteilung(Bür¬
germeisteramt )ihres Wohnorteszumelden.
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Eine"Pasteurgasse' inWien. DerGemeinderatsausschussfür allgemeineAngele-¬
genheitenhatamMittwochdenTeilderWasagassezwischenderHarmoniegasse
undder Strudelhofgasseumbenannt .Diesekurze Gasseerhält nundenNamen
Pasteurgasse . DerText der Erläuterungstafel wird lauten : " LouisPasteur ( 1822 .
1895 ) .ChemikerundBaktefiolog . "

Neuegrosse Gemeindeaufträge. DieGemeinderatsausschüssefür Wohnungswesenund
technische Angelegenheitenhabenin den letzten Tagenwieder bedeutendeAr¬
beitsaufträgederverschiedenstenArtanIndustrieundGewerbevergeben. Die
letzten Bestellungen machen rund vier Millionen Schilling aus . Eswurdenunter

anderemumfangreicheLieferungenfür denWasserleitungsbetriebvergebenund
bedeutende Erd - undBaumeisterarbeiten für den Umbau und Neubau von Hauptun¬

ratskanälen . Fernersindan die Installationsindustrie ,Elektroindustrie ,Arma¬
turenindustrie sowiean die mit demWohnbaubeschäftigten Gewerbezahlrei¬
che Arbeitsaufträge ergangen .

* - .-- -
Modernisierungim Kanalwesen .Umdie alten Ziegelkanäle ,die schonschadhaft
sind ,durch moderneKanäle zu ersetzen ,vergiht der Gemeinderatsausschussfür
technischeAngelegenheitenschonseitJahrenimmerwiedergrössereUmbauten
von Hauptunratskanälen . Sowerden in der nächsten Zeit die Hauptunratskanäle

im Viertel UntereViaduktgasse - HetzgasseundKolonitzgasso , in der Otta .
kringerstrasse von der Enenkelgasse bis zur Sandleitengasse und in der Schell¬

hammergasse-PayergasseundHubergasseumgebaut.In derAltebergenstrasse,Wald¬
vogelgasseundWinkelbreitengasse -SchillingergassewerdenneueKanälegelegt .

Diätkochkurse an der städtischen Haushaltungsschule . AnfangsMärzbeginnen

anderstädtischenHaushaltungsschuleVI . ,Brückengasse3 ,FernrufB25- -19,
Abendkursefür Diätküche .Jeder Diätkockkurs umfasst 6 Abende .Anmeldungbei
der Sahulleitung .
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Beschlagnahmeder"Freiheit ". DasWienerMittagblatt"Freiheit"hatin
seiner gestrigen Ausgabeim Zusammenhangmit den Grundgebührenbeiden
KraftstromzählerneinenArtikelgebracht ,durchdenBürgermeisterSeitz
unteranderemdesVerbrechensdesWuchersbeschuldigtwird .DerBürger-¬
meisterhatsofortdieEhrenbeleidigungsklageeingebrachtunddieBe¬
schlagnahmederZeitungbeantragt.DiesemAntragwurdevomGerichtent¬

sprochen .

Stromabschaltung .ImHauseII . ,Marinelligasse17wurdedieelektrische
Instalation trotz wiederholterAufträgenicht in denvorschriftsmässi¬
gen Zustandgebracht ,obwohlsie die persönliche Sicherheitgefährdete
und eine Feuersgefahr bildete .UmUngkücksfällenvorzubeugen ,mussteda¬
her die zuständigeMagistratsabteilungam17. Februarin diesemHausden
elektrischen Stromvomstädtischen Kabelabschalten .
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SitzungenimRathaus .In der kommendenWochetritt amDienstagum10Uhr
vormittags der Wiener Stadtsenat zusammen .Der Wiener Gemeinderat wurdefür
Freitag um17Uhreinberufen .

- . —. ———. —. —. —- —. —- - ¬
DerBauchvonWien.WiedieMagistratsabteilungfürStatistikmitteilt ,wurden
im letzten Novemberin die Grossmarkthallean geschlachtetemViehzugeführt :
1005Kälber27377Schweine,3580SchafeundLammerundl67Ziegen.DieFleischzu.
fuhrenbetrugen2,107200KilogrammRindfleisch,35 . 900KilogrammKalbfleisch.
2 ,119 . 100KilogrammSchweinefleischund 125 . 200KilogrammRauchfleisch .Ferner
wurdenim Novemberin der Grossmarkthalle69 . 700KilogrammWürste .95 . 300Ki- ¬
logrammInnereien,40 .300KilogrammSpeckund10 . 600KilogrammSchmalzdem
Verkaufzugeführt .AufdemZentralviehmarkteinschliesslichderKentumazan¬
lage wurdenimNovember11 . 130Rinder ,625Kälber ,2221LämmerundSchafe ,
58 Ziegen und Kitze,27 . 958Fettschweine und 48 . 761Fleischschweine aufgetrie - ¬
ben .Ausserdemwurdennoch 8584 weidner Kälber ,276 weidner Fett - und3218

FleischschweineaufdenMarktgebracht.

Ausgestaltungder elektrischenStrassenbelenchtung.In dennächstenTagen
wird die neuhergestellte elektrische Strassenbeleuchtung in derTreststrasse
vonderLazenburgerstrassebiszurFernkorngaste,inderNeilreichgassevon
derTroststrassebis zumJeanJaureshofundin dembishernochnichtelek-¬
trisch beleuchteten Teil der Brünnerstrasse in Betrieb gesetzt .

- . - . —- ——- - - ¬
FreieAerztestellenimKrankenhausderStadtWien .AmRöntgeninstitut ,ander
Prosekturundan der Abteilungfür Hals - ,Nasen- undOhrenkrankheitendes
Krankenhausesder StadtWienin Lainzist die Stelle je einesAssistenzarz-¬
tes zubesetzen .GesucheumdieseStellensindmitdenentsprechendenPersonal¬
dokumentenund Verwendungszeugnissenbis spätestens 8 .März . J .imBüro
derVerwaltungsgruppeI ,Wien , . ,NeuesRathauseinzubringen.

- . - ————- - ——
BezirksvertretungLeopoldstadt. DienächstePlenarsitzungderBezirksvertretun
Leopoldstadtfindet amSamstag ,den1 .März ,um18 Uhrstatt .
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DieVersteigerungderFigdorsammlungin Wien .Bekanntlichhat derMinisterrat
vor einigen Tagenzustimmendzur Kenntnisgenommendass der überwiegendeTeil
der SammlungFigdorimInlandezur Versteigerunggelangt ,beziehungsweisefrei¬
händigveräussertwird ,währendder restliche Teil zur AusfuhrinsAusland
bestimmtist . EshabennunindenletztenTagenzwischenHerrnGustavNebehay
unddemWienerMagistratBesprechungenstattgefunden ,umdie Abhaltungder
FigdorauktioninWienunbedingtzusichern .ZunächstgingdasBestrebendahin,
dassdenndochdieGesamtheitallerObjektehierzurFeilbietunggelangen
soll . ZudiesemZweckewurdedie wesentliche ErmässigungderFeilbietungsabga¬
be durchein eigenesLandesgesetzin Aussichtgenommen.HerrNebehayerklär¬
te indess ,dassbereitsseit langerZeitso unbedingteBindungenvorliegen ,
gewisseTeileder FigdorsammlungimAuslandzu verauktionieren ,dasserbei
aller WürdigungderentgegenkommendenHaltungdesMagistrateseineAenderung
nichteintretenlassenkönne .HingegenerklärteHerrNebehay,dassdieerste
und grösste Auktion ganz unbedingt in Wienim kommendenFrühjahr stattfinden
werde . Dabeiwerdendie Textilien ,darunterdie berühmtengot ischenSamte,
35Gebelins,orientalischeundPolenteppiche,mittelalterlicheStickereien
undSpitzen ,dannMöbel ,darunterder weltberühmteStrozzi - Sessel ,dierestli¬
chengotischensowieRenaissancemöbel,ferner die Zinngeräteundauchdie
GoldschmiedearbeitenzurVersteigerunggelangen.Auchdieganzeinzigarti¬
geLorcher-gruppekommtin WienzurAuktion .AllerVoraussichtnachwerdennach
derErklärungdesHerrnNebehaynochzweibisdreiweitereAuktionenausden
ausserordentlichreichenBeständender Figdorsammlung,gesondertnachgewissen
Spezialsammelgebieten,in Wienabgehaltenwerden.DerMagistratist imSinne
des Gesetzes über die Feilbietungsabgabe ermächtigt ,den allgemein geltenden
Abgabesatz von sieben Prozent bei Feilbietungen ,die geeignet sind ,aufdas

AuslandeineerhöhteAnzichungskraftauszuübenunddenFremdenverkehrzube¬
leben ,die Abgabebis auffünfProzentzuermässigen .DadieseVoraussetzung
auf die Figdorsammlungvollaufzutrifft ,so wirdihr auchdieseBegünstigung
selbstverständlich zuerkannt .Es steht also nunmehrjedenfalls fest ,dassdie
grosseFigdorauktionin Wienstattfindet unddamitWienin denMittelpunkt
desInteressesfür die ganzeinternationaleSammlerweltgerücktist .
- - ¬
WohnungundStädtebau .In derAusstellung"WohnungundStädtebau ",. ,Park-¬
ring12,sprichtmorgenSonntagum11UhrvormittagsArchitekt. . Hegerüber:
"BauenundWohnenvonheuteundmorgen."Eintrittfrei .
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Wien ,am Montag ,den 24 .Februar1930

Ausgestaltung der WienerSchulzahnpflege .
NeueSchulzahnklinikenin WähringundDöbling.

Wiebekannt,hatdieWienerGemeindeverwaltungvoreinigenJahren
die Schulzahnpflegeeingeführt .Zweckdieser vorbildlichenAktionist je¬
desKindmiteinemgesundenbleibendenGebissausderSchulezuentlassen
und es ausserdemüber den Wert der richtigen Zahn -und Mundpflegezubeleh¬

ren .

Gegenwärtigbetreibtdie GemeindeWien13Schulzahnklinikenmit
insgesamt30Arbeitsplätzen.UmnundiezahnpflegebedürftigenKinderin
allen Bezirkenmöglichstzeitgeredht zu erfassen unddie Zahnbehandlungmit
der erforderlichen Gründlichkeitausführenzu können ,werdenjetzt nichtnur
neueKlinikenerrichtet ,sondernauchin schonbestehendenSchulzahnkliniken
neueArbeitsplätzegeschaffen .Je eineneueSchulzahnklinikerhaltenWähring
undDöbling . Diebeiden neuenKliniken werdenmit je zwei Arbeitsplätzenaus - ¬

gestattet .DieSchulzahnklinikenHietzing ,RudolfsheimundFloridsdorfwerden
umje einen weiteren Arbeitsplatz ausgestaltet .

Die beiden neuenSchulzahnklinikendürften bereits im Märzer¬
öffnet werden ,

DiamanteneundgoldeneHochzeiter .
In diesen Tagenfeierte das EhepaarKarl undBertaKitschelt

seinediamanteneHochzeit. DieEhepaareJoachimundSaliKohnundWilhelm
undAloisia Beneschbegingendas Fest ihrer goldenenHochzeit .InVertre¬
tungdesBürgermeistersüberreichteamtsführenderStadtratLinderdenJu¬
belpaarendie Ehrengabeder StadtWien.

GebührenfürdieFleischbeschau.
FürdieZeitvom1 .bis 31 .März1930beträgtdieGrundgebühr

fürdieVornahmeamtlicherUntersuchungenvonViehundFleisch ' 67Schil¬
ling . DiegleicheGrundgebührwirdfür die tierärztlicheUntersuchungvon
Tieren eingehoben ,die in einer WienerEisenbahn -oder Schiffsstation ein¬
undausgeladenwerden .
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Wien ,am Dienstag ,den 25 .Februar 1930

Die GemeindeWienfür die WohnbauaktiondesBundes .
In der heubigenSitzungdes Stadtsenateserstattete überAufforderung

des Bürgermeisters Stadtrat Webereinen Bericht über den derzeitigen Stand
der Teilnahmeder Gemeindean der Wohnbauförderungsaktiondes Bundes .Stadt - ¬
rat Weberstellte fest ,dass gegenwärtig16 Projekte mit Zusicherungdernot - ¬
wendigen Hypothekenbei der Geschäftsstelle ,beziehungsweise beimBundesminis¬

teriumfür sozialeVerwaltungruhenundnochnichtein einzigesBauvorhaben
die Zustimmungerhalten habe .Gerade im heurigen Winter sei derWitterungs - ¬
verlauf ein so günstiger ,dass man schon in allernächster Zeit mit demBauen
im grössten Stil wird beginnenkönnenundes würdeeine ausserordentlicheEr¬
leichterungderArbeitslosigkeitbedeuten ,wennzudenBautenderGemeinde
nochdie aufGrundderBundesaktionzuführendenhinzukämen.DieGemeindehat
sich bemüht ,alle Voraussetzungenzu schaffen ,die im Gesetzeselbst füreine
TeilnahmevonGemeindenvorgesehensind ,nämlichdie wirksameFörderungvon
Bauplänender Privaten .Nachdieser Richtunghin sind insbesonderezuerwähnen
die völlige zwanzigjährige Befreiung von der Wohnbausteuer ,die Tatsache ,dass

die unterBundesaktionunternommenenBautenKeineAnliegerbeiträgeimSinne
der neuen Bauordnung zu leisten haben ,die restlose Indienststellung der Zen¬
tralsparkasse für den ersten und der WienerHypothekenanstaltfür denzweiten
Satz .Leider sind allerdings die Statuten der Hypothekenanstalt trotz wieder - ¬
holter ausdrücklicherZusagennochimmernicht genehmigtworden.

WieschonimGemeinderatmitgeteilt ,bestehtüberdiesnochdieAbsicht,
vondenimBesitz der Stadt WienbefindlichenGrundflächensolche imAusmass
vonrund220. 000Quadratmeter ,diesichinsbesonderefürEin -undMehrfamilien¬
häuser eignen ,im Baurecht zu widmen .Auf diesen Flächen könnten tausend Wohnun¬

gen in Ein -oder Mehrfamilienhäusernerrichtet werden .Das Baurecht wirdmit

Gültigkeit bis zumJahre 2000verliehen .Der Magistrat hat bereits voreiniger
Zeit bekanntgegeben ,dass er Anmeldungender Interessentenentgegennimmtund
es haben sich auch schon viele Bewerber umsolche Bauflächen gemeldet .Esist

nunals eine Schwierigkeitaufgetaucht ,dass die Sparkassengrundsätzlich
Objekte auf Baurechtsgrundvon der Belehnungausschliessen .Umauch diesesHin¬
derniszubeseitigen ,ist beabsichtigt ,dassdie Gemeinde,selbstverständlich
unter demVorbehalt der Prüfung der Vertrauenswürdigkeit der einzelnenDarle - ¬
henswerber ,die Haftungfür denersten SatzübernimmtunddadurchdieHypothek
derZentralsparkasseermöglicht.Dasist aberallerdingsandieunbedingte238
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Voraussetzunggeknüpft ,dassnunmehrdie volleSicherheitdafürgegebenist ,
dassdieHypothekenanstaltgenehmigtwirdunddieBauvorhabenderGemeinde
selbst raschestensdie BewilligungdesBundesministeriumsfür sozialeVerwal¬
tung erhalten .Die auf die HaftungbezüglicheVorlageist bereits inAusarbei¬
tungundwirddenin BetrachtkommendenInstanzender Gemeindeehestenszur
Beschlussfassungvorgelegtwerden .Damitwärealsogewährleistet ,dassauchdie
private Bautätigkeitin Wieneinen sehr starken Aufschwungzu nehmenvermag
unddie Arbeitslosigkeit vondieser Seite her gleichfalls bekämpftwird .

Stadtrat Breitner ergänzte diese Mitteilungenim Bezugauf diefi¬
nanzielle Auswirkungder Haftungdahin ,dass es sich dabeiumeineHaftsumme
vonrund12MillionenSchillinghandelndürfte . EswirddabeivonderVoraus-¬
setzung ausgegangen ,dass die Herstellungskosteneines solchen Ein -oderMehr¬
familienhauses durchschnittlich lo . 000Schilling ausmachen .

AndieseMitteilungenknüpftesicheinesehreingehendeDebatte ,in
dernebendemBürgermeisterunddemamtsführendenStadtratWeberdieMitglie-¬
derderMinderheitVizebürgermeisterHoss ,FrauStadtratDr. MotzkoundStadt-¬
rat Rummelhardtteilnahmen. DieAuseinandersetzungbewegtesichhauptsächlich
umdie Klarstellung der Frage ,ob die Gemeindedie Bundesaktionvölligunab¬
hängig von ihrer eigenen Bautätigkeit zu führen gewillt sei oder ob etwa da¬

durcheine Verringerungdesdurchdie Budgetpostvon90MillionenSchilling
in Aussicht genommenenBauvorhabens der Gemeinde eintreten werde . DieMit¬

glieder der Opposition verwiesen auf die diesbezüglich in derOeffentlichkeit
aufgetauchtenBefürchtungen ,wonachalsogarkeinewirksamereBekämpfungder
ArbeitslosigkeitundkeineLinderungder Wohnungsnotsich ergebenwerde,wenn
dieGemeindewirklichdieBundesaktiondazubenützensollte,umihreeigene
Wohnbautätigkeiteinzuschränken .

DemgegenübererklärteBürgermeisterSeitzin einerjedenZwefelaus-¬
schliessendenWeisefolgendes : "Eskannauchnicht imallergeringsten davondie
Redesein ,dass die Gemeindeim Baujahr1930auchnur umeinen einzigenWohn¬
raumwenigerschaffenwird ,als budgetärvorgesehenwurde .DereingesetzteBe¬
trag wird ,wennnicht gänzlichunvorhersehbareundgar nicht vorstellbareWet¬
terkatastrophenetwaein Bauenheuerunmöglichmachen ,bis zumletztenGro¬
schenfür die Bauvorhabender Gemeindeselbst zur Ausgabegelangen .Völligun¬
abhängigdavonundin gar keinemZusammenhange/läuftdie BeteiligungderGe¬
meindeanderWohnbauaktiondesBundes.JedesBauvorhaben ,dasdortdieBewil¬
ligungfindet ,ist alsoeineVermehrungderWohnbautätigkeit,eineVergrösserung
desgeschaffenenWohnraumes,eineverstärkteEinstellungvonArbeitskräften.
Deshalb hat ja auch der Gemeinderat schon in seiner Sitzung vom31 .Jänner

239



Rathauskorrespondenzvom25 .Februar1930 III . Blatt
eine neue Kreditpost von 51 Millionen Schilling eröffnet .Dieser Betragsoll

nebenden90 MillionenSchilling des regulärenGemeindebudgetsdazudienen ,
zunächst5000Wohnungen,derenGenehmigungvonder BundesaktionimJahre
1930erhofftwird ,zufinanzieren.InderGemeinderatssitzungvom14 .Februar
hatübrigensderFinanzreferentin vollerUebereinstimmungmitdergesamten
Mehrheitnach dieser Richtunghin Erklärungenabgegeben ,die anDeutlichkeit

nichtdasGeringstezuwünschenübriglassen .Ichfreuemich ,feststellenzu
können ,dassauchdie VertreterderMinderheitheutezumAusdruckgebracht
haben ,dass eine Verringerung der Bautätigkeit der Gemeindeauf Kostender
Wohnbauaktionnicht erfolgen darf undkannnur neuerlich eindringlichstbe¬
kräftigen ,dasseinesolcheAbsichtniemalsüberhauptbestandenhat . Eshängt
alsojetzt ganzausschliesslichvonderBundesregierungab ,obinwenigen
Wochenstatt der 6000Wohnungendes Gemeindeprogrammes11 . 000Wohnungenin
Angriff genommenwerden ,ob noch weitere 1000 Wohnungenvon Privaten aufErb¬

baugrundmitGemeindehaftunggebautwerdenunddamitin wirksamsterWeise
die Arbeitslosigkeitgekämpftwird . "

Arbeitsvergebungfür denHochhausbauaufdemAlsergrund.
DieAnbotsverhandlungfür die Erd - ,Baumeister - ,Eisenbeton- undEi-¬

senbauarbeitenfür denWohnhausbauIX . ,EckeWähringerstrasseundSpitalgasse
warfür den28 .Februarum9 Uhrvormittagsanberaumt.Siewirdaufden5 .
Märzum9 Uhrvormittagsverschoben .

- . - . - . - - - - ¬
Ablenkungder Bahnhofrundlinie . WegenGleisarbeiten auf demMargaretengürtel
wird der Bahnhofrundverkehrin der NachtvomMittwochmufDonnerstagvom
Neubaugürtel ,Mariahilferstrasse ,über den innerenMariahilfergürtel -Gumpen¬
dorferstrasse-ReinprechtsdorferstrassezumMatzleinsdorferplatzinbeiden
Fahrtrichtungen geführt .

- . - . ——- ———- ———- - . - ¬
NeueStrassennamen.ImSiedlungsgebietzwischendemAchtundvierzigerPlatz
undderStauffergassein Hietzingwurdennunmehrmehrerebis jetztunbenannte
StrassenvomGemeinderatsausschussfür allgemeineVerwaltungbenannt. Sie
erhieltendieNamen„Reiningerweg“,„Etschnerweg",„Wittmannweg","Wawragasse",
"Labersteig"und"Paraselgasse". DieGedenktafelwirdlauten :" ZurErinnerung
an dasRevolutionsjahr1848 . DieumliegendenGassenwurdennachdenimMärz
1848in Wienfür die Freiheit Gefallenenbenannt. "
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DieVertreterderösterreichischenWohlfahrtsämterinWien:
ImJahre1927wurdeaufAnregungdesoberösterreichischenLandesju¬gendamtes eine Arbeitsgemeinschaft für öffentliche Jugendfürsorge in Oester - ¬

reichgebildetderdiegewähltenundbeamtetenVertreterderBundesländerundderautonomenStädteangehöreniDieBeratungenin LinzhattendenErfolg ,dassdieRegierungdasin derBundesverfassungvorgeseheneRahmengesetzüberJu¬gendwohlfahrtimParlamenteinbrachte. DieRegierungsvorlagewurdevondenPraktikern einer gründlichen Beratung unterzogen ,deren Ergebnis in einemGe¬
setzentwurfderArbeitsgemeinschaftniedergelegtist . DieBestrebungenderAr¬beitsgemeinschafthatten ferner denErfolg ,dass der sozialpolitischeAus¬
schussdesNationalratesam6 .Februar1929eineEnqueteüberdasJugendwohl¬fahrtsgesetz veranstaltete .

DieVertreterderöffentlichenJugendfürsorgehabensichnunzurBeratungdesJugendwohlfahrtsgesetzesundverschiedenerandererFürsorgefra¬gen in Wien eingefunden . Essind unter anderem erschienen Ministerialrat Dr .
KrassniggundMinisterialkommissärDr .PregelvomBundesministeriumfürsoziale
Verwaltung,LandesoberregierungsratDr .Beck(Burgenland),HofratDr .Höfler(Kärnten) ,OberamtsratDr. HutterundLandessekretärDr .Mikocki(Niederös-¬
terreich)ProfessorDr .Zõhetner(Oberösterreich),OberregierungsratDr .Hirschal( Salzburg ) ,Oberregierungsrat Dr. Neuwirth( Steiermark ) ,ObermagistratsratDr .
Glesinger(Graz),ObermagistratsratDr .Schuler(Innsbruck),StadtratScherbantinundDr .Lonauer( Linz ) ,VizebürgermeisterPeerundFrauDikektorFeldmann(St:Pölten )AmtsratSzatmary( Wr.Neustadt);vonderGemeindeWienObersenatsratHofer,ObermagistratsratDr. Rieder,MagistratsratDr .Breunlich,BauratIngenieurSteiner,Direktorder KinderübernahmestelleKundi ,MagistratssekretärDr .Parville ,dieAmtsleiterundFürsorgerinnenderwienerstädtischenBezirksju-¬gendämterunddieLeiterinnenderstädtischenKindergärten.DiefeierlicheEröffnungderTagungfandgesternMontagimSitzungs-¬saaldesWienerGemeinderatesstatt .DieTagungsteilnehmerwurdenvonamtsfühlrendenStadtratProfessorDr .Tandlerbegrüsst ,derin längerenAusführungendieGrundsätzedesWienerWohlfahrtswesensentwickelte.AndenEmpfangschlosssicheineBesichtigungderstädtischenKinderübernahmestelleundderneuenTuberkulosefürsorgestelleinWähringinderMollgasse,woChefarztUnäversi¬tätsdozentDr .GötzldieOrganisationderWienerTuberkulosenfürsorgeerläuter¬te .

DieBeratungenderVollversammlungderArbeitsgemeinschaftbeginnenmorgenMittwochunterdemVorsitzedesStadtratesProfessorDr .TandlerimFestsaaldesAltenRathausesMorgenMittwochsinddieTagungsteilnehmerGästeder Stadt Wienim NeuenRathaus .

EinGemeindewachmannbändigtscheuePferde .GesternvormittaghatdasmutigeEingreiteneinesGemeindewachmannesbeimSimmeringerGaswerkeinUnglückver-¬hütet .AlsderFuhrwerksbesitzerPeter . mitseinenzweispännigenFuhrwerkvorderSchmiedehieltunddenWagenverlies,scheutendiebeidenPferdeplötz-¬lichdurchdasHerankommeneinesLastkraftwagensundstürmtenimGaloppdavon,unglücklicherweisegeradein die RichtungderMeichlschule. Daes knappnachUnterrichtsschlusswar ,hättendierasendenPferdegrossesUnheilanrichtenkönnen ,wennnicht der GemeindewachmannKarl Adler ,der umdiese Zeit beimHaupt- ¬
tor derstädtischenGaswerkeSimmeringstand ,dasherrenloseFuhrzeugrecht “zeitigbemerktundentschlosseneingegriffenhätteErliefdemWagenentgegenundversuchte,sichhinaufzuschwingen;derersteVersuchmisslangjedoch,daihmeinherabfallendesFassvordieFüssefiel .Schliesslichgelangesihmdoch,dendahinrasendenWagenzuerklettern,worauferdiescheugewordenenPfer¬dezumStehenbringenkonnte .DasFuhrwerkwurdedanndemEigentümerwiederübergeben .
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Tagungder JugendfürsorgeinWien.
Notwendigkeitder SchaffungeinesJugendwohlfahrtsgesetzes.

Wieschongemeldet ,hielt gesternDionstagdieArbeitsgemeinschaft
für öffentliche Jugendfürsorge in Oesterreich im Festsaal des AltenRathauseseine Vollversammlungab .Vorsitzender amtsführenderStadtrat ProfessorDr .
Tandlererklärte zur Frageder Schaffungeines Jugendwohlfahrtsgesetzes,dass
der Mensch,wenn er geboren wird ,ein Recht auf Fürsorge und die Gesellschaft
die Pflicht zu dieser Leistung zu erbringen habe .Es wäre zweifellos einMit - ¬
tel zur BefriedigungdesöffentlichenLebens ,wenndie Bevölkerungsehenwür¬de ,dass unsere öffentlichen Körperschaften sich im Ernst umdasSchicksal
der nächsten Generatian bemühen .Mansoll endlich das Gesetzbeschliessen ,
es jedochdeneinzelnenLändernüberlassen ,wannes in Krafttritt . DasJugendeamt will einen Wirkungskreis ,nicht aber wie es in derRegierungsvorlage
heisst ,einenMitwirkungskreiserhalten .DieFürsorgemussgleichbercchtigtne¬
ben die anderen Verwaltungszweigetreten ,Eine KompetenzteilungzwischenJugendeamt und Gesundheitsfürsorge ist schädlich .

MagistratsuatDr .Breunlich( Wien )erörterte die EntstchungdesJu-¬gendwohlfahrtsgesetzes und beantragte folgende Resolution :
Die Arbeitsgemeinschaft für öffentliche Jugendfürsorge inOcster - ¬

reich ,deren Wiener Vollversammlungvan freigewählten und beamtetenVertretern
der Länderund der autonomenStädte beschickt ist ,wiederholt ihre LinzerForderungvomJahre 1927nachbaldiger parlamentarischerVerabschiedungdes
Jugendwohlfahrtsgesetzes mit Berücksichtigung des von der Arbeitsgemein¬
schaft nach wiederholter und gründlicher Beratung vorgelegtenEntwurfes .

Die Arbeitsgemeinschaft steht nach wie vor auf dem Standpunkt ,dass
das Gesetz in möglichster Anlehnungan bewährte Bestimmungendes deutschenRReichsjugendwohlfahrtsgesetzes das Recht des Kindes auf Fürsorgefestlegen
soll . DerWirkungskreis der Jugendämter müsse alle Zweige derJugendfür - ¬
sorge einschliesslich der Jugendgesundheitsfürsorge umfassen .DenJugendämtern
wereeine kraft des GesetzeseinsetzendeGeneralvormundschafteinzuräumen . Den
autonomenStädten soll das Rechtzustehen ,Jugendämterim SinnedesJugend-¬
wohlfahrtsgesetzeszuerrichtenundihreOrganisationimRahmendiesesGe¬setzes selbst zu bestimmen .

Die Arbeitsgemeinschaft gibt der bestimmtenErwartungAusdruck ,dass
das Jugendwohlfahrtsgesetz noch in diesem Jahr vomNationalrat verabschiedetwird ,damitendlicheinmaldasRechtdesKindesaufErziehungfestgelegtwird,und die Jugendfürsorge Oesterreichs die einheitliche und gesetzliche Grund¬lage erhält .

Dazu sprachen Ministerialrat Dr .Krassnigg ( Bundesministerium für so - ¬zialeVerwaltung),Dr .Zehetner(Oberösterreich),Dr .Glesinger(Graz) ,Dr .Mikocki( . . )undDr .Neuwirth( Steiermark ) ,woraufdie Entschliessungbeschlossenwur¬de .
Vizebürgermeister Peer ( St .Pölten )berichtete über dieErfahrungender erweiterten Berufsvormundschaft ,Ander anschliessendenDebattenahmen

OberjugendanwaltFaschank( Wien) ,Dr .Kanzian(Steiermark)undDr .Glesinger( Graz )teil .
Direktor Dr .Glesinger ( Graz )referierte sodannüber dieErfahrungen

mitrdemJugendgerichtsgesetz .Ander Ausspracheüber diesen Berichtbeteilig¬
ten sich DirektorLonauer( Linz ) undHofratHöfler(Klagenfurt ) ,woraufdieTa¬gung geschlossen wurde .

AmNachmittagbesichtigten die TagungsteilnehmerdiestädtischenSchulzahnklinikin Ottakringin der Koppstrasse ,denstädtischenKindergarten
Sandleiten und die KinderherbergeSchloss Wilhelminenberg .Die MitgliederderArbeitsgemeinschaftäusserten sich über das Gesehenein überausanerkennendenWorten .

Stromabschaltung .ImHauso Gumpendorferstrasse 114 a wurde die elektri¬
sche installation trotz wieerholter Aufträge nicht in denvorschriftsmässigenZustand gebracht ,obwohl sie die persönliche Sicherheit gefährdete und eine

3Feuersgefahrbildete .UmUnglücksfällenvorzubeugen ,musstedaher diezustän¬
dige Mägistratsabteilung am21 .Februar in diesemHausedenelektrischenStromvomstädtischen Kabelabschalten .
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Konstituierungdes Kuratoriumsdes städtischenGewerbeförderungsinstitutes .
Gestern Dienstag fand unter dem Vorsitz des Bürgermeisters die konstituie - ¬

rende Sitzung des Kuratoriumsdes Gewerbeförderungsinstitutes derGemeinde
Wienstatt ,das bekanntlichimNeuenRathausseinen Sitz hat .ZumStellver -¬
treter des Vorsitzenden wurde amtsführender Stadtrat Linder bestellt . Dem

KuratoriumgehörendieGemeinderäteBiber ,Ellend ,Grolig ,Gschladt,Hernstein
undUebelhör ,BundesratSchorsch ,Bezirksrat Böck ,KommerzialratHerbatschck,
derDirektorderZentralsparkassederGemeindeWienDr. Schwarz,Direktor
Strauss und Sekretär Tomandlan . Eswurdedie GeschäftsordnungdesKurato- ¬
riums beschlossen und die Wahldes Exckutivkomitees vorgenommen .Indieses

wurdenGemeinderatUebelhör ,BezirksratBöckunddie DircktorenDr .Schwarz
undStrauss entsendet . DerDirektordes Institutes Scktionschef. . Dr. Vet-¬
ter berichtete über die Vorarbeiten und die bereits eingeleiteten Aktionen ,
die sich imwesentlichenauf die HebungdesAbsatzesvonWienerErzeugnissen
im Ausland und auf die Förderung der Wiener Qualitätsproduktion bezichen .

DemWienerKomiteederInternationalenPelzfachausstellungLeipzigunddem
OesterreichischenVerbandfür WohnungsreformwurdenSubventionenvonje

. 000SchillingunddemOesterreichischenWerkbundeine solchevon10. 000
Schillingbewilligt .

. - - - - - - - - - -- - - - ¬
WiedereröffnungderErholungsheimefür dieerwerbstätigeJugend .DieLehrlings-¬
fürsorgeaktionentsendetheuerzumerstenmalamDonnerstag,den . März,eine
grössere Zahl von Lehrlingen in das Erholungsheim Fischau an der Schneeberg¬
bahnundvonLehrmädchennachSchlossNeulangbach .Die AnmeldungenfürMit- ¬
glieder der Arbeiterversicherungskrankenkasse nehmendie Bezirksstellch ent¬
gegen. AlleMitgliederandererKrankenkassenmüssensichbei derHauptstelle
ihrer Krankenkassen melden .Alle übrigen 14 bis 18jährigen Jugendlichen ohne
Beruf müssen sich schriftlich oder mündlich bei der Geschäftsstelle der Lehr¬

lingsfürsorgeaktion ,Wien , . ,Hanuschgasse3anmelden.
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Die Vertreter der österreichischen Wohlfahrtsämterim Rathaus .DieTeil - ¬
nehmeranderTagungderArbeitsgemeinschaftfür öffentlicheJugendfür¬
sorgein OesterreichwurdenhautemittagsvonBürgermeisterSeitzim
Rathausempfangen.LandesratProfessorBeirer(Niederösterreich ),derfür
dieses Jahr die Geschäftsführung der Arbeitsgemeinschaft übernommenhat ,
begrüsstenamensder ArbeitsgemeinschaftdenBürgermeisterunddanktefür
den liebenswürdigen Empfang ,der den Teilnehmern an der Tagungdurchdie
Stadt Wien bereitet worden ist . Wirhaben ,sagte er ,zahlreiche städtische

Wohlfahrtsinstitutebesichtigt . SiehabendievolleAnerkennunggefunden,
wieauchdieFührungdurchdiegeschlossenenWohlfahrtsanstaltendenVer¬
tretern der Länderviele wertvolleAnregungenvermittelte .Bürgermeister
Seitz hiess die Landesvertreterder Wohlfahrtsämterin Wienherzlich
willkommen ;er würdigte nach einemRückblickauf die Geschichte derFür¬
sorgebowegungdieAufgaben,diederArbeitsgemeinschaftbesonderszukom¬
men. Wennes Ihnen ,denFachmännern ,sagte der Bürgermeister ,gelingt ,inIhren
Beratungenauf eine Linie zu kommen,werdenSic wesentlicheszurSchaffung
des notwondigenJugendfürsorgegesetzesbeitragen .Wohlhat dieFürsorge-¬
bewegungin denLändernundin WienerheblicheFortschrittezuverzeich¬
nen ,dochsindalle EnungenschaftenvomZiel der umfassendenWohlfahrts-¬
tätigkeit noch weit entfernt .Umsomehrwünsche ich Ihmen im Interesse Ihrer

Tätigkeitdie einheitlicheMitarbeitder Politiker aller Lagerundvoral¬
lem ,dass Oesterreichbald in der wirtschaftlichgünstigenLagesei ,dieIde¬
ale der Wohlfahrtsbestrebungenzu verwirklichen .AndemEmpfangnahmenun¬
ter anderemBundesministerInnitzer ,die Vizebürgermeister-Emmerlingund
Hoss ,Präsident Dr .Danneberg ,StadtschulratspräsidentGlöckelsowiedie

amtsführendenStadträte Richter ,SpeiserundProfessorDr .Tandlerteil .

Ausgestaltungder elcktrischenStrassenbeleuchtung.In der nächstenZeit

leuchtung ausgestattet .
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Stromstörung .EineExplosioneiner HochspannungssicherungimUnterwerkLeo¬
poldstadtrief heutemittagseinekurzeStromstörunghervor .DieStörungbe¬
zogsich auf dengesamtenBereichdes Werkes ,inabesondereauchauf - die
Strassenbahn . Siedauerte7Minuten.

- . ———— — —— ——- - ¬

AusgestaltungderelektrischenStrassenbeleuchtung.In dennächstenTagen
wirddieneuhergestellteelektrischeStrassenbeleuchtungin derInneren
Stadt in der Griechengasseundauf demHafnersteigundin Floridsdorfauf
demKaisermühlendammin Betriebgesetzt . Demnächstwerdenauf demAlser¬
grunddie Müllnergasse ,Seegasseund ' Orsaygassemit der elektrischenStras¬
senbeleuchtung ausgestattet .

. - . - . - ——.— -- ¬

Leuchtgasselbstmord .Gesternmittags bemerktenWohnparteiendes HausesAl¬
xingergasse 80,dass aus der im Mezzanin gelegenen Wohnungder FrauKatha¬

rina . durchdringenderGasgeruchaussträme . DieHausparteienverständigten
davonsofort Gemeindewachleute ,die die Wohnungstürgewaltsamöffnetenund
in die gaserfüllte Wohnungeindrangen ,wosie die Wohnungsinhaberinaufdem
BodenaufeinemPolsterliegendauffanden.WährendeinGemeindewachmannan
ihr sofort Wiederbelebungsversucheanstellte ,verständigte ein andererGe¬

meindewachmanndie Rettungsgesellschaftundsorgte für die sofortigeDurch¬
lüftungderWohnung.DieRettungsgesellschaftkonntenurmehrdenTodder
Frau K .feststellen ,

Fürdie berufstätigeFrau .DieheutigeZeit verlangtvondenMädchenund
FraueneineexaktequalitativeAusbildungin allen Berufen. DieGemeindeWien
gibt hiezu die Möglichkeit in ihrer Frauengewerbeschule .Schulentlassene
Mädchenkönnensich dort nachzweijähriger Schulzeit den Gesellenbriefer¬

werbenundbereits Berufstätigenist die Möglichkeitgegeben ,inverschie¬
denenAbend- undNachmittagskursenWäscheundKleiderfür deneigenenBedarf
anzufertigen .Ferner sind in der FrauengewerbeschuleKursefürSchnittzeich¬
nen ,Modistenarbeiten,für moderneWerktechnikenundAufputzarbeiten(Ketten,
Gürtel ,Taschen und dergleichen ) fürHaar - undKopfpflege sowie Ondulieren .Nä¬

here Auskünfteüber die Organisationder Schule ,über SchulgeldundVerdienst
möglichkeit der Absolventinnenerteilt die Dircktion ,. ,Margaretenstrasse152 ,FernsprecherB27- - 76.Kanzleistundentäglichvon8 bis 14Uhr.
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Um112 . 217Frauenmehrals Männerin Wien .NachdenMitteilungenderMagis-¬
tratsabteilungfürStatistikwurdederStahdderWienerBevölkerungfürEnde
Jänner1930mit1,846 . 609Einwohnerberechnet . Davonsind 994 . 128weiblichen
und852. 181männlichenGeschlechtes.Essinddaherum142. 247Frauenmehrin
WienalsMänner.ImabgelaufenenJännerwurdeninWien866Trauungenvollzo-¬
gen . 526EhenwurdenvorrömischkatholischenSeelsorgernund177vorderpoli-¬
tischenBehördegeschlossen.UmEhedispensehabenimJänner302Parteienan¬
gesucht.272Ansuchenwurdenaufrechterledigt.GestorbensindimJännerinWien. 330Personen.Davonwaren. 179männlichenund. 151weiblichenGe-¬
schlechtes. DerWienerBevölkerunggehörten. 198Verstorbenean ,132waren
ortsfremd.InihrerWohnungsind971PersonenundinAnstalten. 359gestor-¬
bon.DiehäufigstenTodesursachenwarenorganischeHerzkrankheiten,denen437
Persenenerlegensind .AnKrebsstarben350Personen,anLungen-undKchlkopf-¬
tuberkulose243undanLungen-undRippenfellentzündung215Personen. DerGe-¬
hirnschlagraffte126Personenweg,derArterienverkalkungerlagen80Personen,
anepidemischenErkrankungenstarben61undanAltersschwäche59Personen.
Gegenüber77PersonenimDezemberverübtenimJänner98PersonenSelbstmord.

GechrteRedaktion!
WirbittenfreundlichstumAufnahmedernachfolgendenNotizund

legendasdarinerwähnteSonderheftzurgefälligenBenützungbei:
Gemeindcarchive,BibliothekenundMuseen. DerStädtebundhatkürzlichinLinz
eineTagungderösterreichischenGemeindenveranstaltet ,dieeigeneArchive
undMuseenbesitzen.AufdieserTagungerstattetenStadtarchivarDr.Helleiner
(St. Pölten)undRegierungsratWiesinger( Wels)sehrinteressanteReferateüber
die AufgabenundAusgestaltungderGemeindcarchiveundMuseen.DieseReferate.
unddieanschliessendeAussprachesindin einemsoebenerschienenenSonder¬
heftderGemeinde-Zeitungveröffentlicht,dasvonderVerwaltunginWien,. ,
NeucsRathauszumPreisvoneinemSchillingbezogenwerdenkann.

BezirksvertretungMargarcten.DienächsteSitzungderBezirksvertretungMarga-¬
retenfindetamMontag,den10. März,um17Uhrstatt .2116
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WIENERGEMEINDERAT
Sitzung vom28 ,Februar1930

BürgermeisterSeitz eröffnet um17 Uhrdie Sitzung . Esliegtfolgen -¬
der Dringlichkeitsantragdes GemeinderatesKunschakundKollegenvor :

DerWienerGemeimerathat am21 .Oktober1927denBeschlussge¬
fasst ,unter bestimmtenVoraussetzungenfür RusslandgeschäfteeineAusfall¬
bürgschaftin derHöhevon70ProzentdesausbedungenenEntgeltesbiszu
einem Gesamtfakturenbetrag von hundert Millionen Schilling zuübernchmen .eDadieseAusfallbürgschaftmit30 .Juni1928nichtvollausgeschöpftwordenwar beschloss der Gemeinderatam13 ,Juli 1928 und später am22 .Februar
1929 eine Verlängerung der Endfrist letzlich bis zum31 .Dezember1929 . Vor
Ablaufdieser Endfrist hat der amtsführendeStadtrat derVerwaltungsgruppeII ,offenbarmit Zustimmungdes HerrnBürgermeistersundderMehrheitspar¬tei ,eine weitere Verlängerungabgelehnt .Dies hatte zur Folge ,dass mit31 .
Dezember1929 die Wirksamkeitdes Gemeinderatsbeschlussesvom21 .Oktober1927 ihr Endegefunden hatte und sonach auch der noch erübrigte nicht in
AnspruchgenommeneTeilbetragvonrund23 MillionenSchilling verfallenwar .Nach Eintritt dieses Tatbestandes im Jänner 1930 entschloss sichSt . . Breitnerzur weiterenFörderungdesRusslandgeschäftes,diesmaljedochnachMassgabedes Bundesgesetzesvom16 .März1927 ,also durchBeteiligung

des Landes Wien an den Darlehengewährungen des Bundes . Dahiezu ein Landes¬
gesetz erforderlich war ,wurdeein solches demWienerLandtagunterbreitet
und von diesem in der Sitzung vom 31 .Jänner beziehungsweise 7 .Februar
1930 zum Beschluss erhoben .

Dieses Gesetz bestimmt in seinem § 3:
" FürdieseBeteiligungdesLandesWienan demvomBundzugewähren¬den Darlehenist jener Teilbetrag der mit Gemeinderatsbeschlussvom21 .Oktober 1927 ,Pr . . 1657,festgesetzten Gesamtfakturensumme von hundert Millio - ¬

nen Schilling in Goldzur Verfügungzu stellen ,der nicht schon durchdie
AusfallshaftungenaufGrunddiesesGemeinderatsbeschlussesin Anspruchge¬nommenist "

DieseBest immungsetzt sich zunächstüberdie notorischeTatsachehinweg ,dass überdennicht in AnspruchgenommenenTeilbetragderAusfalls¬
bürgschaft seit Ablauf der vomGemeinderat festgesetzten Endfrist nicht mehr
verfügt werden kann ,da selber mit Ablauf der Giltigkeit desGemeinderats - ¬beschlusses als verfallen betrachtet werden muss . Aberauch sinngemäss steht

die Bestimmungdes § 3 mit demvomGemeinderatseinerzeit festgelegtenZweckin Widerspruch .DerGemeinderathat eine Ausfallsbürgschaftbis zur Höhevon70 Prozentder Fakturensummegenehmigt ,das Landesgesetzhingegensichert
für Russlandgeschäfte eine Beteiligung des Landes an den Darlehen desBundesbis 25 Prozentdes Gesamtwertesder Lieferungzu . DerUnterschiedzwischenbeiden Aktionen ist augenfällig .

Selbst wennalso die durch Beendigung der Gemeinderatsaktion nicht
zur Verwendunggelangte Teilsummevon23 MillionenSchilling nochverfüg¬bargewesenwäre,hättensie nurimSinnedesGemeinderatsbeschlussesvom21 .Öktober 1927 in Verwendunggenommenwerdenkönnen .

Dochnicht allein die bisher aufgezeigten Tatsachenstellen sichals Verletzungder Verfassungder BundeshauptstadtWiendar .Darüberhinaus
ist noch festzustellen ,dass die Bestimmungendes § 3 des Landesgesetzesvom
7 .Februar 1930einen verfassungswidrigen Eingriff in die AutonomieunddasBudgetrecht der Gemeindedarstellen .

Die Verfassungder BundeshauptstadtWienumschreibt genaudieRechteund Pflichten von „ Wien als Land "und von „ Wien als Orts - undGebietsgemeinde .
Nachdieser Umschreibunghat Wienals Landnur GesetzgebungsundVollzichungs¬
kompetenzimRahmender Bestimmungender eigenensowiederBundesverfassung,daher keine Verwaltungs - undFinanzkompetenz ,Letzteres geht ganzklarausdemUmstandehervor ,dass Wienals Landkein eigenes Budgetbesitzt unddie
Vorsorgefür das finanzielle Erfordernisvon" Wienals Land "ausdrücklich ,überdiesnochin ganzengenGrenzengehalten ,vonderGemeindezutreffenist .
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Gemeinderatssitzung vom28 .Februar1930 II . Blatt
Das zweite Hauptstück der Verfassung der Bundeshauptsstadt Wienbe¬

stimmt im dritten Abschnitt des zweiten Hauptstückes im § 137,letzter Ab - ¬4satz ,wiefolge :
" Fürdas Erfordernis der Verwaltungsangelegenheiten von Wienals

Land ist von der Gemeinde vorzuschen .Die betreffenden Ausgaben sind in den
Rechnungsabschluss der Gemeindeaufzunehmen .Für den auf Wienentfallenden
Teil der Kosten der gemeinsamenAngelegenheiten des LandesNiederösterreich50

giit das gleiche ,„ DieseBestimmungist so eindeutig ,dass ihr Sinn gegenjedenVersuch einer rabulistischen Auslegung gefeit ist .
Ebenso klar und eindeutig ist die verfassungsmässige Umschreibung

der Rechtedes WienerGemeinderates . DieVerfassungder BundeshauptstadtWiensagt im § 81,dass der Gemeinderat berufen ist ," für die Gemeinde bindende
Beschlüsse zu fassen " ,und sie zählt in ihren § 89 die " derEntscheidungdes
Gemeinderatesvorbehaltenen besonders wichtigenVerwaltungsangelegenheiten "
tung vonBürgsenafsendunchdde Sammmtemit den durch dic Bundesgesetzover¬Fassungsmässig vorgeschriebenen Besenmankungen "und nach Punkt h " dieBewil¬
- igung von allen im Voranschlag nicht vorgesehenen Ausgaben ,wenn sie mehr

auf Als solche gelten nach Punkt " ode Aufnchme von Darlchen sowie dic Liis -

als lo . 000Schilling betragen "
Da nun für die Beteiligung des Landes Wien an den vom Bundzu

gewährendenDarlehen im Budget der Gemeindein keiner Weise vorgesorgt ist .
kommt für deren materielle Sicherung der § 89 in Betracht ,der wie schon

aufgezeigt ,unter demTitel " besonderswichtigeVerwaltungsangelegenheiten"
die Entscheidung hierüber ausdrücklich demWiener Gemeinderatvorbehält .Aus dieser Sachlage ergibt sich in einer ausser jedem Zwoifel ste - ¬
henden Art ,dass das Landesgesetz vom 7 .Februar in seinem § 3 den Bestimmun - ¬
gen der Verfassung der Bundeshauptstadt Wienwiderspricht ,in demesentgegendenklarenBestimmungendieserVerfassungsichüberdemGemeinderatausdrück-¬
lich vorbehaltene Rechte hinwegsetzt

Nach§ 34 der Verfassungder BundeshauptstadtWienhat derBürger -

meister

meister vor demversammelten Gemeinderat folgendes Gelöbnisabzulegen :
" Ichgelobe ,dass ich die Gesetzegetreulich beobachtenundmeinePflichten nach bestem Wissen und Gewissen erfüllen werde .
Nach § 91 der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien ist der Bürger - ¬

verpflichtet ,über die Einhaltung der durch diese Verfassung
1für die einzelnen Organe der Gemeindebestimmten Wirkungsbereiche zuwachen .

In der Sitzung des Landtages vom31 .Jänner 1930 wurdevomAntrag- ¬steller ausdrücklich auf die Verfassungswidrigkeit des § 3 des Gesetzes über
die Beteiligung des Landes Wien an der Förderung der österreichischen Ausfuhr
nach der Union der sozialistischen Sowjetrepubliken hingewiesen und die Ver¬
tagung der Verhandlungen beantragt ,um dem Gemeinderat im Sinne seiner verfas¬
sungsmässigen Rechte Gelegenheit zu selbstständiger Beschlussfassung zu geben .

Der Herr Bürgermeister hat sich in dieser Sitzung trotz der vorge¬
brachten verfassungsrechtlichen Bedenkengegen die Vertagungausgesprochen .

In der Landtagsitzungvom7 .FebruarwurdevomAntragsteller andenBürgermeister als Landeshauptmann die Frage gerichtet ,ob er bereit sei ,im

Sinneder Bestimmungendes § 119der Varfassungder BundeshauptstadtWien
dem vom Landtag besahlossenen Gesctz die Beurkundung zuversagen .

In Beantwortung dieser Anfrage hat der Bürgermeistef als Landes - ¬
hauptmannfeierlichst erklärt ,dass er die Beurkundungnicht verweigernwerdeund hat überdies seiner Meinung dahin Ausdruck dahin gegeben ,dass selbst
wennmanannähme ,dass durch das in Redestehende LandesgesetzeincBestimmung
der Wiener Verfassung geändert bezichungsweise ihr widersprochen wird ,wäre
das keineswegs verfassungswidrig ,denn die Wiener Stadtverfassung ist einfaches
Landesgesetz und jedes künftige Landesgesetz kann sie ändern . "

Diese Erklärung lässt erkennen ,dass der Bürgermeister den Bestimmun¬
gen des ersten Hauptstückes der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien botref -

fend " Wienals Orts -undGebietsgemeinde "keine den Landtagverpflichtende
Kraft beimisst und sonach auch den Landtag nicht an die Beachtung der dem
Gemeinderatverfassungsmässiggewährleisteten Rechte gebundenerachtet ,Gewiss
kann der Landteg das erste Hauptstück der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien
betreffend Wien als Orts -und Gebietsgemeinde durch einen einfachen Gesctzes¬
beschluss betreffend die Aenderungder Gemeindeverfassungabändern .Docheben¬
sofeststchend ist ,dass der Landtag die BestimmungenderGemeindeverfassung
in allen seinen Gesetzgebungsaktenfür solange und unbedingt zurespektieren
hat ,als diese Verfassungeine Abänderungdurchein eigenesLandesgesetznichterfahren hat .

Der Bürgermeister hat sich sonach wissenlich und vorsätzlich in
einenGegensatzgebrachtzu seinemGelöbnisundseiner im§ 91derVerfassungder Bundeshauptstadt Wien statuierten Pflicht .Der Bürgermeister ist sonach

nicht nur Mit - ,sondern Hauptschuldiger gewaden an einem Bruch der Vorfassungder Bundeshauptstadt Wien ,der von ernstester grundsätzlicher undpräjudi¬
zieller Naturist .

einzige
DiOVerfe

parlamenta
assung der Bundeshauptstadt Wien sieht für diesen Fall als
arische Möglichkeit der Abwehrin ihrem § 39 die Abberufungl
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§ 39der Verfassungder BundeshauptstadtWienbestimmt: "Versagt

der GemeinderatdemBürgermeisterodereinemamtsführendenStadtratdurchausdrücklicheEntschliessungseinVertrauen,sogilt er alsabberufen,wodurchderBürgermeisterseineFunktionals Bürgermeister,deramtsführendeStadt-¬rat sein Stadtratsmandat verliert .
EswirdsonachimSinnedes§ 39der VerfassungderBundeshaupt -¬stadt Wien der Antraggestellt :
" DerGemeinderatversagtdemBürgermeisterseinVortrauen"In formalerHinsichtwirdnach§ 18der Geschäftsordnungdiedring-¬licheBehandlungdiesesAntragesverlangt.

Es wird in die Tagesordnungeingegangen /

OhneDebattewerdengenehmigtderNeubauvonHauptunratskanälen
II . ,Altebergenstrasse,sowieimXIII .BezirkdieEinbeziehungdesGe-¬

bietesdesXXI .BezirkszwischenderMolkegasse,Bunsengasse,AntonStörkgasse
undJedelseerstrasseindiedreistockhoheVerbauung,dieAbänderungdesGe¬
neralregulierungsplanesfürdasGebietzwischenAuhofstrasse,Preinlgasse
PremreinergasseundGeylinggasseimXIII. Bezirk,OberSt .Veit ,dieErgänzung
des Generalregulierungs -undGeneralbaulinienplanesfür dasSiedlungsteilge -¬
bietNr.57imXXizBezirk,derGeneralregulierungs-undGeneralbaulinienplan
fürdennordwestlichenTeildesKüniglbergesimXIII. Bezirk,dieteilweise
AenderungderTarifbestimmungenfürdiestädtischenVerkehrsmittel,dieAus-¬
führungderWohnhausanlageXIII. ,Breitenseerstrasse-Altebergenstrasse(Kos¬
tenrundSchilling6,900. 000)fernerdieZuerkennungeinesJubiläumschren-¬
preisesandenKünstlerbundHagenanlässlichseinesdreissigjährigenBestan-¬
des imBetragevon1000Schilling .

St. . Richterreferiert überdie GeschäftsordnungderAbgabenberu¬
fungskommission .

GR. Uebelhör( . . )führtdarüberBeschwerde,dassdieBeschwerde-¬
kommissionganzwillkürlichzuSitzungeneinberufenwordenseiunddassviel
zuwenigSitzungendieserKommissionstattgefundenhaben,waszurFolgehat-¬
te ,dassdieeinzelnenSitzungeneinerseitsmitReferatenausserordentlich
überlastetwarenunddassandererseitsdieBerufunfswerbersehrlangeaufdie
Erledigungwartenmussten.ZwarhatderMagistratsdirektorzugesagt,dassdie
neugeschaffeneAbgabenberufungskommissionöfterzuSitzungeneinberufenwerden
wird ,aber dieses Versprechenallein genügtnicht ,es wärezu mindestnot¬
wendig ,dass gleichzeitig mit denReferatendenMitgliedernder Kommission
ein Verzeichnisder eingebrachtenundnochnicht behandeltenBerufungenver¬
schmmitdemDatumderEinbringungübermitteltwürden .GR .Uebelhörstellt
einenAntragin diesemSinne( LebhafterBeifall bei derE . . )2
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St . . Richterbemerkt ,wenn gewünschtwerde ,

dassdieKommissionöfterzuSitzungeneinberufenwerde,werdediesemWunsche
Rechnunggetragenwerden.Imübrigenmusshervorgehobenwerden,dasskeine
KörperschaftimRathausesoreibungslosundsosehrmitgegenseitigemVer-¬
ständnisgearbeitethat ,wiegeradedieseKommission.NichtnuretwaMitglie-¬
dernderMehnheitsondernallenMitgliedernderKommissionwerdenReferate
zugeteiltundwährendderganzen11JahredesBestandesderKommissionist
eszukeinerleigrösserenAuseinandersetzungenoderReibungengekommen.Dem
Antragedes . . UebelhörkönnederBerichterstatterleidernichtzustimmen.
EinerseitsistüberdieBerufungskommissionseinerzeitbeiBgratungderVer-¬
fassungsreformimParlamenteingehendverhandeltwordenundesgehejetzt
schweranüberdieseVereinbarungenhinauszugehen,andererseitsistaber
auchdieDurchführungdesimAntraggeäussertenWunschesaustechnischen
Gründennichtmöglich,dadiebetreffendenAktensolangedieBerufungnicht
in derKommissionzurVerhandlungkommtsichin denverschiedenenAbteilungen
undBezirksämterbefindenundeinVerzeichnisdieserAktenvorihrerBehand-¬
lungschweranzufertigenist . ErbittetdaherdenAntragUebekhörabzulehnen.( Beifallbei derMehrheit).

DieGeschäftsordnungderAbgabenberufungskommissionwirdgenehmigt,
der AntragUebelhörwirdabgelehnt .

IndieAbgabenberufungskommissionwerdengewähltvondenSozialde-¬
mokratendieamtsführendenStadträteRichterundLinderunddieGemeinde-¬
räteMichalundReismann,vonder . L.dieGemeinderäteDr.KolassaundUebeihör

Gr. HofbauerberichtetüberdieAusführungderWohnhausanlageXIII.
Weinzierlgasse,OnnoKloppgasse,Pebzingerstrasse »DiePlänesindvomArchi-¬
tektenAlexanderPopp. DieWohnhausanlageumfasst128Wohnungenmitder
durfhschnittlichenGrössevonAlQuadratmetern.DieBaukostenbelaufensichauf Schilling2,100. 000.

GR. Pfeiffer( . . )erinnertdaran ,dassdieMitgliederder. L.
seitjeherschwereBedenkengegendieBoden-undWohnhaupolitikgeäussert
haben,aufdiesichdieMehrheitvonanfanganfestgelegthabe.DieGemeinde
WienhatihretoteHandaufallesEaulandgelegtundüberlässtdiesesBau-¬
landauchnichtdemjenigendiebauenwollen.SieverhindernsodieBautä¬
tigkeit . DieSozialisierungderBautätigkeitdurchdieGemeindeführtzu
dengrösstenSchädenfürdasWohn-undSiedlungswesen.HundertevonMillionen,
sindindenletztenJahrenverbautworden,derWohnungsmangelbestehtin
demselbenMassewievorherunddieArbeitslosigkeitwächstvonTagzuTag.251
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DurchWiengehtein StrumderEntrüstunggegendie MachthaberdesRathauses .
Esist daherunserewichtigsteForderung ,dassin HinkunftnichtmehrSteu¬
ergelder für Investitionen ,insbesonderenicht für die ErrichtungvonWohn.

hausbautenverwendetwerdendürfen ,keinesfallsaberüberdieEingängeausder
Wohnbausteuer.GenügendieseBeträgenicht ,soist eineWohnbauanleiheauf¬
zunchmen.Wenndie Mehrheithalsstarrig bleibt ,dannwirddie Lösungaufeinem
Wegevorsichgehen ,dernichtihr ,aberauchnichtunserwünschtseinkann,
sie wirdvondenenausgehen ,die in dieserStadteineExistenzmöglichkeit
nicht mehrfinden ( Boifall bei der . . )

GR. HofbauerhältdemVorrednerentgegen,dassdieGemeindeWien
in denletzten JahrenGemeindegrundimBaurcchtfür mehrals 3000Siedlungs-¬
häuser abgegebenhat und dass auch jetzt wieder beabsichtigt ist viele tau¬
sende Quadratmeter im Baurecht abzugeben .Ebenso unrichtig ist die Behaup¬

tungdesVorredners,dassdurchdieWohnhausbautenderGemeindenderAr¬
beitslosigkeitnichtgesteuertwerden.Richtigist vielmehr,dassbeiden
GemeindebautenimSommermehrals 10,000Arbeiterbeschäftigtsind(Lebhafter

Beifall )
DerAntragwirdangenommen.
GR. HofbauerreferiertüberdieAusführungderWohnhausanlageXIII. ,

RupertgasseJenullgasse . Eshandeltsich umeinendoppeltraktigenBaumit3
bis 1 Wohngeschossenund133WohnungenmitderdurchschnittlichenWohn¬
fläche von 28 ' 2Quadratmetern .Die Baukostenbelaufen sich auf rund2,000 . 000

Schilling .
GR. Millik ( . . )spricht sich bei diesem Gegenstande gegen die Er - ¬

bauungdesWolkenkratzersin derWähringerstrasseaus . Soschrer sonstdie
Vergebungvon Arbeiten wünsche ,sei er sehr befriedigt gewesen ,als inden

letztenTagenin denZeitungenzulesenwar ,dassdieVergebungderArbeiteb
für diesenBauneuordingsverschobenwordensei .Hoffentlichwirdsichdoch
jemand finden ,der der Rathausverwaltung mit Erfolg davon abrät ,diesen Wolken¬

kratzer zu erbauen .Manweissnochnicht ,wiedie Terrainverhältnissedort
sind ,manweiss auch nicht ,wie es sich auswirken wird ,dassmanWohnpar¬
teien mitZimmerundKücheimXVI .undXVII .Stockhabenwird . HatdieMehr¬
heit ihre Frauenorganisationen darüber befragt ?( St . . Weber :In sohohe

Stockwerkekommenja garkeineWohnungen,sondernnurBüroräumlichkeuten !)
Ausserdemmüsste manbedenken ,dass je höher das Bauworkwird ,destotourer

dieErrichtungundErhaltungwird. MansolltosichdaherdieSachenochüber¬
legen unddie Millionen ,die für diesen Riesenbauausgegebenwerdensollen ,
dazuvorwendenein Gebietmitvillenartiger Verbauungaufzuschliessen .( Bei¬fall bei der . . )
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DerReferentenantragwirdangenommen.
SodannwirdderDringlichkeitsantragderGemeinderäteKunschakund

KollegenvomSchriftführer“,Holaubekverlesen.DieVerlesungwirdvonder
Einheitsliste mit lebhaftem Beifall und Händeklatschenbegleitet .

In Begründungder Dringlichkeit des Antragesführt

GR.Kunschak( . . )aus :VoraussetzungundGrundlagejedesdomokrati-
schenGemeinswesensist nichtnurderWille ,sondernauchdieTatzurBeobach¬
tungder Gesetze . WenndieseVoranssotzungnicht mehrgegebenist ,wenndiese
Grundlagewankt ,ist es umdenBestandeinesdemokratischenGemeirwesensge¬
schchen .Nicht nur - derHerr Bürgermeisterundseine Partei ,sondernauchwir

dG. rüber
Ausdruckgegeben,dassdieDemokratio-nunmehrzurGrundlagederöffentlichen
VerwallangimallgemeinenundzujenerderGemeindeWienimbesonderengewor¬
denist . DieDemokratiekannnichtnuralsAushängeschild,alsDekorations-¬o

objektdienen .Dawürdesie jedensittlichenWertverlorenhaben .DieDemokra-¬
tiemussunsHerzenssacheseinundesmussdaherallesvorgekehrtwerden,was
geeignetist ,diedemokratischeGrundlageunsererVerwaltunggegenüberdem
ZustandfrühererZeitenzurechtfertigen .LeidergottessinddurchdieBe-¬
schlüssedesWienerLandtagesTatsachengesetztworden,diediesenGrundgedan¬
ken ,derallenParteienindiesemHauseundausserdiesemHausegemeinsamsein
müsste,striktewidersprechen.EsistdaherPflichtallerderer,fürdiedie
DemokratienichteinLippenbekenntnis,sonderneineHerzenssache,jaeinpoli¬
tischesDogmagewordenist ,dafürzusorgen,dasssolcheVerstüssewirsie
derWienerLandtagabernichteralleinverschuldethat ,sondernmitwelchen
sichderHerrBürgermeisteridentifiziert ,ja welcheergewissermassenglo¬
rifiziert hatsichnieundnimmerwiederholendürfen ,Wirhabendaherver¬
suchtinzweiSützungendesWienerLandtegesdurchVorbringengewichtigster
BedenkendenLandtagvoreinerderartigenStellunnahme,wiesievonunskri¬
tisiortwird ,zubewahrenunddemHerrnBürgermeistereineGelegenheitzu
eröffnen,dieesihmermöglicht,denFchlschrittwiederzukorrigierenund
wiedereinzulenkenindieBahnenderAchtungderGesetzederDomokratie,der
GesetzediegrundlegendsindfürdieVerwaltungderGemeindeWien,Auchdas
warvergebens .Es steht uns nachder Verfassungkein Mittel mehrzu alsjenes ,
daswirheuteDringlichkeitsantrageanwenden,zudessenBeschlussfassung253
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wirdenGemeinderateinladen.DasseinesolcheStellungnahmedringlichist ,
ergibt sich aus demvonmir angeführtenGründen . DieDemokratieverträgt
wederVerschleierungnocheinenSchwebezustand,EindemokratischesBekennt¬
nis muss klar und fest sein ,( Lebhafter Beifall bei der . L) undesmuss

daherdie' Sachlagesoraschwiemöglichdahingeklärtwerden,obfürdieVer-¬
waltungder GemeindeWienundfür das oberste Organder GemeindeWien ,den
Bürgermeister,dieaufGrundfreierdemoknatischerEntschliessunggefasster
GesetzeGültigkeithabenodernicht .Aufdiese Fragegibt es nur ein Jaoder
Nein .Ausflüchtesind hier gleichbedeutendmit einemNein .GR. Kunschakbittet ,
demAntragdieDringlichkeitzuzuerkennen(LebhafterBeifallundHändcklat-¬
schen bei der . . )

Vizebgm .Hoss leitet die Abstimmungüber die Dringlichkeit desAn- ¬
trages ein . DieMitglieder der . Lstimmenfür die Dringlichkeit ,dieMehr- ¬
heit dagegen ,lebhaftePfuirufeundzahlreichelaute Zwischenrufebeider
Einheitsliste . GR. Preyer: Woist derBürgermeister?Eristgeflüchtet!GR.
Höpeller( . . ):SchöneDemokraten!Gesetzesverletzung!GR.Dr.Koladsa( . . :
Ihr deckt Euch mit demVerfassungsbruch !

Vizebgm .Hossgibt bekannt ,dass demAntragdie Dringlichkeitnicht
zuerkannt ist ,weiters erklärt er ,dass der Antragauf dieTa¬
gesordnungder nächstenGemeinderatssitzungzur Bchandlunggestelltwird .

Schlussder Sitzung18 ' 30Uhr.
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